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An den

Bürgermeister  und  den  Gemeinderat  von  Breitenfurt
Hirschentanzstraße  3

2384  Breitenfurt

Stellungnahme  zum  derzeit  aufliegenden  Änderungsentwurf

Sehr  geehrte  Damen  und Herren!

6

Eine  Verbauung  des hier  angesprochenen  Areals  liegt  weder  a er e r er er
ortsansässigen  Bevölkerung  noch  der  unmittelbar  betroffenen  Menschen.  Das bedeutet,  dass  der
für  solche  Veränderungen  nötige  Wunsch  der  eigenen  Bevölkerung  nicht  gegeben  ist! Der
Bebauungsplan  wurde  OHNE  eingehende,  sorgfältige  Prüfung  durch  unabhängige  Experten
(im  Auftrag  der  Gemeinde)  erstellt.

Die Volksbefragung  zum,,GenerationenpIan"  vom  20. Jänner  2019  ergab  mit 57,4Prozent  ein
deutliches  NEIN  zu einer  vertraglichen  Sicherstellung  der  Verbauung  der  Breiteneder-Gründe.

Die  neuerliche  VolksbeTragung  vom  8. Dezember  2024 über  die mögliche  Verbauung  der

Breiteneder-Gründe  hat  mieder  ein eindeutiges  Ergebnis  ergeben:

Bei  einer  Wahlbeteiligung  von  71,4  Prozent  haben  62,4  Prozent  die Frage  I mit  Nein  und 56,8

Prozent  die  Frage  2 mit  NEIN  beantwortet.

Ein  Ziel  der  örtlichen  Raumplanung  ist die  Anhebung  der  Lebensqualität.  Dieses  Ziel  wird im nun
vorliegenden  Plan  deutlich  verfehlt!

s  Wie  zületzt  das  Hüchwasser  im Herbst  2024  zeigte,  werden  die Liegenschaffen  im Llmfeld

der  Breiteneder-Gründe  bei  Starkregenereignissen  überflutet,  Grund-  und  Hangwasser

richten  bereits  jetzt,  wo  dieses  Areal  noch  Wasser  aufnehmen  kann,  Schäden  an.

*  Die Hauptstraße  in Breitenfurt  und in weiterer  Folge  die B13 sind  zu Stoßzeiten  bereits

überlastet,  wir  alle  kennen  die  morgendlichen  Stauberichte  im Radio.

*  Die mit  dem  starken  Verkehrsaufkommen  zusammenhängenden  Faktoren  wie Lärm  und

Schadstoff-Emissionen  belasten  die Bevölkerung  bereits  jetzt  massiv.

*  Die im Motivbericht  als  wesentlich  bezeichnete  Durchwegung  ist planlich  nicht  ausreichend

gesichert.

*  Die  Auseinandersetzung  mit  Ortsbild  und  Einfügung  in die bestehende  Bebauungsstruktur  ist

unzureichend.

*  Unzutreffende  Annahmen  zur  Haushaltsgröße  als  fehlerhafte  Planungsgrundlage

*  Die  Herkunft  der  maßgeblichen  Planungsziele  ist  unklar.

*  Nachvollziehbare  Abwägung  der,,verworfenen"  Varianten  fehlen.

*  Die  Erklärung,  warum  höhere  Gebäude  gerade  für  andere  Nutzungen  notwendig  sein  sollen,

fehlt.

*  Transparenz  der  Entscheidungskette  fehlt.

*  Es besteht  die Gefahr  einer  projektgetriebenen  statt  ortsbezogenen  Planung.

*  Der  zu erwartende  Zuzug  wirkt  sich  u.a.  auf  Kindergärten,  Schule,  Abwassermanagement

etc.  aus und widerspricht  somit  einem  sparsamen  Umgang  mit immer  geringeren  und

begrenzten  öffentlichen  Mitteln.

Konkrete  Studien  oder  Gutachten  mit  validierten  Ergebnissen  zu all diesen  Punkten  wurden  von

der  Gemeindeführung  bisher  nicht  eingeholt  und  fehlen  daher.  Ohne  solche  Abwägungen  sind  die



Folgen  der Verbauung  eines  derart  großen  Areals  im Bereich  der  Hochwasserzone  nicht

einzuschätzen  und daher  hochriskant.

Im Sinne  vorausschauender  KonfIiktminimierung,  Schadensbegrenzung  und der  Berücksichtigung

des  öffentlichen  Interesses  (siehe  Ergebnisse  der  Volksbefragungen)  raten  wir  dringend  davon  ab,

ohne  die geforderten  Prüfungen  und Abklärungen  und ohne  Einbindung  der Bevölkerung  in die

Planung  dieses  Projekt  umzusetzen.

Vielen  Dank für  Ihre  Aufmerksamkeit  und für die  Berücksichtigung  unserer  Anliegen  als

Bürger"innen  von  Breitenfurt

Mit  freundlichen  Grüßen:

Name Adresse Unterschrift
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Stellungnahme des Ortsplaners:  

Für die Marktgemeinde Breitenfurt liegt ein ministeriell genehmigter Gefahrenzonenplan (Zahl: 2026-
0.044.549 vom 14.01.2026) vor, der im Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 des aufgelegten 
Bebauungsplan eingetragen ist. Es wurden die roten, gelben, braunen Gefahrenzonen, sowie die blauen 
Vorbehaltsbereiche im Flächenwidmungs- und Bebauungsplan eingetragen. 
 
Rote Gefahrenzone: Bereiche, die so stark gefährdet sind, dass eine ständige Besiedlung nicht oder nur 
mit extrem hohem Aufwand möglich ist. Eine Bebauung ist hier in der Regel sehr stark eingeschränkt 
oder komplett ausgeschlossen. 
Gelbe Gefahrenzone: Flächen, die durch Naturgefahren bedroht sind und deren ständige Nutzung für 
Siedlungs- und Verkehrszwecke beeinträchtigt ist. Eine Bebauung ist nur unter strengen Auflagen 
möglich. 
Zusätzlich werden im GZP folgende Bereiche ausgewiesen: 
Blaue Vorbehaltsbereiche: Flächen, die für technische oder biologische Schutzmaßnahmen 
freizuhalten sind. 
Braune Hinweisbereiche: Zonen, die auf andere Naturgefahren (wie Steinschlag, Rutschungen oder 
Erosion) hinweisen. 
 
In der aktuellen städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH 
Hawlik und Gerginski (vgl. Beilage 2) gehen diese ebenfalls auf die Gefahrenzonensituation ein. 

 Da die gelbe Zone im geschlossenen Ortsgebiet liegt und der Flächenwidmungsplan bereits 
besteht ist es zulässig im Bebauungsplan Flächen für eine Bebauung innerhalb der gelben Zone 
festzusetzen 

 
Die Gefahr des Hochwassers in der gelben Zone wird wie folgt berücksichtigt: 

 Entweder es wird das Fußbodenniveau des Erdgeschoßes (und alle Öffnungen in den Keller) 
über einer von der "Wildbach" individuell anzugebenden Höhe über dem umgebenden Gelände 
errichtet oder es wird ein individuelles Verfahren geführt. 

 Die Einfahrten von 2 Tiefgaragen liegen außerhalb der gelben Zone (Baufeld C und F). Die 
Einfahrt zur Garage von Baufeld A liegt in der gelben Zone. Diese wird hinsichtlich der Höhenlage 
so geplant, dass das Niveau der Einfahrt über dem zu erwartenden HQ 100 zu liegen kommt. Zur 
Vermeidung von eindringendem Wasser eines HQ300 ist die Einfahrt rundum mit einer STB-
Brüstung versehen und kann durch Dammbalken temporär geschlossen werden. 

 
Diese Überlegungen entstanden auch durch die raumordnungsfachliche Stellungnahme vom Büro 
RaumRegionMensch ZT GmbH vom April 2026 (vgl. Beilage 3), wo festgestellt wird, dass der 
gegenständliche Bereich im geschlossenen Ortsgebiet situiert ist und daher auch die im Norden 
bestehende Hochwassergefährdung einer ständigen Benützung für Siedlungs- und Verkehrszwecke nicht 
entgegensteht. 
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Von der Wildbach- und Lawinenverbauung wurde ebenfalls eine Stellungnahme von DI Christian 
Stundner vom 28. Juli 2026 mit der Geschäftszahl: WLK ID 215 25 759 abgegeben (vgl. Beilage 4): 
Aus wildbachfachlicher Sicht wird der Marktgemeinde Breitenfurt empfohlen, folgende Bestimmungen in 
den Bebauungsplan aufzunehmen, die im Verordnungstext folgendermaßen formuliert sind: 

 Innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone dürfen keine Neubauten oder Gehwege 
errichtet werden. 

 Eine Entlangführung von Verkehrswegen ist innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone 
nicht möglich. Etwaige Querungen der Bachstatt mittels Brücken sind auf das unbedingt 
notwendige Mindestmaß zu reduzieren. Für Brückenbauwerke ist eine wasserrechtliche 
Bewilligung notwendig. 

 Eine Entlangführung von kritischer Infrastruktur (Strom, Abwasser, Trinkwasser, etc.) ist 
innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone nicht möglich. Etwaige Querungen der 
Bachstatt sind auf das unbedingt notwendige Mindestmaß zu reduzieren. Die 
Mindestüberdeckung der Einbauten muss mind. 1,5 m betragen (d.h.: Kabel- oder 
Rohrführung mind. 1,5 m unter dem jeweiligen Sohlniveau). 

 Die zu bebauuenden Flächen (incl. Nebengebäude und Gärten) müssen innerhalb der 
Gelben Wildbachgefahrenzone im Vorfeld gegebenenfalls nach Maßgabe eines 
wasserrechtlich bewilligten Projekts hochwasserfrei gestellt werden. Das zu 
unterstellende Bemessungsereignis ist ein HQ₁₀₀ incl. IF inklusive einer 30 cm hohen 
Sicherheitsreserve (Freibord). 

 Alle innerhalb der Gelben Wildbachgefahrenzone liegenden KFZ Abstellplätze,müssen 
im Vorfeld gegebenenfalls nach Maßgabe eines wasserrechtlich bewilligten Projekts 
hochwasserfrei gestellt werden. Das zu unterstellende Bemessungsereignis ist ein 
HQ₁₀₀ incl. IF. 

 Die Hochwasserfreistellung hat derart zu erfolgen, daß gegebenenfalls nach Maßgabe 
eines wasserrechtlich bewilligten Projekts das öffentliche Interesse (Verweis § 105 
Wasserrechtsgesetz) nicht beeinträchtigt und bestehende Rechte nicht verletzt werden. 

 Durch die Hochwasserfreistellung darf es gegebenenfalls nach Maßgabe eines 
wasserrechtlich bewilligten Projekts zu keiner Wasserspiegelerhöhungen auf 
Fremdgrundstücke kommen (Hinweis: auf Eigengrund 506/1 wird sich der 
Wasserspiegel im Differenzenplan verändern). 

 Die Planung der Hochwasserfreistellung hat durch ein befugtes und fachkundiges Büro 
für Wasserbau oder Wildbachverbauung zu erfolgen. Die geplanten Maßnahmen sind 
mit der Wasserrechtsbehörde schriftlich abzustimmen, ggf. ist eine wasserrechtliche 
Bewilligung notwendig. 

 Hangwässer / pluviale Wässer sind bei der Planung der Hochwasserfreistellung zu 
berücksichtigen. 

 Die Zufahrt / der Zugang zu den innerhalb der Gelben Wildbachgefahrenzone liegenden 
Baulichkeiten muss auch im Bemessungsfall dauerhaft möglich sein (Hinweis: auch hier 
ist zu beachten, dass es zu keiner Beeinträchtigung des öffentliche Interesse und 
bestehende Rechte kommt). 

 Innerhalb der Wildbachgefahrenzonen (rot und gelb) ist die die Errichtung 
geschlossener Zäune, Sockelmauern, abflusshemmender Hecken, etc. nicht möglich. 
Allfällige Zäune sind so herzustellen, dass sie kein Hindernis für den 
Hochwasserabfluss darstellen. 

 Alle neu hinzukommenden Dach- und Oberflächenwässer sind entweder auf 
Eigengrund zu retentieren. Im Falle einer Einleitung in den Vorfluter ist eine 
wasserrechtliche Bewilligung notwendig. 
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 Innerhalb der Wildbachgefahrenzonen dürfen keine Spielplätze errichtet werden. 
 Auch während der Baupase ist der gefahrlose Hochwasserabfluss im Hinblick auf 

gelagerte Baumaterialien, Gerüste, Baustelleneinrichtung, etc. sicherzustellen. 
 

 
Bezüglich der Überdeckung von Tiefgaragen wird folgende Bestimmungen in den Bebauungsplan 
aufgenommen, die im Verordnungstext folgendermaßen formuliert ist: 
§ 17, Abs. (3) Tiefgaragen, die eine Überdeckung mit Erdreich von mindestens 60 cm aufweisen, zählen 
nicht zur versiegelten Fläche. 
 
Erläuterung: Die Überdeckung mit Erdreich von mindestens 60 cm ergibt sich aus der Überlegung, dass 
man damit bei der doppelten gesetzlichen Mindesthöhe laut § 31, Abs. 9 NÖ ROG 2014 ist. 
Die Gesetzesbestimmung lautet: 

(9) Zur Ortsbildgestaltung oder um unzumutbare Belästigungen zu vermeiden, dürfen bestimmte 
Teile oder ein bestimmtes Ausmaß von Grundflächen zu Freiflächen erklärt werden. Auf diesen 
Freiflächen dürfen keine Vorhaben nach § 14 und § 15 NÖ BO 2014, LGBl. Nr. 1/2015 in der 
geltenden Fassung, errichtet werden. Ausgenommen sind Vorhaben, die zur Gänze mindestens 
50 cm unter dem Gelände nach Fertigstellung und mindestens 50 cm unter dem Bezugsniveau 
liegen und die für eine intensive Begrünung mit einem Bodenaufbau von mindestens 30 cm 
geeignet sind. 

 
 
Hinsichtlich der Verkehrsentwicklung bei Realisierung des Projektes wurde eine Verkehrsuntersuchung 
von der Ziviltechniker GmbH Rosinak und Partner vom 22. 08. 2024, GZ 24469 (vgl. Beilage 7) 
erstellt. Darin wird die Zufahrt von der Hauptstraße (Bauphase 1) und der Liesingtalstraße (Bauphase 2) 
untersucht. 
Danach wurde von der Ziviltechniker GmbH Rosinak und Partner sowohl eine 
Verkehrsuntersuchung vom 08. 06. 2026, GZ 24469 (vgl. Beilage 8) ausgearbeitet, welches die 
Zufahrt ausschließlich über die Liesingtalstraße (Bauphase 1) behandelt. 
Ebenso liegt ein Mobilitätskonzept vom 20. 05. 2026, GZ 24469 (vgl. Beilage 9) von der Ziviltechniker 
GmbH Rosinak und Partner vor. Dieses Mobilitätskonzept stellt sicher, dass das Projekt anhand folgender 
infrastruktureller Gegebenheiten im Planungsumfeld sowie aufgrund der geplanten 
Mobilitätsmanagement-Maßnahmen, im Hinblick auf eine klimafreundliche Mobilität positiv beurteilt 
werden kann. 
 
Von Dipl.-HTL-Ing. Michael Kniha wurde am 29.06.2026 die vorliegende Verkehrsuntersuchung (Stand 
08.06.2026) von Rosinak & Partner ZT GmbH auf verkehrstechnische Plausibilität überprüft (vgl. 
Beilage 10). Er kommt zu dem Schluss, dass die prognostizierten zusätzlich generierten 
Verkehrsfrequenzen des motorisierten Individualverkehrs (MIV) und die daraus abgeleiteten klein- und 
großräumigen Auswirkungen auf die Verkehrssituation entsprechend dem Stand der Wissenschaft 
plausibel sind. 
 
Am 08.07.2026 wurde von Dipl.-HTL-Ing. Michael Kniha eine ergänzende Stellungnahme (vgl. 
Beilage 11) zur Verkehrsuntersuchung (Stand 22.08.2024) von Rosinak & Partner ZT GmbH für den 
geplanten Vollausbau abgegeben. Diese besagt, dass das künftig generierte zusätzliche 
Verkehrsaufkommen für den geplanten Vollausbau grundsätzlich leistungsfähig abgewickelt werden kann 
und nur bei einzelnen Kreuzungen geringe Überlastungserscheinungen möglich sind und allenfalls dafür 
Umgestaltungs- bzw. verkehrstechnische Adaptierungsmaßnahmen erforderlich sind. 
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Wie schon im Motivenbericht erwähnt, ist das Grundstück derzeit von der Liesingtalstraße erschlossen. 
Es werden keine Verkehrsflächen eingetragen, jedoch Möglichkeiten geschaffen, die einzelnen Baufelder 
(darunter sind jene Flächen zu verstehen, die die gleiche Widmungsart, jedoch unterschiedliche 
Bebauungsdichte, -weise oder -höhe aufweisen), zu erreichen. Dies gilt auch für den Bereich des PVZ. 
Die dafür vorgesehenen Bereiche erhalten daher nur eine Bebauungsdichte von 5 Prozent, die offene 
Bebauungsweise und eine maximale Gebäudehöhe von 3 m, die nicht überschritten werden darf. Damit 
können in diesen Bereichen Nebengebäude errichtet werden (z.B.: überdachte Müllsammelplätze, etc.). 
Damit ist auch eine Übereinstimmung mit dem örtlichen Raumordnungsprogramm gegeben. 

 
Abb. 3a  derzeitig rechtskräftige Flächenwidmung ohne Maßstab mit den aktuellen Daten von der 
Wildbach- und Lawinenverbauung 
 
 
In der aktuellen städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH 
Hawlik und Gerginski (vgl. Beilage 2) ist eine umfassende Durchwegung geplant und diese wird auch 
vertraglich sichergestellt. 
Zur Freihaltung der entsprechenden Korridore (vgl. Abb. 8a) wird von der Architekten ZT GmbH Hawlik 
und Gerginski vorgeschlagen, zwei Bereiche zusätzlich durch Baufluchtlinien zu kennzeichnen, sodass 
dort keine oberirdische Bebauung möglich ist. Diese befinden sich ungefähr in Verlängerung der 
Fiakergasse (durch Baufeld C) und etwa in Verlängerung der Bonifaziusgasse im Grenzbereich der 
Baufelder E+F. 
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Abb. 8a  Skizze zur Freihaltung der entsprechenden Korridore 
 
 
Im Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 des aufgelegten Bebauungsplan wird die Gebäudehöhe 
aufgrund der städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH Hawlik 
und Gerginski (vgl. Beilage 2) geändert. 
Die nun vorgenommenen Anpassungen gehen stärker auf die Umgebung ein. Die Umgebung weist in 
weiten Teilen eine Bebauung auf, die einer Bauklasse II entspricht. Im Nordosten ist eine Gebäudehöhe 
festgelegt, die der Bauklasse IV entspricht. Die nun vorgeschlagene überwiegende Bauklasse III vermittelt 
zwischen diesen beiden Rand-Parametern und schafft eine Bebauung, die für eine Ortskern-Entwicklung 
sinnvoll ist. 
Bei allen Baufeldern wurde die maximale Gebäudehöhe auf folgende Bauklassen geändert: 

• Baufeld A von 15 m auf Bauklasse II,III 
• Baufeld B von 12 m auf Bauklasse I,II 
• Baufeld C bis F von 12 m auf Bauklasse III 
• Baufeld G von 9 m auf Bauklasse III 

 
Von der Architekten ZT GmbH Hawlik und Gerginski wurden zusätzliche Perspektiven erstellt, um die neu 
geplante Höhenentwicklung im Zusammenhang entlang der Liesingtalstraße, sowie das Verhältnis zur 
Edlinger-Siedlung besser zu zeigen. 
 

 
Abb. 13 b Perspektive entlang der Liesingtalstraße 
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Abb. 13 c Perspektive entlang der Liesingtalstraße 
 

 
Abb. 13 d Perspektive zur Edlinger-Siedlung 
 
Hinsichtlich der Einfügung in das Landschaftsbild wurde von der Architekten ZT GmbH Hawlik und 
Gerginski eine Dokumentation von Blickpunkten außerhalb des Siedlungsgebietes als 
Stellungnahme vom 15. 06. 2026 übermittelt (vgl. Beilage 5). 
 
Die geplante Bebauung in der Bauklasse III ist durchwegs niedriger als der Baumbestand der 
umliegenden Grüngürtel und Forst-Flächen. Diese Grünzüge weisen Höhen von 12-15m auf. Die geplante 
Bebauung bewegt sich darunter. Diese Wirkung lässt sich an den bestehenden Gebäuden der "Edlinger-
Siedlung" ablesen: die nördlichen Baukörper weisen sieben Geschoße auf und sind aus der Entfernung 
teilwiese sichtbar. Die südlichen Baukörper weisen 4 Geschoße auf und sind weitestgehend von 
Vegetation verdeckt. Die geplanten Baukörper der Bauklasse III werden 4 Geschoße mit begrüntem 
Flachdach aufweisen und daher noch weniger Wirkung in der Ferne haben. 
 
Zusätzlich wurde von der Gemeinde ein zusätzliches Ortsbildgutachten bei Herrn Arch. DI Hannes 
Toifel in Auftrag gegeben (vgl. Beilage 6), das zu dem Schluss kommt, dass die vorgesehene 
Entwicklung als eine zeitgemäße, behutsame Weiterentwicklung im Sinne eines qualitätsvollen 
Weiterbauens im ortstypisch gewachsenen Siedlungscharakter zu bewerten ist. Die in der Studie 
dargestellte neue Bebauung bildet die Grundlage für eine klare und geordnete städtebauliche Struktur. 
Dabei bleiben die landschafts- und ortsbildprägenden Merkmale sowie der gewachsene 
Siedlungscharakter in ihrer wesentlichen Ausprägung erhalten. 
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Die im Motivenbericht dargelegten Bebauungsstudien sollen leicht zu vergleichen sein und es wurde 
daher immer von einer generellen Wohnungsgröße von 85 m2 ausgegangen.  
Bei der Errichtung von neuen Wohnungen ist man von der realistischen Annahme einer Belegung von 2 
Erwachsene + 1 Kind“ ausgegangen. Es wurde nicht behauptet, dass die Haushaltsgröße zwingend 3 
Personen beträgt. 
Natürlich ist die Haushaltsgröße laut Statistik Austria in Breitenfurt geringer. In Breitenfurt bei Wien gibt 
es insgesamt 2.627 Privathaushalte, wobei die durchschnittliche Haushaltsgröße bei rund 2,2 Personen 
liegt. 
Die genaue Verteilung der Haushaltsgrößen laut Daten der Statistik Austria teilt sich wie folgt auf: 
1-Personen-Haushalte: 870 Haushalte 
2-Personen-Haushalte: 953 Haushalte (die häufigste Haushaltsgröße) 
3-Personen-Haushalte: 395 Haushalte 
Haushalte mit 4 oder mehr Personen: 409 Haushalte 
Damit zeigt sich in Breitenfurt – ähnlich wie im gesamten Bezirk Mödling – ein klarer Trend zu kleineren 
Wohneinheiten, da Ein- und Zweipersonenhaushalte zusammen fast 70 % aller Haushalte ausmachen. 
 
 
Die Planungsvorgaben hinsichtlich der Gebäudehöhe bzw. die flexible Gestaltung kamen vom 
Projektbetreiber und von der Gemeinde. Die Überlegung war, dass eine flexible Gestaltung der 
Gebäudehöhe möglich wird. Durch die Festlegung einer Geschoßflächenzahl kann dies am besten 
erreicht werden. 
 
 
nachvollziehbare Abwägung der verworfenen Varianten 
Zum Beispiel, die im Motivenbericht dargestellte Variante 2 der Bebauungsstudien zeigt auf, dass bei 
einer Beibehaltung der Baufelder, einer Parzellengröße von 700 m2 und der Festlegungen vom dd – 
Dichtediagramm, der offenen Bebauungsweise und der GH – Gebäudehöhe in Hanglage, ca. 136 bis 
201 Wohnungen möglich sind.  
Diese eben dargelegten Bebauungsplanstudien werden nicht weiter verfolgt, da einerseits eine Ein- bis 
Zweifamilienhausbebauung, wie bereits in der Umgebung entstehen könnte und Straßen notwendig sind, 
um diese Parzellenstruktur aufzuschließen. Damit würden höhere Infrastrukturkosten entstehen. Die 
höheren Kosten wurden nicht explizit berechnet, denn 700 m2 Parzellen haben einen Anschluss ans 
öffentliche Gut zu erhalten und sind nicht anders aufzuschließen. Diese Straßen sind von der Gemeinde 
herzustellen und auch als solche zu widmen. Bei den gegenständlichen Parzellengrößen bzw. Baufeldern 
ist eine Teilung als Fahnenparzellen möglich und die Erreichbarkeit der einzelnen Baufelder obliegt dem 
Grundeigentümer. Daher ergeben sich bei dieser Variante keine Kosten für die Gemeinde. 
 
 
warum höhere Gebäude gerade für andere Nutzungen notwendig sein sollen 
Meist haben andere Nutzungen, wie Geschäftsräume, Behandlungsräume, Veranstaltungsort, die alle in 
der Widmung Bauland – Kerngebiet möglich sind andere Raumhöhen als normale Wohngeschoße. 
Deshalb kann es notwendig sein insgesamt höhere Gebäudehöhen festzulegen. 

 
 

Fehlende Transparenz der Entscheidungskette 
Wie schon unter „Abwägung der verworfenen Varianten“ erläutert, obliegt die Erreichbarkeit der einzelnen 
Baufeldern dem Grundeigentümer. Es ist keine zusätzliche Verkehrsfläche durch die Gemeinde 
erforderlich und somit keine Änderung des örtlichen Raumordnungsprogrammes. 
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Gefahr einer projektgetriebenen statt ortsbezogenen Planung 
Im Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 des aufgelegten Bebauungsplan sind sowohl die ortsbezogene 
Planung als auch Wünsche des Projektbetreibers enthalten. Wie die dargelegten Unterlagen (Beilagen 
1-15) zeigen, kann dieses Projekt durchaus als „ortsbezogen“ gesehen werden. 
 
 
Bezüglich der Infrastruktur ist zu sagen, dass die zukünftigen Infrastrukturabgaben in einem 
Raumordnungsvertrag abgeschlossen zwischen der Marktgemeinde Breitenfurt und der BIP-
Immobilienverwaltung Ges.m.b.H. geregelt werden. 
 
 
 
Es wird dem Gemeinderat der Marktgemeinde Breitenfurt aus fachlicher Sicht empfohlen der 
Stellungnahme nicht zu entsprechen. 

 
 
Entscheidung des Gemeinderates:  

 
 
 
 



An den

Bürgermeister  und  den Gemeinderat  von Breitenfurt
Hirschentanzstraße  3
2384  Breitenfurt

EINGELANGT
Marktgemeinde  Breitenfurt

17, April 2026

Bauprotokoil H........re'ken.!"!!j.:.-.'...!4.:..- .2026

Beilagen:

Stellungnahme  zum  derzeit  aufliegenden  Änderungsentwurf  des  Bebauungsplanes

Sehr  geehrte  Damen  und Herren!

Eine  Verbauung  des hier angesprochenen  Areals  liegt  weder  im Interesse  der Mehrheit  der
ortsansässigen  Bevölkerung  noch  der  unmittelbar  betroffenen  Menschen.  Das  bedeutet,  dass  der
für  solche  Veränderungen  nötige  Wunsch  der  eigenen  Bevölkerung  nicht  gegeben  ist!  Der
Bebauungsplan  wurde  OHNE  eingehende,  sorgfältige  Prüfung  durch  unabhängige  Experten
(im  Auftrag  der  Gemeinde)  erstellt.

Die Volksbefragung  zum,,Generationenplan"  vom 20. Jänner  2019  ergab  mit 57,4Prozent  ein
deutliches  NEIN  zu einer  vertraglichen  Sicherstellung  der  Verbauung  der  Breiteneder-Gründe.

Die neuerliche  Volksbefragung  vom 8. Dezember  2024 über die mögliche  Verbauung  der
Breiteneder-Gründe  hat  wieder  ein eindeutiges  Ergebnis  ergeben:

Bei einer  Wahlbeteiligung  von  71,4  Prozent  haben  62,4  Prozent  die Frage  1 mit Nein  und 56,8
Prozent  die Frage  2 mit NEIN  beantwortet.

Ein Ziel der  örtlichen  Raumplanung  ist die Anhebung  der  Lebensqualität.  Dieses  Ziel wird  im nun
vorliegenden  Plan  deutlich  verfeh)t!

*  Wie zuletzt  das  Hochwasser  im Herbst  2024  zeigte,  werden  die Liegenschaffen  im Umfeld
der Breiteneder-Gründe  bei Starkregenereignissen  überflutet,  Grund-  und Hangwasser
richten  bereits  jetzt,  wo dieses  Areal  noch  Wasser  aufnehmen  kann,  Schäden  an.

*  Die Hauptstraße  in Breitenfurt  und in weiterer  Folge  die B13 sind zu Stoßzeiten  bereits
überlastet,  wir  alle  kennen  die morgendlichen  Stauberichte  im Radio.

*  Die mit dem starken  Verkehrsaufkommen  zusammenhängenden  Faktoren  wie Lärm  und
Schadstoff-Emissionen  belasten  die Bevö1kerung  bereits  jetzt  massiv.

*  Die im Motivbericht  als wesentlich  bezeichnete  Durchwegung  ist planlich  nicht  ausreichend
gesichert.

*  Die Auseinandersetzung  mit  Ortsbild  und Einfügung  in die  bestehende  Bebauungsstruktur  ist
unzureichend.

*  Unzutreffende  Annahmen  zur  Haushaltsgröße  als fehlerhafie  Planungsgrundlage
*  Die Herkunfi  der  maßgeblichen  Planungsziele  ist unklar.
*  Nachvollziehbare  Abwägung  der,,verworrenen"  Varianten  fehlen.
*  Die Erklärung,  warum  höhere  Gebäude  gerade  für  andere  Nutzungen  notwendig  sein  sollen,

fehlt.

*  Transparenz  der  Entscheidungskette  Tehlt.
*  Es besteht  die Gefahr  einer  projektgetriebenen  statt  ortsbezogenen  Planung.
@ Der zu erwartende  Zuzug  wirkt  sich u.a. auf  Kindergärten,  Schule,  Abwassermanagement

etc. aus und widerspricht  somit  einem  sparsamen  Umgang  mit immer  geringeren  und
begrenzten  öffentlichen  Mitteln.

Konkrete Studien oder  Gutachten  mit validierten  Ergebnissen  zu all diesen  Punkten  wurden  von
der Gemeindeführung  bisher  nicht  eingeholt  und fehlen  daher.  Ohne  solche  Abwägungen  sind  die



3en der Verbauung eines derart großen Areals im Bereich der Hochwasserzone  nicht
izuschätzen  und daher  hochriskant.

Im Sinne  vorausschauender  Konfliktminimierung,  Schadensbegrenzung  und der  Berücksichtigung
des  öffentlichen  Interesses  (siehe  Ergebnisse  der  Volksbefragungen)  raten  wir  dringend  davon  ab,
ohne  die geforderten  Prüfungen  und Abklärungen  und ohne  Einbindung  der Bevölkerung  in die
Planung  dieses  Projekt  umzusetzen.

Vielen  Dank für Ihre Aufmerksamkeit  und für die Berücksichtigung  unserer  Anliegen  als
Bürger"innen  von Breitenfurt

Mit  freundlichen  Grüßen:

Name

I

Adresse Unterschriff

I I
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Stellungnahme des Ortsplaners:  

Die gegenständliche Stellungnahme ist gleichlautend, wie die vorige Stellungnahme von Lehner, 2384 
Breitenfurt. 
Daher ist auch die Beantwortung gleichlautend. 
 
 
 
Es wird dem Gemeinderat der Marktgemeinde Breitenfurt aus fachlicher Sicht empfohlen der 
Stellungnahme nicht zu entsprechen. 

 
 
Entscheidung des Gemeinderates:  

 
 



An die

Marktgemeinde  Breitenfurt

Hirschentanzstraße  3

A-2384  Breitenfurt

z.H.  BM Wolfgang  Schredl

MARKTGEMEINDE
BREITENFURTBEIWiEN, N.ö,

POSTLEITZAHL  2384

Breitenfurt,  14.04.2026

Betreff:

Stellungnahme  zum Entwurf  der Änderung  des Bebauungsplanes  2026-1  in 2384

Breitenfurt

Sehr  geehrter  Herr  B[irgermeister,

meine  Stellungnahme  bezieht  sich  auf  die  vorliegenden  Entwürfe  in Plan-  und  Textform

zur  Anderung  2026-1  des  Bebauungsplans  für  das  Gemeindegebiet  der

Marktgemeinde  Breitenfurt.  Betroffen  sind  die Planblätter  49/3,  56/4,  57/1 und 64/2

sowie  deren  digitale  Neuerstellung,  ausgearbeitet  durch  das Technische  Büro  für

Raumplanung  und Raumordnung  DI Friedmann  und  Aujesky  OG, 1230  Wien.

A)  Stellungnahme  bezüglich  Planinhalte:

I ) Die aktuell  geltenden  Bebauungsvorschrifien  in Abschnitt  2 § 8 (1 ) schreiben  vor,

dass  für  Niederschlagswasser  bis  zu einem  Ereignis  mit  einer  Wiederkehrperiode

von zehn  Jahren  ein Versickerungsnachweis  auf  dem  eigenen  Grundstück  zu

erbringen  ist.

Es wird  angeregt,  die gegenständliche  Beurteilung  an den aktuellen  Stand  von

Wissenschaft  und Technik  anzupassen.  Gesicherte  Erkenntnisse  zeigen,  dass

einschlägige  Ereignisse  an Intensität  und Häufigkeit  zunehmen  und zugleich  mit

erheblichen  Prognoseunsicherheiten  verbunden  sind.

Vür  dieserri  Hiritergrund  bestehen  Zweifel,  ob die  bisherigen  Vorsorgemaßnahmen

den  rechtlichen  Anforderungen  an eine  ausreichende  Risiko-  und  Gefahrenabwehr

entsprechen;  die  EntscheidungsgrundIage  erscheint  unvollständig.

Es  wird  daher  empfohlen,  ein  unabhängiges,  fachlich  qualifiziertes

Sachverständigengutachten  einzuholen,  um eine  wissenschafflich  fundierte  und

rechtlich  belastbare  Beurteilung  zu ermöglichen.

2)  Derzeit  gültige  Bebauungsvorschriften  Abschnitt  2 § 9 (4):  Begrünung  der

Gebäudeoberflächen.

Aktuelle  Informationen  zum Projekt  ,,Wiesenpark"  weisen  darauf  hin, dass  die

Flachdächer  (Neigung  < IOo) flächendeckend  begrünt  werden  sollen.  Diese

Begrünung,  einschließlich  der  Substratschicht,  dient  dabei  auch  der  Speicherung

sowie  dem  kontrollierten  Abfluss  größerer  Niederschlagsmengen.



Die Niederösterreichische  Bauordnung  (BO  für NÖ idgF, § 66a)  schreibt  jedoch

verpflichtend  vor,  dass  auf Teilen  von  Flachdächern  Fotovoltaikanlagen  zu

errichten  sind  oder  entsprechende  Vorkehrungen  dafür  getroffen  werden  müssen.

Dies  gilt  für  bebaute  Flächen  ab 300  m2.

Die  Planungen  zum  Projekt,,Wiesenpark",  wonach  Flachdächer  (< lOo)

flächendeckend  begrünt  und  zur  Regenrückhaltung  genutzt  werden  sollen,  sind

im Lichte  des  § 66a  NO Bauordnung  (idgF)  zu prüfen.

Da diese  Bestimmung  ab 300  m2 bebauter  Fläche  Photovoltaikanlagen  bzw.

entsprechende  bauliche  Vorsorge  verpflichtend  vorsieht,  besteht  eine  evidente

Nutzungskonkurrenz  der  Dachflächen.

Es wird  daher  angeregt,  eine  abgestimmte  Gesamtbewertung  vorzunehmen.

Dabei  ist sicherzustellen,  dass  eine  Doppelnutzung  durch  Begrünung  und

Photovoltaik  nur  erfolgt,  wenn  deren  technische,  statische  und  funktionale

Vereinbarkeit  im EinzelFali  nachgewiesen  ist.

Die Prüfung  hat  sich  am Stand  der  Technik  zu orientieren  und  ist

erforderlichenfalls  durch  ein unabhängiges  Sachverständigengutachten

abzusichern,  um eine  tragfähige  Entscheidungsgrundlage  zu gewährleisten.

3)  Sowohl  im  planlichen  als  auch  im  textlichen  Teil  des  Entwurfs  fehlt  eine

Auseinandersetzung  mit  dem  Naturdenkmal  MD-092,  das  sich  im,,Baufeld  D"im

südlichen  Bereich  des Grundstücks  506/1  befindet.  Der  geschützte  Baum  liegt

zentral  innerhalb  dieses  Baufeldes,  weshalb  es erforderlich  wäre,  über  die

Bestimmungen  des  § 12 des  NÖ Naturschutzgesetzes  2000  (idgF)  hinausgehende

Regelungen  zu zulässigen  Abständen,  Erhaltungsmaßnahmen  und ähnlichen

Schutzvorkehrungen  festzulegen.

4)  Auf  zahlreiche  Instrumente,  die eine Steuerung  der Bebauung  im Sinne  der

Gemeinde  Breitenfurt  ermöglichen  könnten,  wird  verzichtet.  Siehe  dazu  etwa  § 30

des  NÖ Raumordnungsgesetzes  2014  (NÖ  ROG  2014),  beispielsweise:

.) Die  Gestaltung  von  Freiflächen,  insbesondere  im Hinblick  auf  deren  Ausführung

und Platzgestaltung,  gemäß  Abs.  2 Z 7.

.) Bestimmungen  zu unterirdischen  Geschossen  sowie  zu  Erdgeschoßzonen

gemäß  Abs.  2 Z 13.

.) Festlegungen  zu Arkaden  für  Durchgänge  oder  Durchfahrten  gemäß  Abs.  2 Z14.

Ich bitte  Sie,  die  Möglichkeiten  der  gesetzlichen  Vorgaben  zu überprüfen.

5)  Im Zuge  einer  detaillierteren  Strukturierung  des  Areals  fehlen  auch  innerörtliche

Erschließungen.  Die  Festlegung  von  Flächen  für  individuellen  Zielverkehr,

öffentliche  Durchwegungen  usw.  könnte  möglicherweise  im  Rahmen  eines

Vertragswerks  (,,Raumordnungsvertrag")  zwischen  der  Bauwerberin  und  der

Gemeinde  geregelt  werden.  Dennoch  könnten  entsprechende  Vorgaben  bereits  im

Bebauungsplan  verankert  werden.  Siehe  hierzu  auch  den Motivbericht  und den

Anderungsanlass  vom  06.03.2026,  erstellt  vom  Technischen  Büro  für

Raumplanung  und Raumordnung  DI Friedmann  und Aujesky  OG, 1230  Wien,

Seite  9.



Ich  ersuche  sie,  in diesem  Zusammenhang  im  Interesse  der  unmittelbar

betroffenen  Nachbarschaft  zu  agieren  und  bereits  im  gegenständlichen

Verfahrensstadium  auf  die  Erzielung  tragfähiger  Kompromisse  hinzuwirken.

Insbesondere  erscheint  es geboten, die Belange  der  Anrainer  frühzeitig  in die

planerischen  Überlegungen  einzubeziehen  und potenzielle  Nutzungskonflikte  wie

etwa  im Hinblick  auf  Verkehrserschließung,  Wegeführungen  sowie  die Intensität

des  Zielverkehrs  durch  geeignete  Festlegungen  zu entschärfen.

Ungeachtet  der Möglichkeit  einer  vertraglichen  Regelung  im  Rahmen  eines

Raumordnungsvertrags  wird  angeregt,  wesentliche  Parameter  der  innerörtlichen

Erschließung  bereits  im  Bebauungsplan  verbindlich  zu  verankern,  um  eine

ausreichende  Rechtssicherheit  sowie  Transparenz  für  alle  Beteiligten  zu

gewährleisten.

B)  Stellungnahme  bezüglich  Vorgehensweise  / Örtliche  Raumplanung  / Beauffragung

1 ) Nach  meinem  Kenntnisstand  liegt  kein  aktuelles  Dokument  aus  der  Vorphase  der

örtlichen  Raumplanung  vor,  dass  einen  reflektierten  und  konsensualen

Entwurfsprozess  dokumentiert.  Allein  der zusammengefasste  Abschlussbericht

des,,Generationenplan  Breitenfurt"  von  09/2018  behandelt  die  komplexen  Themen

der Marktgemeinde  Breitenfurt  in ihrer  Gesamtheit.  Die daraus  gewonnenen

Erkenntnisse  und Empfehlungen  sind  im Entwurf  des  Bebauungsplans  sowie  im

geltenden  Flächenwidmungsplan  nicht  erkennbar.  Untersuchungen  zu Bedarf,

Notwendigkeit  oder  zur  Gestaltung  des  Ortskerns  wurden  außerhalb  des

BreitenTurter  Gemeinderats  nicht  evaluiert.

Ich ersuche  sie,  die angekündigte  Einbindung  der  Bevölkerung  tatsächlich

umzusetzen  und die Breitenfurter*innen  in geeigneter  Weise  -  etwa  durch

Arbeitsgruppen,  lnformationsveranstaltungen  oder  vergleichbare  partizipative

Formate  -  in die  gegenständlichen,  richtungsweisenden  Planungsentscheidungen

einzubinden.

Eine  strukturierte  und  transparente  Beteiligung  der  Öffentlichkeit  erscheint

insbesondere  vor  dem  Hintergrund  der  Tragweite  der  vorgesehenen  Maßnahmen

geboten.  Sie  trägt  nicht  nur  zur  besseren  Nachvollziehbarkeit  der

EntscheidungsgrundIagen  bei, sondern  ermöglicht  auch  die  Berücksichtigung

lokaler  Kenntnisse  und berechtigter  Interessen  der  betroffenen  Bevölkerung.

Darüber  hinaus  wird angeregt,  die  Ergebnisse  solcher  Beteiligungsprozesse

nachvollziehbar  zu dokumentieren  und  in die  weitere  Planung  einfließen  zu lassen,

um eine  sachgerechte,  ausgewogene  und  breit  abgestützte  Entscheidungsfindung

sicherzustellen.

2)  Relevante  Prüfungen  durch  unabhängige  Sachverständige  sind  nicht  vorhanden.

Die veröffentlichten  Gutachten  zu Hydrologie  und Verkehr  stammen  aus dem

Umfeld  der Bauwerberin  und wurden  widerspruchslos  als Grundlage  für den

Entwurf  des  Bebauungsplans  übernommen.

3)  MeinerAnsicht  nach  sollten  weiterführende  und  belastbare  Erkundigungen  bereits

vor  der  Erstellung  eines  Bebauungsplanentwurfs  eingeholt  werden.  Dazu  gehören

insbesondere  kurz-  und mittelfristige  finanzielle  Belastungen  für  die  Allgemeinheit,



infrastrukturelle  Maßnahmen  und  deren  Umsetzbarkeit  sowie  soziale  und

demografische  Entwicklungen.

Zweifellos  ist die Umsetzung  der  unter  Pkt. B)2)  und 3) genannten  Maßnahmen

mit  zusätzlichem  finanziellem  Aufwand  verbunden.  Dieser  erweist  sich  jedoch  aus

rechtlicher  und  wirtschaff1icher  Sicht  als  sachlich  gerechtfertigt  und

verhältnismäßig.

Es ist davon  auszugehen,  dass  frühzeitig  eingeholte,  unabhängige  und fachlich

fundierte  Entscheidungsgrundlagen  langfristig  zur  Reduktion  finanzieller  Risiken

der  Gemeinde  beitragen,  insbesondere  durch  die  Vermeidung  oder  Minimierung

von  Fehlplanungen,  nachträglichen  Adaptierungen  und  kostenintensiven

lnfrastrukturmaßnahmen.

Zudem  erhöhen  derartige  Investitionen  die Planungssicherheit  und fördern  eine

nachhaltig  tragfähige  Entwicklung  der Gemeindetinanzen.  Sie liegen  damit  im

öffentlichen  Interesse  und  entsprechen  den  Grundsätzen  einer  sparsamen,

wirtschaftlichen  und  zweckmäßigen  Verwaltung.

4)  Abschließend  ist die Vergabe  der  Planungsleistungen  an das  Technische  Büro

kritisch  zu hinterfragen.  Für Entwurfsplanungen,  die voraussichtlich  erhebliche

lokale  und  möglicherweise  auch  regionale  Auswirkungen  auf Bevölkerung,

Okologie  und  Infrastruktur  haben,  stünden  ebenso  qualifizierte  Ziviltechnikerbüros

zur  Verfügung,  die dem  ZiviItechnikergesetz  unterliegen  (Personen  öffentlichen

Glaubens)  und in der  Regel  eine  umfassende  Planungshaftung  übernehmen.  Ich

ersuche  daher  um  Offenlegung  der  Kriterien  und  Argumente,  die  der

Vergabeentscheidung  zugrunde  lagen.

Ich danke  Ihnen  für die sorgfältige  Prüfung  meiner  Einwände  und hoffe  auf eine

Uberarbeitung  des Anderungsentwurfs  2026-01,  die  nicht  nur meinen  Anliegen

Rechnung  trägt,  sondern  auch  dem  Wohl  der  gesamten  Breitenfurter  Bevölkerung

dient.
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Stellungnahme des Ortsplaners:  

Hinsichtlich des Regenwassermanagement kommen auch für diesen Bereich die derzeit geltenden 
Bebauungsvorschriften (§ 8) zur Anwendung. 
Bei den Baufeldern B und C wurden die Baufluchtlinien geringfügig geändert, um zu gewährleisten, dass 
die notwendige 40%ige Versickerungsfläche immer außerhalb der Fläche für die mögliche Bebauung (= 
Fläche innerhalb der Baufluchtlinien) liegt. Die notwendigen freizuhaltenden Flächen sind pro Baufeld 
ebenfalls in der Tabelle (vgl. Abb. 15a bzw. Beilage 1) angegeben. 

 
Abb. 15a Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 digitale Ermittlung der Flächen und eigene 
Berechnung 

 
Die Kombination aus Photovoltaik-Modulen und einer Dachbegrünung (oft als „Solargründach“ 
bezeichnet) ist ökologisch und ökonomisch sehr sinnvoll und technisch machbar. Die 
Verdunstungskühlung der Pflanzen senkt die Temperatur der PV-Module, wodurch deren Stromertrag 
steigt.  
 
 
Naturdenkmal: 
Im Süden des Grundstückes 506/1 wurde eine breitkronige Solitär-Eiche mit Bescheid der 
Bezirkshauptmannschaft Mödling vom 22. Oktober 2003 (9-N-0241) zum Naturdenkmal erklärt. Hierzu ist 
auf die Bestimmungen des § 12 NÖ NSchG 2000 zu verweisen, wonach am Naturdenkmal keine Eingriffe 
oder Veränderungen vorgenommen werden dürfen. Das Verbot bezieht sich „auch auf Maßnahmen, die 
außerhalb von der Unterschutzstellung betroffenen Bereiches gesetzt werden, soweit von diesen 
erhebliche Auswirkungen auf das Naturdenkmal ausgehen“. 
 
Daher wird im Bebauungsplanentwurf eine Freifläche (F2) um die Eiche vorgesehen. Mit ober- und 
unterirdischer Bebauung wird die Kronentraufe plus 2m Abstand freigehalten. Der Durchmesser beträgt 
25 m und dies ergibt eine Fläche von ca. 491 m2. 
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Die Freifläche (F2) ist im Verordnungstext im §17 folgendermaßen formuliert:  

(1) Die im Süden des Grundstückes 506/1 festgelegte Freifläche (F2) dient dem Schutz der 
breitkronige Solitär-Eiche, die mit Bescheid der Bezirkshauptmannschaft Mödling vom 22. 
Oktober 2003 (9-N-0241) zum Naturdenkmal erklärt wurde. Somit wird die Kronentraufe plus 
einen 2m Abstand von ober- und unterirdischer Bebauung freigehalten. 

 
 
Die Vorschläge hinsichtlich § 30 NÖ Raumordnungsgesetz 2014 wurden geprüft, wie: 
) Vorgaben zur Gestaltung von Freiflächen, insbesondere hinsichtlich Ausführung und 
Platzgestaltung (Abs. 2 Z 7), 
Abs. 2, Z 7. Freiflächen und deren Ausgestaltung 
Eine Platzgestaltung lässt sich mit dieser Gesetzesstelle nicht vorschreiben oder regeln. 
.) Bestimmungen zu unterirdischen Geschossen sowie zu Erdgeschoßzonen (Abs. 2 Z 13), 
Abs. 2 Z 13 die Gestaltung der Einfriedung von Grundstücken gegen öffentliche Verkehrsflächen oder 
Parks, die Verpflichtung zum Bau solcher Einfriedungen oder deren Verbot, die Festlegung einer 
Mindestgeschoßhöhe für das Erdgeschoß und das Verbot eines unterirdischen Geschoßes (§ 4 Z 16 NÖ 
BO 2014, LGBl. Nr. 1/2015 in der geltenden Fassung), 
Damit könnten die Tiefgaragen verboten werden und dies erscheint nicht sinnvoll. 
.) Festlegungen zu Arkaden für Durchgänge oder Durchfahrten (Abs. 2 Z 14) 
Abs. 2 Z 14 as Gebot der Herstellung von Arkaden für Durchgänge oder von Durchfahrten, wenn dies zur 
Ortsbildgestaltung erforderlich ist, 
Wäre eventuell bei einer geschlossenen Bebauung sinnvoll, aber hier ist die offene Bebauungsweise 
festgelegt. 
 
 
Wie schon im Motivenbericht erwähnt, ist das Grundstück derzeit von der Liesingtalstraße erschlossen. 
Es werden keine Verkehrsflächen eingetragen, jedoch Möglichkeiten geschaffen, die einzelnen Baufelder 
(darunter sind jene Flächen zu verstehen, die die gleiche Widmungsart, jedoch unterschiedliche 
Bebauungsdichte, -weise oder -höhe aufweisen), zu erreichen. Dies gilt auch für den Bereich des PVZ. 
Die dafür vorgesehenen Bereiche erhalten daher nur eine Bebauungsdichte von 5 Prozent, die offene 
Bebauungsweise und eine maximale Gebäudehöhe von 3 m, die nicht überschritten werden darf. Damit 
können in diesen Bereichen Nebengebäude errichtet werden (z.B.: überdachte Müllsammelplätze, etc.). 
Damit ist auch eine Übereinstimmung mit dem örtlichen Raumordnungsprogramm gegeben. 
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Abb. 3a  derzeitig rechtskräftige Flächenwidmung ohne Maßstab mit den aktuellen Daten von der 
Wildbach- und Lawinenverbauung 
 
 
In der aktuellen städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH 
Hawlik und Gerginski (vgl. Beilage 2) ist eine umfassende Durchwegung geplant und diese wird auch 
vertraglich sichergestellt. 
Zur Freihaltung der entsprechenden Korridore (vgl. Abb. 8a) wird von der Architekten ZT GmbH Hawlik 
und Gerginski vorgeschlagen, zwei Bereiche zusätzlich durch Baufluchtlinien zu kennzeichnen, sodass 
dort keine oberirdische Bebauung möglich ist. Diese befinden sich ungefähr in Verlängerung der 
Fiakergasse (durch Baufeld C) und etwa in Verlängerung der Bonifaziusgasse im Grenzbereich der 
Baufelder E+F. 

 
Abb. 8a  Skizze zur Freihaltung der entsprechenden Korridore 
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Bezüglich der Infrastruktur ist zu sagen, dass die zukünftigen Infrastrukturabgaben in einem 
Raumordnungsvertrag abgeschlossen zwischen der Marktgemeinde Breitenfurt und der BIP-
Immobilienverwaltung Ges.m.b.H. geregelt werden. 
 
 
Für die Marktgemeinde Breitenfurt liegt ein ministeriell genehmigter Gefahrenzonenplan (Zahl: 2026-
0.044.549 vom 14.01.2026) vor, der im Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 des aufgelegten 
Bebauungsplan eingetragen ist. Es wurden die roten, gelben, braunen Gefahrenzonen, sowie die blauen 
Vorbehaltsbereiche im Flächenwidmungs- und Bebauungsplan eingetragen. 
 
Rote Gefahrenzone: Bereiche, die so stark gefährdet sind, dass eine ständige Besiedlung nicht oder nur 
mit extrem hohem Aufwand möglich ist. Eine Bebauung ist hier in der Regel sehr stark eingeschränkt 
oder komplett ausgeschlossen. 
Gelbe Gefahrenzone: Flächen, die durch Naturgefahren bedroht sind und deren ständige Nutzung für 
Siedlungs- und Verkehrszwecke beeinträchtigt ist. Eine Bebauung ist nur unter strengen Auflagen 
möglich. 
Zusätzlich werden im GZP folgende Bereiche ausgewiesen: 
Blaue Vorbehaltsbereiche: Flächen, die für technische oder biologische Schutzmaßnahmen 
freizuhalten sind. 
Braune Hinweisbereiche: Zonen, die auf andere Naturgefahren (wie Steinschlag, Rutschungen oder 
Erosion) hinweisen. 
 
In der aktuellen städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH 
Hawlik und Gerginski (vgl. Beilage 2) gehen diese ebenfalls auf die Gefahrenzonensituation ein. 

 Da die gelbe Zone im geschlossenen Ortsgebiet liegt und der Flächenwidmungsplan bereits 
besteht ist es zulässig im Bebauungsplan Flächen für eine Bebauung innerhalb der gelben Zone 
festzusetzen 

Die Gefahr des Hochwassers in der gelben Zone wird wie folgt berücksichtigt: 
 Entweder es wird das Fußbodenniveau des Erdgeschoßes (und alle Öffnungen in den Keller) 

über einer von der "Wildbach" individuell anzugebenden Höhe über dem umgebenden Gelände 
errichtet oder es wird ein individuelles Verfahren geführt. 

 Die Einfahrten von 2 Tiefgaragen liegen außerhalb der gelben Zone (Baufeld C und F). Die 
Einfahrt zur Garage von Baufeld A liegt in der gelben Zone. Diese wird hinsichtlich der Höhenlage 
so geplant, dass das Niveau der Einfahrt über dem zu erwartenden HQ 100 zu liegen kommt. Zur 
Vermeidung von eindringendem Wasser eines HQ300 ist die Einfahrt rundum mit einer STB-
Brüstung versehen und kann durch Dammbalken temporär geschlossen werden. 

 
 
Diese Überlegungen entstanden auch durch die raumordnungsfachliche Stellungnahme vom Büro 
RaumRegionMensch ZT GmbH vom April 2026 (vgl. Beilage 3), wo festgestellt wird, dass der 
gegenständliche Bereich im geschlossenen Ortsgebiet situiert ist und daher auch die im Norden 
bestehende Hochwassergefährdung einer ständigen Benützung für Siedlungs- und Verkehrszwecke nicht 
entgegensteht. 
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Von der Wildbach- und Lawinenverbauung wurde ebenfalls eine Stellungnahme von DI Christian 
Stundner vom 28. Juli 2026 mit der Geschäftszahl: WLK ID 215 25 759 abgegeben (vgl. Beilage 4): 
Aus wildbachfachlicher Sicht wird der Marktgemeinde Breitenfurt empfohlen, folgende Bestimmungen in 
den Bebauungsplan aufzunehmen, die im Verordnungstext folgendermaßen formuliert sind: 

 Innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone dürfen keine Neubauten oder Gehwege 
errichtet werden. 

 Eine Entlangführung von Verkehrswegen ist innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone 
nicht möglich. Etwaige Querungen der Bachstatt mittels Brücken sind auf das unbedingt 
notwendige Mindestmaß zu reduzieren. Für Brückenbauwerke ist eine wasserrechtliche 
Bewilligung notwendig. 

 Eine Entlangführung von kritischer Infrastruktur (Strom, Abwasser, Trinkwasser, etc.) ist 
innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone nicht möglich. Etwaige Querungen der 
Bachstatt sind auf das unbedingt notwendige Mindestmaß zu reduzieren. Die 
Mindestüberdeckung der Einbauten muss mind. 1,5 m betragen (d.h.: Kabel- oder 
Rohrführung mind. 1,5 m unter dem jeweiligen Sohlniveau). 

 Die zu bebauuenden Flächen (incl. Nebengebäude und Gärten) müssen innerhalb der 
Gelben Wildbachgefahrenzone im Vorfeld gegebenenfalls nach Maßgabe eines 
wasserrechtlich bewilligten Projekts hochwasserfrei gestellt werden. Das zu 
unterstellende Bemessungsereignis ist ein HQ₁₀₀ incl. IF inklusive einer 30 cm hohen 
Sicherheitsreserve (Freibord). 

 Alle innerhalb der Gelben Wildbachgefahrenzone liegenden KFZ Abstellplätze,müssen 
im Vorfeld gegebenenfalls nach Maßgabe eines wasserrechtlich bewilligten Projekts 
hochwasserfrei gestellt werden. Das zu unterstellende Bemessungsereignis ist ein 
HQ₁₀₀ incl. IF. 

 Die Hochwasserfreistellung hat derart zu erfolgen, daß gegebenenfalls nach Maßgabe 
eines wasserrechtlich bewilligten Projekts das öffentliche Interesse (Verweis § 105 
Wasserrechtsgesetz) nicht beeinträchtigt und bestehende Rechte nicht verletzt werden. 

 Durch die Hochwasserfreistellung darf es gegebenenfalls nach Maßgabe eines 
wasserrechtlich bewilligten Projekts zu keiner Wasserspiegelerhöhungen auf 
Fremdgrundstücke kommen (Hinweis: auf Eigengrund 506/1 wird sich der 
Wasserspiegel im Differenzenplan verändern). 

 Die Planung der Hochwasserfreistellung hat durch ein befugtes und fachkundiges Büro 
für Wasserbau oder Wildbachverbauung zu erfolgen. Die geplanten Maßnahmen sind 
mit der Wasserrechtsbehörde schriftlich abzustimmen, ggf. ist eine wasserrechtliche 
Bewilligung notwendig. 

 Hangwässer / pluviale Wässer sind bei der Planung der Hochwasserfreistellung zu 
berücksichtigen. 

 Die Zufahrt / der Zugang zu den innerhalb der Gelben Wildbachgefahrenzone liegenden 
Baulichkeiten muss auch im Bemessungsfall dauerhaft möglich sein (Hinweis: auch hier 
ist zu beachten, dass es zu keiner Beeinträchtigung des öffentliche Interesse und 
bestehende Rechte kommt). 

 Innerhalb der Wildbachgefahrenzonen (rot und gelb) ist die die Errichtung 
geschlossener Zäune, Sockelmauern, abflusshemmender Hecken, etc. nicht möglich. 
Allfällige Zäune sind so herzustellen, dass sie kein Hindernis für den 
Hochwasserabfluss darstellen. 

 Alle neu hinzukommenden Dach- und Oberflächenwässer sind entweder auf 
Eigengrund zu retentieren. Im Falle einer Einleitung in den Vorfluter ist eine 
wasserrechtliche Bewilligung notwendig. 
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 Innerhalb der Wildbachgefahrenzonen dürfen keine Spielplätze errichtet werden. 
 Auch während der Baupase ist der gefahrlose Hochwasserabfluss im Hinblick auf 

gelagerte Baumaterialien, Gerüste, Baustelleneinrichtung, etc. sicherzustellen. 
 

 
Hinsichtlich der Verkehrsentwicklung bei Realisierung des Projektes wurde eine Verkehrsuntersuchung 
von der Ziviltechniker GmbH Rosinak und Partner vom 22. 08. 2024, GZ 24469 (vgl. Beilage 7) 
erstellt. Darin wird die Zufahrt von der Hauptstraße (Bauphase 1) und der Liesingtalstraße (Bauphase 2) 
untersucht. 
Danach wurde von der Ziviltechniker GmbH Rosinak und Partner sowohl eine 
Verkehrsuntersuchung vom 08. 06. 2026, GZ 24469 (vgl. Beilage 8) ausgearbeitet, welches die 
Zufahrt ausschließlich über die Liesingtalstraße (Bauphase 1) behandelt. 
Ebenso liegt ein Mobilitätskonzept vom 20. 05. 2026, GZ 24469 (vgl. Beilage 9) von der Ziviltechniker 
GmbH Rosinak und Partner vor. Dieses Mobilitätskonzept stellt sicher, dass das Projekt anhand folgender 
infrastruktureller Gegebenheiten im Planungsumfeld sowie aufgrund der geplanten 
Mobilitätsmanagement-Maßnahmen, im Hinblick auf eine klimafreundliche Mobilität positiv beurteilt 
werden kann. 
 
Von Dipl.-HTL-Ing. Michael Kniha wurde am 29.06.2026 die vorliegende Verkehrsuntersuchung (Stand 
08.06.2026) von Rosinak & Partner ZT GmbH auf verkehrstechnische Plausibilität überprüft (vgl. 
Beilage 10). Er kommt zu dem Schluss, dass die prognostizierten zusätzlich generierten 
Verkehrsfrequenzen des motorisierten Individualverkehrs (MIV) und die daraus abgeleiteten klein- und 
großräumigen Auswirkungen auf die Verkehrssituation entsprechend dem Stand der Wissenschaft 
plausibel sind. 
 
Am 08.07.2026 wurde von Dipl.-HTL-Ing. Michael Kniha eine ergänzende Stellungnahme (vgl. 
Beilage 11) zur Verkehrsuntersuchung (Stand 22.08.2024) von Rosinak & Partner ZT GmbH für den 
geplanten Vollausbau abgegeben. Diese besagt, dass das künftig generierte zusätzliche 
Verkehrsaufkommen für den geplanten Vollausbau grundsätzlich leistungsfähig abgewickelt werden kann 
und nur bei einzelnen Kreuzungen geringe Überlastungserscheinungen möglich sind und allenfalls dafür 
Umgestaltungs- bzw. verkehrstechnische Adaptierungsmaßnahmen erforderlich sind. 
 
 
Aufgrund der zahlreichen Vorgaben des Natur- und Artenschutzes hat sich die Gemeinde entschlossen, 
ein Biodiversitätskonzept vom 22.07.2026 vom Büro Land in Sicht von Dipl.Ing. Thomas Proksch, 
Ingenieurkonsulent für Landschaftsplanung und Landschaftspflege erstellen zu lassen (vgl. Beilage 12). 
 
Das Büro Land in Sicht kommt zu dem Schluss, dass unter Berücksichtigung der dargelegten 
Begleitmaßnahmen, insbesondere von CEF-Maßnahmen zur Erhaltung eines örtlichen Neuntöterreviers, 
werden auf Grundlage des durchgeführten Naturschutzfachlichen Screenings und einer darauf 
basierenden vorhabensbezogenen Auswirkungsanalyse durch die Umsetzung des 
Siedlungsbauvorhabens „Wiesenpark Breitenfurt“ in der Gemeinde Breitenfurt bei Wien keine 
Verbotstatbestände gemäß den einschlägigen Bestimmungen des NÖ Naturschutzgesetzes idgF 
begründet und ist auch die Naturverträglichkeit des ggst. Vorhabens im Zusammenhang mit der Lage des 
Projektgebiets im FFH-Gebiet „Wienerwald – Thermenregion“ (AT1211A00) gegeben. 
 
Hinzuweisen ist zudem darauf, dass die Umsetzung der in einem Biodiversitätskonzept dargelegten 
ergänzenden Maßnahmen eine Aufwertung der Artenvielfalt und Lebensraumbedeutung des 
Projektgebiets gegenüber dem Status quo erwarten lässt. 
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Jeder Entwurf eines Bebauungsplans (Änderung bzw. teilweise Neuerlassung eines Bebauungsplanes) 
wird vor dem Beschluss durch den Gemeinderat exakt 6 Wochen lang im Gemeindeamt zur allgemeinen 
Einsicht öffentlich aufgelegt. Dies ist im § 33 des NÖ Raumordnungsgesetzes 2014 (NÖ ROG 2014) 
gesetzlich verankert. Jede Person (unabhängig von Wohnsitz oder Eigentum) darf den Entwurf einsehen 
und während der 6-wöchigen Auflagefrist eine schriftliche Stellungnahme abgeben. Eine 
Bürgerbeteiligung ist gesetzlich nicht vorgeschrieben und kann daher nur freiwillig von der Gemeinde 
selbst initiiert werden. 
 
 
Einerseits wurde die Bevölkerungsprognose für das Jahr 2036 (vgl. Beilage 14) ermittelt. Da alle 
Gemeinden rund um Wien wachsen, kann davon ausgegangen werden, dass sich das Wachstum 
aufgrund der steigenden Grundstückspreise und der immer restriktiver werden Neuausweisung von 
Wohnbauland, der Änderungen im Bebauungsplan, der vorhandenen Infrastruktur und des moderaten 
Entwicklungsziels der Marktgemeinde Breitenfurt bei 9.500 bis 10.000 Einwohnern (mit 
Nebenwohnsitzern) einpendeln wird. 
 
 
Weiters wurde eine Wohnbedarfsermittlung (Rechnerische Ermittlung der Wohnbaulandreserve für 
das Jahr 2036) (vgl. Beilage 15) durchgeführt. Diese Berechnung bezieht sich auf das gesamte 
Gemeindegebiet. Der Wohnbaulandbedarf im Prognosezeitraum beträgt 5,41 ha für 481,72 Wohnungen. 
Diese 481,72 Wohnungen beziehen sich auf das gesamte Gemeindegebiet und beziehen sich nicht 
ausschließlich auf den aufgelegten Bebauungsplan. 
 
 
 
Es wird dem Gemeinderat der Marktgemeinde Breitenfurt aus fachlicher Sicht empfohlen der 
Stellungnahme nicht zu entsprechen. 

 
 
Entscheidung des Gemeinderates:  
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Breitenfurt, 16.03.2026

Steilungnahme  zum Entwurf  der Änderung  des Bebauungsplanes  2026-1 in 2384 Breitenfurt

Sehr geehrter  Herr Bürgermeister

meine Stellungnahme bezieht sich auf die aufliegenden Entwürfe in Plan- und Textform zur Änderung 2026-1 des

Bebauungsplans  für das Gemeindegebiet  der Marktgemeinde Breitenfurt, Planblätter 49/3, 56/4, 57/1 und 64/2 sowie

deren digitaler Neuerstellung, verfasst durch das Technische Büro für Raumplanung und Raumordnung DI

Friedmann und Aujesky OG, 1230 Wien.

A) Stellungnahme bezüglich Planinhalte

1) DerzeitgültigeBebauungsvorschriftenAbschnitt2§8(1)verlangeneinenNachweisüberdieVersickerung

von Niederschlagswasser  auf Eigengrund bis zu einem 10-jährlichen Ereignis.

Vorschlag: Anpassung an Stand der Wissenschaff? Ereignisse werden stärker, häufiger...

2) Derzeit gültige Bebauungsvorschriften  Abschnitt 2 § 9 (4): Begrünung der Gebäudeoberflächen

Letzte Informationen zum Projekt,,Wiesenpark"  zeigen flächendeckende  Begrünung der Flachdächer

(Neigung < 10o), welche inklusive Substratschicht  auch dem Speichern und dem kontrollierten Abfließen

von großen Niederschlagsmengen  dienen soll.

Allerdings verlangt die Niederösterreichische Bauordnung (BO für NÖ idgF § 66a) verpflichtend die

Errichtung von Fotovoltaikanlagen oder deren Vorbereitung auf Teilen von Flachdächern (gilt für bebaute

Flächen > 300 m2).

Vorschlag: Berücksichtigung dieser Umstände, um doppelte Belegung von Flachdächern auszuschließen

3) Weder  der planmäßig noch der textmäßige Teil des Entwurfs behandelt den Umgang mit dem

Naturdenkmal MD-092, situiert im,,Baufeld D"im  südlichen Teil des Grundstücks 506/1. Der geschützte

Baum liegt inmitten des Baufeldes, und es wäre geboten, zcilässige Abstände, Erhaltungsmaßnahmen  etc.



zu definieren, die über den §12 NÖ NSchG 200C) idgF (Niederösterreichisches Naturschutzgesetz  2000)

hinausgehen.

4) Aufvielelnstrumente,dieeineLenkungderBebauungimSinnederGemeindeBreitenfurtgewährleisten

könnten, wird verzichtet. Vgl. dazu: NÖ Raumordnungsgesetz  2014 § 30 (NÖ ROG 20M), z.B.
.) Freiflächen und deren Ausgestaltung (Platzgestaltung) Abs. 2 Z 7

.) Regelungen zu unterirdischen Geschossen (oder Erdgeschosszonen) Abs. 2 Z 13

.) Arkaden für Durchgänge oder Durchfahrten Abs. 2 Z 14

Ich bitte Sie, die Möglichkeiten der gesetzlichen Vorgaben zu überpri:ifen.

5) lmZusammenhangmiteinerdetaillierterenStrukturierungdesArealsfehlenebenfallsinnere

Erschließungen. Die Definition von Flächen Tür individuellen Zielverkehr, öffentliche Durchwegung etc. wird

vielleicht im Rahmen eines Vertragswerks (,,Raumordnungsvertrag") zwischen Bauwerberin und Gemeinde

vereinbart werden, die Weichen dafür könnten dennoch in einem Bebauungsplan gestellt werden. Vgl. dazu

MOTIVENBERICHT und ÄNDERUNGSANLASS  vom 06.03.2C)26, erstellt durch das Technische Büro für

Raumplanung und Raumordnung DI Friedmann und Aujesky OG, 1230 Wien, Seite 9. Ich bitte Sie, hier in'i

nteresse der unmittelbaren Nachbarn zu agieren und frühzeitig Minimalkompron'iisse anzustrebei'i.

B) Stellungnahme bezüglich Vorgehensweise/Örtliche  Raumplanung/Beauftragung

1) Nach meinem Informationsstand gibt es kein  Dokument aus dem Vorfeld der örtlichen

Raumplanung, das einen reflektierten und konsensualen Entwurfsprozess widerspiegelt. Allein der

zusammengefasste  Abschlussbericht  des,,Generationenp1an Breitenfurt" von 09/2018 setzt sich mit den

komplexen Themen der Marktgemeinde Breitenfurt gesamtheitlich auseinander. Erkenntnisse und

Empfehlungen daraus lassen sich im Entwurf des Bebauungsplans (und des gültigen

Flächenwidmungsplans)  nicht erkennen. Erhebungen zu Bedarf, Notwendigkeit, Gestaltung eines Ortskerns

etc. wurden nicht außerhalb des Breitenfurter Gemeinderats evaluiert. Bitte realisieren Sie Ihre

Ankündigungen, Breitenfurter"innen über Arbeitsgruppen, Info-Treffen o.ä. in diese richturigsweisendei'i

Entscheidungen einzubinden.

2) Relevante Prüfungen von unabhängigen Sachverständigen liegen nicht vor. Die veröffentlichten Gutachten

zu Hydrologie und Verkehr stammen aus dem Umfeld der Bauwerberin und wurden als Grundlage für den

Entwurf des Bebauungsplans widerspruchslos übernommen.

3) Weiterführende, belastbare Erkundigungen sind meiner Meinung nach zeitlich vor dem Entwurf eines

Bebauungsplans einzuholen: kurz- und mitfelfristige finanzielle Belastungen für die Allgemeinheit,

infrastrukturelle Maßnahmen und deren Machbarkeit, soziale und demographische Entwicklungen etc.



Zweifelsohne bedeuten die Pkte B)2) und 3) einen gewissen finanziellen Aufwand. Ich bin allerdings

überzeugt, dass sich diese Investitionen zugunsten der zukünffigen Gen'ieindebudgets auswirken würden.

4) Schließlich ist die Vergabe der Planungsleistungen an ein Technisches Büro zu hinterfragen. Für

Entwurfsplanungen, die einen örtlichen und wahrscheinlich sogar regionalen Einfluss auf Bewohner,

Ökologie und Infrastruktur nehmen werden, stünden auch qualifizierte Ziviltechnikerbüros  zur Verfügung,

die dem Ziviltechnikergesetz  verpflichtet sind (Personen öffentlichen Glaubens) und in der Regel eine

umfassende Planungshaftung übernehmen müssen. Ich bitte Sie utn Offenlegung jener Argrimente, die zur

Vergabeentscheidung geführt haben.

Ich danke Ihnen für die ernsthaffe Evaluierung meiner Einwände und hoffe auf eine Überarbeitung des

Änderungsentwurfs  2026-01 nicht nur in meinem Interesse, sondern auch im Sinne der Breitenfurter Bevölkerung.

BreitenfuTt, Datum ';' LI. ')+
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Stellungnahme des Ortsplaners:  

Hinsichtlich des Regenwassermanagement kommen auch für diesen Bereich die derzeit geltenden 
Bebauungsvorschriften (§ 8) zur Anwendung. 
Bei den Baufeldern B und C wurden die Baufluchtlinien geringfügig geändert, um zu gewährleisten, dass 
die notwendige 40%ige Versickerungsfläche immer außerhalb der Fläche für die mögliche Bebauung (= 
Fläche innerhalb der Baufluchtlinien) liegt. Die notwendigen freizuhaltenden Flächen sind pro Baufeld 
ebenfalls in der Tabelle (vgl. Abb. 15a bzw. Beilage 1) angegeben. 

 
Abb. 15a Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 digitale Ermittlung der Flächen und eigene 
Berechnung 

 
Die Kombination aus Photovoltaik-Modulen und einer Dachbegrünung (oft als „Solargründach“ 
bezeichnet) ist ökologisch und ökonomisch sehr sinnvoll und technisch machbar. Die 
Verdunstungskühlung der Pflanzen senkt die Temperatur der PV-Module, wodurch deren Stromertrag 
steigt.  
 
 
Naturdenkmal: 
Im Süden des Grundstückes 506/1 wurde eine breitkronige Solitär-Eiche mit Bescheid der 
Bezirkshauptmannschaft Mödling vom 22. Oktober 2003 (9-N-0241) zum Naturdenkmal erklärt. Hierzu ist 
auf die Bestimmungen des § 12 NÖ NSchG 2000 zu verweisen, wonach am Naturdenkmal keine Eingriffe 
oder Veränderungen vorgenommen werden dürfen. Das Verbot bezieht sich „auch auf Maßnahmen, die 
außerhalb von der Unterschutzstellung betroffenen Bereiches gesetzt werden, soweit von diesen 
erhebliche Auswirkungen auf das Naturdenkmal ausgehen“. 
 
Daher wird im Bebauungsplanentwurf eine Freifläche (F2) um die Eiche vorgesehen. Mit ober- und 
unterirdischer Bebauung wird die Kronentraufe plus 2m Abstand freigehalten. Der Durchmesser beträgt 
25 m und dies ergibt eine Fläche von ca. 491 m2. 
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Die Freifläche (F2) ist im Verordnungstext im §17 folgendermaßen formuliert:  

(1) Die im Süden des Grundstückes 506/1 festgelegte Freifläche (F2) dient dem Schutz der 
breitkronige Solitär-Eiche, die mit Bescheid der Bezirkshauptmannschaft Mödling vom 22. 
Oktober 2003 (9-N-0241) zum Naturdenkmal erklärt wurde. Somit wird die Kronentraufe plus 
einen 2m Abstand von ober- und unterirdischer Bebauung freigehalten. 

 
 
Die Vorschläge hinsichtlich § 30 NÖ Raumordnungsgesetz 2014 wurden geprüft, wie: 
) Vorgaben zur Gestaltung von Freiflächen, insbesondere hinsichtlich Ausführung und 
Platzgestaltung (Abs. 2 Z 7), 
Abs. 2, Z 7. Freiflächen und deren Ausgestaltung 
Eine Platzgestaltung lässt sich mit dieser Gesetzesstelle nicht vorschreiben oder regeln. 
.) Bestimmungen zu unterirdischen Geschossen sowie zu Erdgeschoßzonen (Abs. 2 Z 13), 
Abs. 2 Z 13 die Gestaltung der Einfriedung von Grundstücken gegen öffentliche Verkehrsflächen oder 
Parks, die Verpflichtung zum Bau solcher Einfriedungen oder deren Verbot, die Festlegung einer 
Mindestgeschoßhöhe für das Erdgeschoß und das Verbot eines unterirdischen Geschoßes (§ 4 Z 16 NÖ 
BO 2014, LGBl. Nr. 1/2015 in der geltenden Fassung), 
Damit könnten die Tiefgaragen verboten werden und dies erscheint nicht sinnvoll. 
.) Festlegungen zu Arkaden für Durchgänge oder Durchfahrten (Abs. 2 Z 14) 
Abs. 2 Z 14 as Gebot der Herstellung von Arkaden für Durchgänge oder von Durchfahrten, wenn dies zur 
Ortsbildgestaltung erforderlich ist, 
Wäre eventuell bei einer geschlossenen Bebauung sinnvoll, aber hier ist die offene Bebauungsweise 
festgelegt. 
 
 
Wie schon im Motivenbericht erwähnt, ist das Grundstück derzeit von der Liesingtalstraße erschlossen. 
Es werden keine Verkehrsflächen eingetragen, jedoch Möglichkeiten geschaffen, die einzelnen Baufelder 
(darunter sind jene Flächen zu verstehen, die die gleiche Widmungsart, jedoch unterschiedliche 
Bebauungsdichte, -weise oder -höhe aufweisen), zu erreichen. Dies gilt auch für den Bereich des PVZ. 
Die dafür vorgesehenen Bereiche erhalten daher nur eine Bebauungsdichte von 5 Prozent, die offene 
Bebauungsweise und eine maximale Gebäudehöhe von 3 m, die nicht überschritten werden darf. Damit 
können in diesen Bereichen Nebengebäude errichtet werden (z.B.: überdachte Müllsammelplätze, etc.). 
Damit ist auch eine Übereinstimmung mit dem örtlichen Raumordnungsprogramm gegeben. 
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Abb. 3a  derzeitig rechtskräftige Flächenwidmung ohne Maßstab mit den aktuellen Daten von der 
Wildbach- und Lawinenverbauung 
 
 
In der aktuellen städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH 
Hawlik und Gerginski (vgl. Beilage 2) ist eine umfassende Durchwegung geplant und diese wird auch 
vertraglich sichergestellt. 
Zur Freihaltung der entsprechenden Korridore (vgl. Abb. 8a) wird von der Architekten ZT GmbH Hawlik 
und Gerginski vorgeschlagen, zwei Bereiche zusätzlich durch Baufluchtlinien zu kennzeichnen, sodass 
dort keine oberirdische Bebauung möglich ist. Diese befinden sich ungefähr in Verlängerung der 
Fiakergasse (durch Baufeld C) und etwa in Verlängerung der Bonifaziusgasse im Grenzbereich der 
Baufelder E+F. 

 
Abb. 8a  Skizze zur Freihaltung der entsprechenden Korridore 
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Einerseits wurde die Bevölkerungsprognose für das Jahr 2036 (vgl. Beilage 14) ermittelt. Da alle 
Gemeinden rund um Wien wachsen, kann davon ausgegangen werden, dass sich das Wachstum 
aufgrund der steigenden Grundstückspreise und der immer restriktiver werden Neuausweisung von 
Wohnbauland, der Änderungen im Bebauungsplan, der vorhandenen Infrastruktur und des moderaten 
Entwicklungsziels der Marktgemeinde Breitenfurt bei 9.500 bis 10.000 Einwohnern (mit 
Nebenwohnsitzern) einpendeln wird. 
 
Weiters wurde eine Wohnbedarfsermittlung (Rechnerische Ermittlung der Wohnbaulandreserve für 
das Jahr 2036) (vgl. Beilage 15) durchgeführt. Diese Berechnung bezieht sich auf das gesamte 
Gemeindegebiet. Der Wohnbaulandbedarf im Prognosezeitraum beträgt 5,41 ha für 481,72 Wohnungen. 
Diese 481,72 Wohnungen beziehen sich auf das gesamte Gemeindegebiet und beziehen sich nicht 
ausschließlich auf den aufgelegten Bebauungsplan. 
 
Bezüglich der Infrastruktur ist zu sagen, dass die zukünftigen Infrastrukturabgaben in einem 
Raumordnungsvertrag abgeschlossen zwischen der Marktgemeinde Breitenfurt und der BIP-
Immobilienverwaltung Ges.m.b.H. geregelt werden. 
 
 
Im Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 des aufgelegten Bebauungsplan wird die Gebäudehöhe 
aufgrund der städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH Hawlik 
und Gerginski (vgl. Beilage 2) geändert. 
Die nun vorgenommenen Anpassungen gehen stärker auf die Umgebung ein. Die Umgebung weist in 
weiten Teilen eine Bebauung auf, die einer Bauklasse II entspricht. Im Nordosten ist eine Gebäudehöhe 
festgelegt, die der Bauklasse IV entspricht. Die nun vorgeschlagene überwiegende Bauklasse III vermittelt 
zwischen diesen beiden Rand-Parametern und schafft eine Bebauung, die für eine Ortskern-Entwicklung 
sinnvoll ist. 
Bei allen Baufeldern wurde die maximale Gebäudehöhe auf folgende Bauklassen geändert: 

• Baufeld A von 15 m auf Bauklasse II,III 
• Baufeld B von 12 m auf Bauklasse I,II 
• Baufeld C bis F von 12 m auf Bauklasse III 
• Baufeld G von 9 m auf Bauklasse III 

 
Von der Architekten ZT GmbH Hawlik und Gerginski wurden zusätzliche Perspektiven erstellt, um die neu 
geplante Höhenentwicklung im Zusammenhang entlang der Liesingtalstraße, sowie das Verhältnis zur 
Edlinger-Siedlung besser zu zeigen. 
 

 
Abb. 13 b Perspektive entlang der Liesingtalstraße   
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Abb. 13 c Perspektive entlang der Liesingtalstraße 
 

 
Abb. 13 d Perspektive zur Edlinger-Siedlung 
 
Hinsichtlich der Einfügung in das Landschaftsbild wurde von der Architekten ZT GmbH Hawlik und 
Gerginski eine Dokumentation von Blickpunkten außerhalb des Siedlungsgebietes als 
Stellungnahme vom 15. 06. 2026 übermittelt (vgl. Beilage 5). 
 
Die geplante Bebauung in der Bauklasse III ist durchwegs niedriger als der Baumbestand der 
umliegenden Grüngürtel und Forst-Flächen. Diese Grünzüge weisen Höhen von 12-15m auf. Die geplante 
Bebauung bewegt sich darunter. Diese Wirkung lässt sich an den bestehenden Gebäuden der "Edlinger-
Siedlung" ablesen: die nördlichen Baukörper weisen sieben Geschoße auf und sind aus der Entfernung 
teilwiese sichtbar. Die südlichen Baukörper weisen 4 Geschoße auf und sind weitestgehend von 
Vegetation verdeckt. Die geplanten Baukörper der Bauklasse III werden 4 Geschoße mit begrüntem 
Flachdach aufweisen und daher noch weniger Wirkung in der Ferne haben. 
 
Zusätzlich wurde von der Gemeinde ein zusätzliches Ortsbildgutachten bei Herrn Arch. DI Hannes 
Toifel in Auftrag gegeben (vgl. Beilage 6), das zu dem Schluss kommt, dass die vorgesehene 
Entwicklung als eine zeitgemäße, behutsame Weiterentwicklung im Sinne eines qualitätsvollen 
Weiterbauens im ortstypisch gewachsenen Siedlungscharakter zu bewerten ist. Die in der Studie 
dargestellte neue Bebauung bildet die Grundlage für eine klare und geordnete städtebauliche Struktur. 
Dabei bleiben die landschafts- und ortsbildprägenden Merkmale sowie der gewachsene 
Siedlungscharakter in ihrer wesentlichen Ausprägung erhalten. 
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Für die Marktgemeinde Breitenfurt liegt ein ministeriell genehmigter Gefahrenzonenplan (Zahl: 2026-
0.044.549 vom 14.01.2026) vor, der im Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 des aufgelegten 
Bebauungsplan eingetragen ist. Es wurden die roten, gelben, braunen Gefahrenzonen, sowie die blauen 
Vorbehaltsbereiche im Flächenwidmungs- und Bebauungsplan eingetragen. 
 
Rote Gefahrenzone: Bereiche, die so stark gefährdet sind, dass eine ständige Besiedlung nicht oder nur 
mit extrem hohem Aufwand möglich ist. Eine Bebauung ist hier in der Regel sehr stark eingeschränkt 
oder komplett ausgeschlossen. 
Gelbe Gefahrenzone: Flächen, die durch Naturgefahren bedroht sind und deren ständige Nutzung für 
Siedlungs- und Verkehrszwecke beeinträchtigt ist. Eine Bebauung ist nur unter strengen Auflagen 
möglich. 
Zusätzlich werden im GZP folgende Bereiche ausgewiesen: 
Blaue Vorbehaltsbereiche: Flächen, die für technische oder biologische Schutzmaßnahmen 
freizuhalten sind. 
Braune Hinweisbereiche: Zonen, die auf andere Naturgefahren (wie Steinschlag, Rutschungen oder 
Erosion) hinweisen. 
 
In der aktuellen städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH 
Hawlik und Gerginski (vgl. Beilage 2) gehen diese ebenfalls auf die Gefahrenzonensituation ein. 

 Da die gelbe Zone im geschlossenen Ortsgebiet liegt und der Flächenwidmungsplan bereits 
besteht ist es zulässig im Bebauungsplan Flächen für eine Bebauung innerhalb der gelben Zone 
festzusetzen 

Die Gefahr des Hochwassers in der gelben Zone wird wie folgt berücksichtigt: 
 Entweder es wird das Fußbodenniveau des Erdgeschoßes (und alle Öffnungen in den Keller) 

über einer von der "Wildbach" individuell anzugebenden Höhe über dem umgebenden Gelände 
errichtet oder es wird ein individuelles Verfahren geführt. 

 Die Einfahrten von 2 Tiefgaragen liegen außerhalb der gelben Zone (Baufeld C und F). Die 
Einfahrt zur Garage von Baufeld A liegt in der gelben Zone. Diese wird hinsichtlich der Höhenlage 
so geplant, dass das Niveau der Einfahrt über dem zu erwartenden HQ 100 zu liegen kommt. Zur 
Vermeidung von eindringendem Wasser eines HQ300 ist die Einfahrt rundum mit einer STB-
Brüstung versehen und kann durch Dammbalken temporär geschlossen werden. 

 
 
Diese Überlegungen entstanden auch durch die raumordnungsfachliche Stellungnahme vom Büro 
RaumRegionMensch ZT GmbH vom April 2026 (vgl. Beilage 3), wo festgestellt wird, dass der 
gegenständliche Bereich im geschlossenen Ortsgebiet situiert ist und daher auch die im Norden 
bestehende Hochwassergefährdung einer ständigen Benützung für Siedlungs- und Verkehrszwecke nicht 
entgegensteht. 
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Von der Wildbach- und Lawinenverbauung wurde ebenfalls eine Stellungnahme von DI Christian 
Stundner vom 28. Juli 2026 mit der Geschäftszahl: WLK ID 215 25 759 abgegeben (vgl. Beilage 4): 
Aus wildbachfachlicher Sicht wird der Marktgemeinde Breitenfurt empfohlen, folgende Bestimmungen in 
den Bebauungsplan aufzunehmen, die im Verordnungstext folgendermaßen formuliert sind: 

 Innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone dürfen keine Neubauten oder Gehwege 
errichtet werden. 

 Eine Entlangführung von Verkehrswegen ist innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone 
nicht möglich. Etwaige Querungen der Bachstatt mittels Brücken sind auf das unbedingt 
notwendige Mindestmaß zu reduzieren. Für Brückenbauwerke ist eine wasserrechtliche 
Bewilligung notwendig. 

 Eine Entlangführung von kritischer Infrastruktur (Strom, Abwasser, Trinkwasser, etc.) ist 
innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone nicht möglich. Etwaige Querungen der 
Bachstatt sind auf das unbedingt notwendige Mindestmaß zu reduzieren. Die 
Mindestüberdeckung der Einbauten muss mind. 1,5 m betragen (d.h.: Kabel- oder 
Rohrführung mind. 1,5 m unter dem jeweiligen Sohlniveau). 

 Die zu bebauuenden Flächen (incl. Nebengebäude und Gärten) müssen innerhalb der 
Gelben Wildbachgefahrenzone im Vorfeld gegebenenfalls nach Maßgabe eines 
wasserrechtlich bewilligten Projekts hochwasserfrei gestellt werden. Das zu 
unterstellende Bemessungsereignis ist ein HQ₁₀₀ incl. IF inklusive einer 30 cm hohen 
Sicherheitsreserve (Freibord). 

 Alle innerhalb der Gelben Wildbachgefahrenzone liegenden KFZ Abstellplätze,müssen 
im Vorfeld gegebenenfalls nach Maßgabe eines wasserrechtlich bewilligten Projekts 
hochwasserfrei gestellt werden. Das zu unterstellende Bemessungsereignis ist ein 
HQ₁₀₀ incl. IF. 

 Die Hochwasserfreistellung hat derart zu erfolgen, daß gegebenenfalls nach Maßgabe 
eines wasserrechtlich bewilligten Projekts das öffentliche Interesse (Verweis § 105 
Wasserrechtsgesetz) nicht beeinträchtigt und bestehende Rechte nicht verletzt werden. 

 Durch die Hochwasserfreistellung darf es gegebenenfalls nach Maßgabe eines 
wasserrechtlich bewilligten Projekts zu keiner Wasserspiegelerhöhungen auf 
Fremdgrundstücke kommen (Hinweis: auf Eigengrund 506/1 wird sich der 
Wasserspiegel im Differenzenplan verändern). 

 Die Planung der Hochwasserfreistellung hat durch ein befugtes und fachkundiges Büro 
für Wasserbau oder Wildbachverbauung zu erfolgen. Die geplanten Maßnahmen sind 
mit der Wasserrechtsbehörde schriftlich abzustimmen, ggf. ist eine wasserrechtliche 
Bewilligung notwendig. 

 Hangwässer / pluviale Wässer sind bei der Planung der Hochwasserfreistellung zu 
berücksichtigen. 

 Die Zufahrt / der Zugang zu den innerhalb der Gelben Wildbachgefahrenzone liegenden 
Baulichkeiten muss auch im Bemessungsfall dauerhaft möglich sein (Hinweis: auch hier 
ist zu beachten, dass es zu keiner Beeinträchtigung des öffentliche Interesse und 
bestehende Rechte kommt). 

 Innerhalb der Wildbachgefahrenzonen (rot und gelb) ist die die Errichtung 
geschlossener Zäune, Sockelmauern, abflusshemmender Hecken, etc. nicht möglich. 
Allfällige Zäune sind so herzustellen, dass sie kein Hindernis für den 
Hochwasserabfluss darstellen. 

 Alle neu hinzukommenden Dach- und Oberflächenwässer sind entweder auf 
Eigengrund zu retentieren. Im Falle einer Einleitung in den Vorfluter ist eine 
wasserrechtliche Bewilligung notwendig. 
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 Innerhalb der Wildbachgefahrenzonen dürfen keine Spielplätze errichtet werden. 
 Auch während der Baupase ist der gefahrlose Hochwasserabfluss im Hinblick auf 

gelagerte Baumaterialien, Gerüste, Baustelleneinrichtung, etc. sicherzustellen. 
 

 
Hinsichtlich der Verkehrsentwicklung bei Realisierung des Projektes wurde eine Verkehrsuntersuchung 
von der Ziviltechniker GmbH Rosinak und Partner vom 22. 08. 2024, GZ 24469 (vgl. Beilage 7) 
erstellt. Darin wird die Zufahrt von der Hauptstraße (Bauphase 1) und der Liesingtalstraße (Bauphase 2) 
untersucht. 
Danach wurde von der Ziviltechniker GmbH Rosinak und Partner sowohl eine 
Verkehrsuntersuchung vom 08. 06. 2026, GZ 24469 (vgl. Beilage 8) ausgearbeitet, welches die 
Zufahrt ausschließlich über die Liesingtalstraße (Bauphase 1) behandelt. 
Ebenso liegt ein Mobilitätskonzept vom 20. 05. 2026, GZ 24469 (vgl. Beilage 9) von der Ziviltechniker 
GmbH Rosinak und Partner vor. Dieses Mobilitätskonzept stellt sicher, dass das Projekt anhand folgender 
infrastruktureller Gegebenheiten im Planungsumfeld sowie aufgrund der geplanten 
Mobilitätsmanagement-Maßnahmen, im Hinblick auf eine klimafreundliche Mobilität positiv beurteilt 
werden kann. 
 
Von Dipl.-HTL-Ing. Michael Kniha wurde am 29.06.2026 die vorliegende Verkehrsuntersuchung (Stand 
08.06.2026) von Rosinak & Partner ZT GmbH auf verkehrstechnische Plausibilität überprüft (vgl. 
Beilage 10). Er kommt zu dem Schluss, dass die prognostizierten zusätzlich generierten 
Verkehrsfrequenzen des motorisierten Individualverkehrs (MIV) und die daraus abgeleiteten klein- und 
großräumigen Auswirkungen auf die Verkehrssituation entsprechend dem Stand der Wissenschaft 
plausibel sind. 
 
Am 08.07.2026 wurde von Dipl.-HTL-Ing. Michael Kniha eine ergänzende Stellungnahme (vgl. 
Beilage 11) zur Verkehrsuntersuchung (Stand 22.08.2024) von Rosinak & Partner ZT GmbH für den 
geplanten Vollausbau abgegeben. Diese besagt, dass das künftig generierte zusätzliche 
Verkehrsaufkommen für den geplanten Vollausbau grundsätzlich leistungsfähig abgewickelt werden kann 
und nur bei einzelnen Kreuzungen geringe Überlastungserscheinungen möglich sind und allenfalls dafür 
Umgestaltungs- bzw. verkehrstechnische Adaptierungsmaßnahmen erforderlich sind. 
 
 
Aufgrund der zahlreichen Vorgaben des Natur- und Artenschutzes hat sich die Gemeinde entschlossen, 
ein Biodiversitätskonzept vom 22.07.2026 vom Büro Land in Sicht von Dipl.Ing. Thomas Proksch, 
Ingenieurkonsulent für Landschaftsplanung und Landschaftspflege erstellen zu lassen (vgl. Beilage 12). 
 
Das Büro Land in Sicht kommt zu dem Schluss, dass unter Berücksichtigung der dargelegten 
Begleitmaßnahmen, insbesondere von CEF-Maßnahmen zur Erhaltung eines örtlichen Neuntöterreviers, 
werden auf Grundlage des durchgeführten Naturschutzfachlichen Screenings und einer darauf 
basierenden vorhabensbezogenen Auswirkungsanalyse durch die Umsetzung des 
Siedlungsbauvorhabens „Wiesenpark Breitenfurt“ in der Gemeinde Breitenfurt bei Wien keine 
Verbotstatbestände gemäß den einschlägigen Bestimmungen des NÖ Naturschutzgesetzes idgF 
begründet und ist auch die Naturverträglichkeit des ggst. Vorhabens im Zusammenhang mit der Lage des 
Projektgebiets im FFH-Gebiet „Wienerwald – Thermenregion“ (AT1211A00) gegeben. 
 
Hinzuweisen ist zudem darauf, dass die Umsetzung der in einem Biodiversitätskonzept dargelegten 
ergänzenden Maßnahmen eine Aufwertung der Artenvielfalt und Lebensraumbedeutung des 
Projektgebiets gegenüber dem Status quo erwarten lässt. 
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Jeder Entwurf eines Bebauungsplans (Änderung bzw. teilweise Neuerlassung eines Bebauungsplanes) 
wird vor dem Beschluss durch den Gemeinderat exakt 6 Wochen lang im Gemeindeamt zur allgemeinen 
Einsicht öffentlich aufgelegt. Dies ist im § 33 des NÖ Raumordnungsgesetzes 2014 (NÖ ROG 2014) 
gesetzlich verankert. Jede Person (unabhängig von Wohnsitz oder Eigentum) darf den Entwurf einsehen 
und während der 6-wöchigen Auflagefrist eine schriftliche Stellungnahme abgeben. Eine 
Bürgerbeteiligung ist gesetzlich nicht vorgeschrieben und kann daher nur freiwillig von der Gemeinde 
selbst initiiert werden. 
 
 
 
Es wird dem Gemeinderat der Marktgemeinde Breitenfurt aus fachlicher Sicht empfohlen der 
Stellungnahme nicht zu entsprechen. 

 
 
Entscheidung des Gemeinderates:  
 
 
 

 



 

 

 

E-Mail 

 

Marktgemeinde Breitenfurt 

Gemeinderat 

Hirschentanzstraße 3 

2384 Breitenfurt 

 

 Wien, am 17. April 2026  

ZBREIT/DIV 
BBPLÄnd-2026-1 

Stellungnahme zum Entwurf der Änderung des Bebauungsplanes 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

ich gebe bekannt, dass ich vom Verein „Zukunft Breitenfurt – wir reden mit!“, ZVR-Zahl 

1204876464, mit seiner Rechtsvertretung in der im Betreff bezeichneten Angelegenheit beauf-

tragt und bevollmächtigt wurde. Ich ersuche Sie daher, sämtliche diesbezügliche Korrespon-

denz fortan ausschließlich zu meinen Handen zu führen.  

Innerhalb offener Frist gibt mein Mandant zur geplanten Änderung des Bebauungsplanes die 

nachstehende Stellungnahme ab: 

1. Pflicht zur Durchführung einer Strategischen Umweltprüfung (SUP) für Bebau-

ungspläne und deren Änderungen 

1 Gem Art 2 lit a Richtlinie 2001/42/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

27. Juni 2001 über die Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und Programme 

(im Folgenden kurz „SUP-Richtlinie“) unterliegen „Pläne und Programme“ einschließlich deren 

Änderungen der Pflicht zur Durchführung einer Strategischen Umweltprüfung (SUP), wenn sie  

(i) „von einer Behörde auf nationaler, regionaler oder lokaler Ebene ausgearbeitet 

und/oder angenommen werden oder die von einer Behörde für die Annahme durch das 

Parlament oder die Regierung im Wege eines Gesetzgebungsverfahrens ausgearbeitet 

werden“, und 
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(ii) „aufgrund von Rechts- oder Verwaltungsvorschriften erstellt werden müssen“ (Her-

vorhebung nicht im Original). 

2 Bei Bebauungsplänen iSd §§ 33 f NÖ ROG 2014 handelt es sich um Verordnungen, die von 

einer Behörde für die Annahme durch den Gemeinderat („das Parlament“) im Wege des Ver-

fahrens nach §§ 33 f NÖ ROG 2014 auf lokaler Ebene ausgearbeitet werden. Die Vorausset-

zung des Art 2 lit a erster Strichpunkt SUP-Richtlinie trifft auf Bebauungspläne iSd 

NÖ ROG 2014 sohin unzweifelhaft zu. 

3 Der niederösterreichische Gesetzgeber vertritt im NÖ ROG 2014 jedoch offensichtlich die Auf-

fassung, dass Bebauungspläne und deren Änderungen keiner SUP zu unterziehen seien, weil 

deren Erlassung bzw Änderung gesetzlich nicht verpflichtend sei, sodass die Voraussetzung 

„erstellt werden müssen“ iSd Art 2 lit a zweiter Strichpunkt SUP-Richtlinie nicht erfüllt sei. Das 

ergibt sich zB aus der auf der auf der Webseite der NÖ Landesregierung präsentierten Infor-

mationen (siehe Beilage ./A).   

4 Diese Rechtsansicht ist unrichtig und widerspricht auch der ständigen Rechtsprechung des 

EuGH: 

5 Mit der Auslegung des Begriffs „erstellt werden müssen“ iSd Art 2 lit a zweiter Strichpunkt 

SUP-Richtlinie hat sich der EuGH zuletzt etwa im Urteil vom 25.6.2020, C-24/19, Windkraftan-

lagen in Aalter und Nevele (siehe Beilage ./B), sehr ausführlich beschäftigt.  

6 Im genannten Urteil hat der Gerichtshof – mit Verweis auf seine frühere Rechtsprechung – 

hervorgehoben, dass „eine Maßnahme als Maßnahme, die ‚erstellt werden muss‘, anzusehen 

ist, wenn die Befugnis zu ihrem Erlass ihre Rechtsgrundlage in einer besonderen Bestimmung 

findet, auch wenn die Ausarbeitung der Maßnahme eigentlich nicht verpflichtend ist“ 

(aaO, Rn 35).  

7 In den Rn 36 – 51 des genannten Urteils hat der Gerichtshof auch sehr ausführlich begründet, 

weshalb an dieser Rechtsprechung – trotz deren unterschiedlichen Wortlauts in den diversen 

Sprachfassungen der Richtlinie – festzuhalten ist (siehe insb aaO, Rn 41, 43 und 48). Folglich 

ist der EuGH in der Rz 52 zum eindeutigen Ergebnis gelangt (Hervorhebung nicht im Original): 

„Hieraus ergibt sich, dass Art. 2 Buchst. a zweiter Gedankenstrich der Richtlinie 

2001/42 dahin auszulegen ist, dass im Sinne und zur Anwendung dieser Richt-

linie als Pläne und Programme, die „erstellt werden müssen“, jene Pläne und 

Programme anzusehen sind, deren Erlass in nationalen Rechts- und Verwal-

tungsvorschriften geregelt ist, die die insoweit zuständigen Behörden und das 

Ausarbeitungsverfahren festlegen. 
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8 Diese Voraussetzung ist bei Bebauungsplänen iSd NÖ ROG 2014 jedenfalls erfüllt, zumal de-

ren Erlass in den §§ 33 f NÖ ROG 2014 geregelt ist. 

9 Die gegenständliche Änderung des Bebauungsplanes ist mit dem Risiko voraussichtlich erheb-

licher Umweltauswirkungen iSd Art 3 SUP-Richtlinie verbunden (zu voraussichtlich erhebli-

chen Umweltauswirkungen der gegenständlichen Bebauungsplanänderung verweise ich auf 

die Ausführungen im Punkt 3. unten), sodass sie jedenfalls einer SUP zu unterziehen ist. 

10 Zudem setzt die gegenständliche Änderung des Bebauungsplanes auch den Rahmen für die 

künftige Genehmigung der in den Anhängen I und II UVP-Richtlinie angeführten Projekte (insb 

für Städtebauprojekte iSd Anh II Z 10 lit b UVP-Richtlinie), sodass auch vor dem Hintergrund 

des Art 3 Abs 2 lit a SUP-Richtlinie die SUP durchzuführen ist.  

11 Für die Änderung des gegenständlichen Bebauungsplans ist daher die Strategische Umwelt-

prüfung iSd SUP-Richtlinie zwingend durchzuführen. 

12 Da die Vorschriften des NÖ ROG 2014 jedoch keine Verpflichtung zur Durchführung einer SUP 

für Bebauungspläne vorsehen, liegt insoweit eine unzureichende Umsetzung der SUP-

Richtlinie im NÖ ROG 2014 vor. 

2. Unmittelbare Anwendung der SUP-Richtlinie 

13 Mangels Vorschriften zur Durchführung der SUP für Bebauungspläne im NÖ ROG 2014 muss 

die SUP in unmittelbarer Anwendung der SUP-Richtlinie durchgeführt werden: 

14 Nach stRsp des EuGH können sich einzelne Rechtsunterworfene gegenüber dem Staat auch 

auf Bestimmungen von Richtlinien berufen, wenn diese 

i. inhaltlich unbedingt, 

ii. hinreichend klar und genau sind, 

iii. den Einzelnen begünstigen und 

iv. die Umsetzungsfrist der Richtlinie abgelaufen ist (vgl Stocker/Vcelouch in Jae-

ger/Stöger (Hg), EUV/AEUV Art 288 AEUV Rz 69 (Stand 1.7.2023, rdb.at). 

15 Diese Voraussetzungen sind im gegenständlichen Fall erfüllt. Auch nach namhaften Stimmen 

der Literatur sind die Genehmigungskriterien der SUP-Richtlinie einer unmittelbaren Anwend-

barkeit zugänglich (Raschauer/ Dworschak, Defizitäre Umsetzung der SUP-Richtlinie im öster-

reichischen Energierecht, ÖZW 2020, 19). 
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16 Die Umsetzungsfrist für die SUP-Richtlinie ist bereits am 21.7.2004 und somit seit über 20 

Jahren abgelaufen. Der niederösterreichische Gesetzgeber hatte seit 2020 auch ausreichend 

Zeit, sich mit der oben angeführten Rechtsprechung des EuGH vertraut zu machen. 

17 Die SUP-Richtlinie begünstigt auch den Einzelnen. Gem Art 6 Abs 2 SUP-Richtlinie ist der Öf-

fentlichkeit, daher auch meinem Mandanten, ausdrücklich eine Beteiligung am SUP-Verfahren 

einzuräumen (insb durch Vorlage des Umweltberichts) und Gelegenheit zur Stellungnahme 

zum Umweltbericht zu geben. Diese Beteiligungsrechte zeigen, dass die Richtlinie nicht aus-

schließlich dem objektiven Umweltschutz dient, sondern auch darauf abzielt, betroffenen Ein-

zelnen eine Einflussnahme auf umweltrelevante Planungen zu ermöglichen. Das Kriterium der 

Begünstigung Einzelner ist somit auch erfüllt.   

18 Weiters sind die Bestimmungen zur Durchführung der SUP in der SUP-Richtlinie unbedingt. 

19 Art 3 Abs 1 SUP-Richtlinie bestimmt, dass bestimmte Pläne und Programme einer Umweltprü-

fung unterzogen werden. Art 4 Abs 1 SUP-Richtlinie konkretisiert diese Verpflichtung dahinge-

hend, dass die Umweltprüfung während der Ausarbeitung und vor der Annahme solcher Pläne 

und Programme durchzuführen ist. Zuletzt legt Art 5 SUP-Richtlinie unmissverständlich fest, 

dass im Rahmen der SUP ein Umweltbericht vorzulegen ist, dessen Inhalt anhand von Anh 1 

SUP-Richtlinie klar und spezifisch determiniert wird. 

20 Der EuGH hebt in seiner Rsp hervor, dass das Hauptziel der SUP-Richtlinie darin besteht, si-

cherzustellen, dass Pläne und Programme, die voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkun-

gen haben, bei ihrer Ausarbeitung und vor ihrer Annahme einer Umweltprüfung unterzogen 

werden (EuGH 28.2.2012, C41/11, Inter-Environnement Wallonie, Rn 40). 

21 Diese Verpflichtung ist ihrem Inhalt nach zwingend ausgestaltet („werden unterzogen“) und 

lässt – wenn der Prüfungstatbestand erfüllt ist – keinen Umsetzungsspielraum zu. Dass einzelne 

Modalitäten der Durchführung näher auszugestalten sind, steht der Unbedingtheit nicht entge-

gen. So hat der EuGH bereits ausgesprochen, dass bspw auch die UVP-Richtlinie grundsätz-

lich einer unmittelbaren Anwendbarkeit zugänglich ist (EuGH 25.5.2023, C-575/21, WertInvest 

Hotelbetriebs GmbH/Magistrat der Stadt Wien). Die UVP-Richtlinie ähnelt in ihrem Aufbau stark 

der SUP-Richtlinie, da auch sie eine grundsätzliche Prüfungspflicht vorgibt und diese in einem 

Anhang an gewisse Merkmale bzw weitere Voraussetzungen knüpft. Nach einem ähnlichen 

Konzept ist auch die SUP-Richtlinie mit den Art 3 ff und Anh 1 und 2 SUP-Richtlinie aufgebaut. 

22 Die SUP-Richtlinie legt fest welche Maßnahmen einer SUP zu unterziehen sind (Art 2), unter 

welchen Voraussetzungen eine Prüfung erforderlich ist (Art 3 iVm Anh 2), wann diese zu erfol-

gen hat (Art 4) und, dass im Rahmen der SUP ein Umweltbericht mit klar bestimmtem Inhalt 

vorzulegen ist (Art 5). Damit ist der normative Gehalt der Verpflichtung hinreichend bestimmt, 

also ausreichend konkret, um im Einzelfall überprüfbar zu sein. Die SUP-Richtlinie gibt auch 
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nicht nur grobe Richtwerte für die Durchführung der Prüfung heran, sondern listet explizite 

Merkmale und Kriterien in Anh 2 auf, anhand derer zu beurteilen ist, ob ein Plan oder Pro-

gramm erhebliche Auswirkungen auf die Umwelt haben kann. Die SUP-Richtlinie erfüllt daher 

auch im Hinblick auf die Durchführung der SUP an sich die Voraussetzungen für eine unmit-

telbare Anwendbarkeit.  

23 Jegliche verbleibenden Zweifel über die Möglichkeit der Durchführung einer SUP in unmittel-

barer Anwendung der SUP-Richtlinie werden abschließend ausgeräumt, wenn man beachtet, 

dass der Bundesgesetzgeber selbst von einer solchen ausgeht:  

24 Gem § 94 Abs 9 EAG bleiben anhängige Genehmigungsverfahren vom EAG ua dann unbe-

rührt, wenn zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Bestimmung bereits ein Verfahren gem 

§§ 5 ff UVP-G 2000 eingeleitet wurde und eine strategische Umweltprüfung – unter unmittel-

barer Anwendung der SUP-Richtlinie, hinsichtlich der anzuwendenden Planungsinhalte – 

durchgeführt wurde oder wird.  

25 Der Gesetzgeber trägt hier dem Umstand Rechnung, dass die Durchführung einer SUP in un-

mittelbarer Anwendung der SUP jedenfalls erfolgen kann. Es handelt sich um eine im inner-

staatlichen Recht verankerte Bestätigung dafür, dass die Durchführung einer SUP nicht zwin-

gend einer nationalen Umsetzung bedarf und auch direkt auf Grundlage der SUP-Richtlinie 

durchgeführt werden kann.  

26 Vor Erlassung der gegenständlichen Änderung des Bebauungsplanes hat die Gemeinde Brei-

tenfurt somit eine SUP in unmittelbarer Anwendung der SUP-Richtlinie durchzuführen und das 

Ergebnis dieser Umweltprüfung der Öffentlichkeit im Wege des Umweltberichts iSd 

SUP-Richtlinie bekanntzugeben. Im Umweltbericht sind insbesondere auch Alternativen zu 

prüfen und zu dokumentieren (siehe auch § 1 Abs 1 Z 15 NÖ ROG 2014). Der Umweltbericht 

ist der Öffentlichkeit zur Verfügung zu stellen, damit diese hierzu Stellung nehmen kann 

(vgl auch § 4 NÖ ROG 2014, dessen analoge Anwendung auf die gegenständliche Bebau-

ungsplanänderung möglich wäre). Vor dem Abschluss dieser Umweltprüfung darf die gegen-

ständliche Bebauungsplanänderung somit keinesfalls beschlossen werden. 

3. Risiko erheblicher Auswirkungen auf die Umwelt durch die gegenständliche Än-

derung des Bebauungsplanes 

27 Gem Art 3 Abs 5 SUP-Richtlinie haben die Mitgliedsstaaten bei der Beurteilung, ob ein Plan 

voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen hat (und daher in der Folge einer SUP zu un-

terziehen wäre), in jedem Fall die einschlägigen Kriterien des Anhangs 2 zu berücksichtigen. 

28 Auf Grundlage dieser Kriterien ergibt sich eindeutig, dass die gegenständliche Änderung des 

Bebauungsplanes einer SUP zu unterziehen ist: 
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a) Ausmaß, in dem der Plan einen Rahmen für Projekte setzt (Anh 2 Z 1 erster Teilsatz ): 

Der Bebauungsplan legt in den §§ 9 und 15 verbindliche Vorgaben für Bebauungs-

dichte, Gebäudehöhen, Versiegelung, Stellplatzanlagen und Infrastruktur fest (vgl auch 

Motivenbericht und Änderungsanlass vom 6.3.2026, 20 f). Damit wird ein rechtlich ver-

bindlicher Rahmen für zukünftige Genehmigungen geschaffen.  

b) Einfluss auf andere Pläne und Programme (Anh 2 Z 1 zweiter Teilsatz): Weiters verweist 

der Motivenbericht ausdrücklich auf übergeordnete Planungen insb das regionale 

Raumordnungsprogramm Mödling und bestehende Flächenwidmungen (aaO, 2). Der 

Bebauungsplan ist somit Teil eines mehrstufigen Planungssystems, in dem Wechsel-

wirkungen mit anderen Planungen bestehen. Insb wirkt der Bebauungsplan nicht iso-

liert, sondern im Zusammenwirken mit bestehenden und künftigen Nutzungen kumula-

tiv auf die Umwelt ein.   

c) Bedeutung des Plan für die Einbeziehung von Umwelterwägungen (Anh 2 Z 1 dritter 

Teilsatz): Die SUP verfolgt das Ziel, Umweltaspekte frühzeitig in Planungsentscheidun-

gen zu integrieren (ErwGr 4 SUP-Richtlinie). Gerade bei einem Bebauungsplan in ei-

nem ökologisch sensiblen Gebiet (siehe unten) kommt dem Plan eine besondere Be-

deutung für die Berücksichtigung von Umweltbelangen zu.   

d) Umweltprobleme im Zusammenhang mit dem Plan (Anh 2 Z 1 vierter Teilsatz): Aus 

dem Motivenbericht geht hervor, dass das Planungsgebiet des Bebauungsplanes 

durch mehrere Umweltaspekte geprägt ist (Motivenbericht, 5 ff). So liegt das Planungs-

gebiet im Landschaftsschutzgebiet, Biosphärenpark und in einer Gefahrenzone. Wei-

ters sind sensible Lebensräume vorhanden. Die Planung betrifft damit ein Gebiet, in 

dem bereits konkrete Umweltprobleme bzw Sensibilitäten bestehen, die durch zusätz-

liche Eingriffe verstärkt werden können.  

e) Wahrscheinlichkeit, Dauer, Häufigkeit und Reversibilität der Auswirkungen (Anh 2 Z 2 

erster Teilsatz): Die durch den Bebauungsplan ermöglichte Bebauung führt zu dauer-

haften Eingriffen in Boden und Landschaft und teilweise irreversiblen Veränderungen, 

insb durch Versiegelung und Verlust von Lebensräumen. Die potenziellen Auswirkun-

gen auf die Umwelt sind daher insb deswegen erheblich, weil sie langfristig und nur 

eingeschränkt rückgängig zu machen sind.  

f) Kumulativer Charakter der Auswirkungen (Anh 2 Z 2 zweiter Teilsatz): Wie bereits aus-

geführt ist der Bebauungsplan in bestehende Siedlungs- und Raumordnungsstrukturen 
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eingebettet. Die möglichen Auswirkungen sind daher nicht isoliert zu betrachten, son-

dern im Zusammenwirken mit bestehenden Nutzungen, wodurch kumulative Umwelt-

belastungen entstehen können.  

g) Risiken für die menschliche Gesundheit oder die Umwelt (Anh 2 Z 2 vierter Teilsatz): 

Der Motivenbericht legt dar, dass der Gefahrenzonenplan für das Planungsgebiet in 

Überarbeitung ist. Im derzeit gültigen Gefahrenzonenplan befindet sich das Planungs-

gebiet jedoch zu einem großen Teil in gelben Gefahrenzonen und zu kleinen Teilen 

sogar in roten Gefahrenzonen (Motivenbericht, 4). In roten Gefahrenzonen ist die Ge-

fährdung so groß, dass eine ständige Besiedlung nicht oder nur mit unverhältnismäßig 

hohem Aufwand möglich ist. Auch in gelben Gefahrenzonen ist die ständige Benützung 

für Siedlungs- und Verkehrszwecke beeinträchtigt und eine Baulandwidmung nur in 

Ausnahmefällen zulässig (vgl Webseite des Landes NÖ zum Hochwasserschutz 

<https://www.noe.gv.at/noe/Wasser/Hochwasserschutz_Gefahrenzonenplaene_WLV 

.html> [abgerufen am 15.4.2026]). Der Bebauungsplan betrifft damit ein Gebiet, das 

bereits aufgrund seiner naturgegebenen Gefährdungslage nur eingeschränkt 

nutzbar ist und bei dem zusätzliche Eingriffe zu einer weiteren Verschärfung der 

Gefährdungssituation führen können. Insb können bauliche Maßnahmen das natür-

liche Abflussgeschehen durch Versiegelung, Retentionsräume sowie die Stabilität von 

Böden und Vegetation beeinflussen und dadurch das Risiko von Wildbachereignissen 

erhöhen oder deren Auswirkungen verstärken. Bereits in der Vergangenheit ist es im 

gegenständlichen Plangebiet zu Überschwemmungen gekommen. Allein dies begrün-

det das Risiko voraussichtlich erheblicher Umweltauswirkungen der gegenständlichen 

Bebauungsplanänderung, das zu derer SUP-Pflicht führt. 

h) Bedeutung und Sensibilität des Gebiets (Anh 2 Z 2 Teilsätze 6 bis 10): Besonders ge-

wichtig ist die ökologische Empfindlichkeit des betroffenen Gebiets. Im Motivenbericht 

wird festgehalten, dass das Planungsgebiet im Landschaftsschutzgebiet „Wienerwald 

Thermenregion“, Teil des Biosphärenparks „Wienerwald“ (Pflegezone) ist und die 

Schutzgüter Erlen-, Eschen- und Weidenauen, Glatthaferwiesen und Wälder mit Wohl-

fahrtsfunktion umfasst (Motivenbericht, 5 ff). Damit betrifft die Planung ein Gebiet mit 

konkret ausgewiesenen, empfindlichen Naturräumen. Nach Anh 2 Z 2 SUP-Richtlinie 

ist die Empfindlichkeit des Gebiets, insbesondere aufgrund besonderer Naturmerkmale 

und Schutzstellungen, ein zentrales Kriterium für die Erheblichkeit. Der Plan kann daher 

erhebliche Auswirkungen auf besondere natürliche Merkmale, intensive Bodennutzung 

und Gebiete oder Landschaften, deren Status als national (Landschaftsschutzgebiet 
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„Wienerwald Thermenregion“) oder gemeinschaftlich (Biosphärenpark „Wienerwald“) 

geschützt anerkannt ist haben. Auch betrifft die gegenständliche Bebauungsplanände-

rung Grundstücke, die als Bauland gewidmet sind und damit Siedlungsgebiete, deren 

Beeinträchtigung durch Umweltgefahren nicht ausgeschlossen werden kann (zB durch 

die oben genannte Überschwemmungsgefahr). 

Die Prüfung der Kriterien des Anh 2 SUP-Richtlinie zeigt somit, dass  

i. der Plan einen verbindlichen Rahmen für Projekte setzt, 

ii. in einem sensiblen Schutzgebiet wirkt, 

iii. konkrete Schutzgüter betrifft,  

iv. mit Naturgefahren verbunden ist und 

v. zu dauerhaften und teilweise irreversiblen Auswirkungen führen kann. 

Die gegenständliche Bebauungsplanänderung kann somit jedenfalls erhebliche Auswirkungen 

auf die Umwelt haben und ist daher in unmittelbarer Anwendung der UVP-Richtlinie einer SUP 

zu unterziehen.   

4. Folgen einer Unterlassung der Durchführung der Strategischen Umweltprüfung 

für die gegenständliche Bebauungsplanänderung 

29 Sollte der Gemeinderat trotz dieser eindeutigen Rechtslage die gegenständliche Bebauungs-

planänderung beschließen, so würde dies einerseits zur Folge haben, dass der so beschlos-

sene Bebauungsplan rechtswidrig und kraft Anwendungsvorrangs des Unionsrechts nicht an-

wendbar wäre. In diesem Zusammenhang hat der VwGH bereits 2020 klargestellt, dass die 

sich aus unterlassener SUP ergebende Rechtswidrigkeit auf Genehmigungen durchschlägt, 

die auf Basis des Planes erteilt wurden, für den die SUP nicht durchgeführt wurde 

(VwGH 15.10.2020, Ro 2019/04/0021 ua, 380-kV-"Salzburgleitung"). 

30 Andererseits könnte der Aufwand, der durch das rechtliche Vorgehen gegen die Erlassung der 

gegenständlichen Bebauungsplanänderung ohne die unionsrechtlich zwingend durchzufüh-

rende SUP bzw gegen die auf dieser (rechtswidrigen) Grundlage erteilten Genehmigungen 

entstehen würde, als sog „Rettungsaufwand“ im Wege der Amtshaftung geltend gemacht wer-

den, zumal die Erlassung der gegenständlichen Bebauungsplanänderung ohne die unions-

rechtlich vorgegebene SUP im Hinblick auf die oben wiedergegebene Rechtsprechung des 

EuGH jedenfalls eine unvertretbare Rechtsauffassung darstellen würde. 
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5. Zusammenfassung 

31 Für die gegenständliche Bebauungsplanänderung ist aufgrund des Risikos erheblicher Um-

weltauswirkungen sowie der Rahmensetzung für UVP-pflichtige Projekte (insb für Städtebau-

projekte iSd Anh II Z 10 lit b UVP-Richtlinie) die Strategische Umweltprüfung (SUP) durchzu-

führen. 

32 Daran ändert auch nichts, dass die Erlassung von Bebauungsplänen bzw deren Änderungen 

nach dem NÖ ROG 2014 nicht verpflichtend ist, zumal das Kriterium „erstellt werden müssen“ 

iSd Art 2 lit a zweiter Strichpunkt SUP-Richtlinie nach ständiger Rechtsprechung des EuGH 

(siehe EuGH 25.6.2020, C-24/19, Windkraftanlagen in Aalter und Neve, RN 35 – 51 mwN, Bei-

lage ./B) nicht bedeutet, dass die Ausarbeitung der Pläne verpflichtend sein muss, sondern 

dass diese lediglich in den nationalen Rechtsvorschriften vorgegeben ist. Dies ist in Bezug auf 

Bebauungspläne bzw deren Änderungen jedenfalls der Fall, weil deren Ausarbeitung in den 

§§ 33 f NÖ ROG 2014 vorgegeben ist.  

33 Die Strategische Umweltprüfung ist in unmittelbarer Anwendung der SUP-Richtlinie durchzu-

führen, wobei einzelne Verfahrensvorschriften des NÖ ROG 2014 (zB § 4 NÖ ROG 2014) ana-

log angewendet werden könnten. Der Öffentlichkeit – somit auch meinem Mandanten – ist 

daher der Umweltbericht vorzulegen, in dem die mit der Bebauungsplanänderung verbunde-

nen, voraussichtlichen Umweltauswirkungen ermittelt, beschrieben und bewertet werden. Da-

bei sind auch Alternativen zu prüfen und die Untersuchungen im Umweltbericht zu dokumen-

tieren (siehe § 1 Abs 1 Z 15 bzw § 4 Abs 6 NÖ ROG 2014). Darüber hinaus ist der Öffentlichkeit 

die Möglichkeit einer Stellungnahme zum Umweltbericht einzuräumen (vgl § 4 Abs 7 NÖ ROG 

2014). All dies muss jedenfalls vor der Beschlussfassung über die Bebauungsplanänderung 

stattfinden. 

34 Sollte die SUP nicht durchgeführt werden, so würde dies zur Rechtswidrigkeit des Bebauungs-

planes führen. Diese Rechtswidrigkeit würde auf die auf Grundlage des Bebauungsplanes er-

lassenen Genehmigungen durchschlagen (siehe VwGH 15.10.2020, Ro 2019/04/0021 ua, 

380-kV-"Salzburgleitung"). Auch Amtshaftungsansprüche wegen des entstandenen „Rettungs-

aufwands“ könnten in diesem Fall nicht ausgeschlossen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 
Anlagen: 

 

./A Auszug aus der Webseite https://www.raumordnung-noe.at vom 14.4.2026 

./B Urteil des EuGH vom 25.6.2020, C-24/19, Windkraftanlagen in Aalter und Nevele  
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URTEIL DES GERICHTSHOFS (Große Kammer)

25. Juni 2020(*)

„Vorlage zur Vorabentscheidung – Richtlinie 2001/42/EG – Prüfung der Umweltauswirkungen – Städtebauliche
Genehmigung für die Errichtung und den Betrieb von Windkraftanlagen – Art. 2 Buchst. a – Begriff ‚Pläne und
Programme‘ – Durch einen Erlass und ein Rundschreiben aufgestellte Voraussetzungen für die Erteilung einer

Genehmigung – Art. 3 Abs. 2 Buchst. a – Nationale Rechtsakte, durch die der Rahmen für die künftige
Genehmigung von Projekten gesetzt wird – Fehlende Umweltprüfung – Aufrechterhaltung der Wirkungen der

nationalen Rechtsakte und der auf ihrer Grundlage erteilten Genehmigungen nach Feststellung der
Unionsrechtswidrigkeit dieser Rechtsakte – Voraussetzungen“

In der Rechtssache C-24/19

betreffend ein Vorabentscheidungsersuchen nach Art.  267 AEUV, eingereicht vom Raad voor
Vergunningsbetwistingen (Rat für Genehmigungsstreitigkeiten, Belgien) mit Entscheidung vom 4. Dezember 2018,
beim Gerichtshof eingegangen am 15. Januar 2019, in dem Verfahren

A u. a.

gegen

Gewestelijke stedenbouwkundige ambtenaar van het departement Ruimte Vlaanderen, afdeling Oost-
Vlaanderen,

Beteiligte:

Organisatie voor Duurzame Energie Vlaanderen VZW,

erlässt

DER GERICHTSHOF (Große Kammer)

unter Mitwirkung des Präsidenten K. Lenaerts, der Vizepräsidentin R. Silva de Lapuerta, der Kammerpräsidentin
A.  Prechal, der Kammerpräsidenten M.  Vilaras, E.  Regan und I.  Jarukaitis, der Richter E.  Juhász, M.  Ilešič,
J.  Malenovský und L.  Bay Larsen, der Richterin C.  Toader (Berichterstatterin) sowie der Richter F.  Biltgen,
A. Kumin, N. Jääskinen und N. Wahl,

Generalanwalt: M. Campos Sánchez-Bordona,

Kanzler: M. Ferreira, Hauptverwaltungsrätin,

aufgrund des schriftlichen Verfahrens und auf die mündliche Verhandlung vom 9. Dezember 2019,

unter Berücksichtigung der Erklärungen

–        von A u. a., vertreten durch T. Swerts, W.‑J. Ingels und L. Nijs, advocaten,

–               der Organisatie voor Duurzame Energie Vlaanderen VZW, vertreten durch T. Malfait und V. McClelland,
advocaten,

–                der belgischen Regierung, vertreten durch C.  Pochet, M.  Jacobs und P.  Cottin als Bevollmächtigte im
Beistand von J. Vanpraet, advocaat,

–        der niederländischen Regierung, vertreten durch M. Bulterman, M. Gijzen und M. Noort als Bevollmächtigte,

–        der Regierung des Vereinigten Königreichs, vertreten durch Z. Lavery als Bevollmächtigte im Beistand von
R. Warren, QC, und D. Blundell, Barrister,

–        der Europäischen Kommission, vertreten durch E. Manhaeve und M. Noll‑Ehlers als Bevollmächtigte,

nach Anhörung der Schlussanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 3. März 2020

folgendes
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Urteil

1               Das Vorabentscheidungsersuchen betrifft die Auslegung von Art.  2 Buchst.  a und Art.  3 Abs.  2 Buchst.  a der
Richtlinie 2001/42/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27.  Juni 2001 über die Prüfung der
Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und Programme (ABl. 2001, L 197, S. 30).

2        Es ergeht im Rahmen eines Rechtsstreits zwischen A u. a. und dem Gewestelijke stedenbouwkundige ambtenaar
van het departement Ruimte Vlaanderen, afdeling Oost-Vlaanderen (Regionaler Städtebaubeamter für den Raum
Flandern, Abteilung Ost-Flandern, Belgien) wegen dessen Entscheidung, einem Stromerzeuger und ‑lieferanten
eine städtebauliche Genehmigung für die Errichtung und den Betrieb von fünf Windkraftanlagen auf einem
Grundstück zu erteilen, dessen Anrainer A u. a. sind.

 Rechtlicher Rahmen

 Internationales Recht

3                Das Übereinkommen über die Umweltverträglichkeitsprüfung im grenzüberschreitenden Rahmen, das am
26. Februar 1991 in Espoo (Finnland) unterzeichnet wurde (im Folgenden: Übereinkommen von Espoo), wurde am
24. Juni 1997 im Namen der Europäischen Gemeinschaft genehmigt und trat am 10. September 1997 in Kraft.

4        Art. 2 Abs. 7 des Übereinkommens von Espoo lautet:

„Als Mindestforderung sind die nach diesem Übereinkommen geforderten Umweltverträglichkeitsprüfungen in der
Projektplanungsphase durchzuführen. In angemessenem Umfang werden die Parteien bestrebt sein, die Grundsätze
der Umweltverträglichkeitsprüfung auf Maßnahmen, Pläne und Programme anzuwenden.“

 Unionsrecht

5        Der vierte Erwägungsgrund der Richtlinie 2001/42 lautet:

„Die Umweltprüfung ist ein wichtiges Werkzeug zur Einbeziehung von Umwelterwägungen bei der Ausarbeitung
und Annahme bestimmter Pläne und Programme, die erhebliche Auswirkungen auf die Umwelt in den
Mitgliedstaaten haben können. Denn sie gewährleistet, dass derartige Auswirkungen aus der Durchführung von
Plänen und Programmen bei der Ausarbeitung und vor der Annahme berücksichtigt werden.“

6        Art. 1 („Ziele“) dieser Richtlinie sieht vor:

„Ziel dieser Richtlinie ist es, im Hinblick auf die Förderung einer nachhaltigen Entwicklung ein hohes
Umweltschutzniveau sicherzustellen und dazu beizutragen, dass Umwelterwägungen bei der Ausarbeitung und
Annahme von Plänen und Programmen einbezogen werden, indem dafür gesorgt wird, dass bestimmte Pläne und
Programme, die voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen haben, entsprechend dieser Richtlinie einer
Umweltprüfung unterzogen werden.“

7        In Art. 2 der Richtlinie heißt es:

„Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck

a)            ‚Pläne und Programme‘ Pläne und Programme, einschließlich der von der Europäischen Gemeinschaft
mitfinanzierten, sowie deren Änderungen,

–                die von einer Behörde auf nationaler, regionaler oder lokaler Ebene ausgearbeitet und/oder
angenommen werden oder die von einer Behörde für die Annahme durch das Parlament oder die
Regierung im Wege eines Gesetzgebungsverfahrens ausgearbeitet werden und

–        die aufgrund von Rechts- oder Verwaltungsvorschriften erstellt werden müssen;

b)            ‚Umweltprüfung‘ die Ausarbeitung eines Umweltberichts, die Durchführung von Konsultationen, die
Berücksichtigung des Umweltberichts und der Ergebnisse der Konsultationen bei der Entscheidungsfindung
und die Unterrichtung über die Entscheidung gemäß den Artikeln 4 bis 9;

…“

8        Art. 3 („Geltungsbereich“) der Richtlinie bestimmt:
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„(1)            Die unter die Absätze  2 bis 4 fallenden Pläne und Programme, die voraussichtlich erhebliche
Umweltauswirkungen haben, werden einer Umweltprüfung nach den Artikeln 4 bis 9 unterzogen.

(2)      Vorbehaltlich des Absatzes 3 wird eine Umweltprüfung bei allen Plänen und Programmen vorgenommen,

a)      die in den Bereichen Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Fischerei, Energie, Industrie, Verkehr, Abfallwirtschaft,
Wasserwirtschaft, Telekommunikation, Fremdenverkehr, Raumordnung oder Bodennutzung ausgearbeitet
werden und durch die der Rahmen für die künftige Genehmigung der in den Anhängen I und II der Richtlinie
85/337/EWG [des Rates vom 27.  Juni 1985 über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten
öffentlichen und privaten Projekten (ABl. 1985, L 175, S. 40)] aufgeführten Projekte gesetzt wird …

…“

9            Die Richtlinie 85/337 wurde durch die Richtlinie 2011/92/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom
13.  Dezember 2011 über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und privaten Projekten
(ABl. 2012, L 26, S. 1) aufgehoben und ersetzt.

10            In Anhang  II Nr.  3 Buchst.  i der Richtlinie 2011/92 werden „Anlagen zur Nutzung von Windenergie zur
Stromerzeugung (Windfarmen)“ angeführt.

 Belgisches Recht

 Vlarem II

11      Der Besluit van de Vlaamse regering houdende algemene en sectorale bepalingen inzake milieuhygiëne (Erlass der
Flämischen Regierung zur Festlegung der allgemeinen und sektoriellen Bestimmungen im Bereich der
Umwelthygiene) vom 1.  Juni 1995 (Belgisch Staatsblad, 31.  Juli 1995, S.  20526) in seiner auf den
Ausgangsrechtsstreit anwendbaren Fassung (im Folgenden: Vlarem  II) wurde u.  a. in Durchführung des Decreet
van de Vlaamse Raad betreffende de milieuvergunning (Dekret des Flämischen Rates über die
Umweltgenehmigung) vom 28. Juni 1985 (Belgisch Staatsblad, 17. September 1985, S. 13304) und des Decreet van
de Vlaamse Raad houdende algemene bepalingen inzake milieubeleid (Dekret des Flämischen Rates zur Festlegung
der allgemeinen Bestimmungen im Bereich der Umweltpolitik) vom 5. April 1995 (Belgisch Staatsblad, 3.  Juni
1995, S.  15971) erlassen. Der Vlarem  II enthält allgemeine und sektorielle Umweltbedingungen hinsichtlich
schädlicher Einwirkungen und Gefahren, die bestimmte Anlagen und Tätigkeiten hervorrufen können, sowie
hinsichtlich der Wiedergutmachung etwaiger durch deren Betrieb bzw. Vornahme verursachter Umweltschäden.

12           Durch Art. 99 des Besluit van de Vlaamse regering tot wijziging van het besluit van de Vlaamse regering van
6  februari 1991 houdende de vaststelling van het Vlaams reglement betreffende de milieuvergunning en van
[Vlarem  II], wat betreft de actualisatie van voormelde besluiten aan de evolutie van de techniek (Erlass der
Flämischen Regierung zur Änderung des Erlasses der Flämischen Regierung vom 6. Februar 1991 zur Festlegung
der Flämischen Regelungen betreffend die Umweltgenehmigung und des [Vlarem II] in Bezug auf die Anpassung
dieser Erlasse an die Entwicklung der Technik) vom 23.  Dezember 2011 (Belgisch Staatsblad, 21.  März 2012,
S.  16474) wurde dem Vlarem  II ein Abschnitt 5.20.6 über Anlagen zur Stromerzeugung durch Windenergie
hinzugefügt.

13            Dieser Abschnitt („Anlagen zur Stromerzeugung durch Windenergie“) enthält u.  a. Bestimmungen über den
Schattenwurf durch Rotorblätter (Beschränkung der hierdurch hervorgerufenen stroboskopischen Effekte), die
Sicherheit der Windkraftanlagen (Vorhandensein bestimmter Warn‑ bzw. Erkennungssysteme und
Abschaltautomatiken) und Lärm (Durchführung akustischer Messungen).

14      Zum Schattenwurf bestimmt Art. 5.20.6.2.1 des Vlarem II:

„Befindet sich ein gegen Schattenwurf empfindliches Objekt im Umkreis der Windkraftanlage mit einer erwarteten
Beschattungsdauer von vier Stunden pro Jahr, wird die Windkraftanlage mit einem automatischen Abschaltmodul
ausgerüstet.“

15         Art. 5.20.6.2.2 des Vlarem II verpflichtet den Betreiber, für jede Windkraftanlage ein Protokoll zu führen, darin
bestimmte Daten zum Schattenwurf anzugeben sowie mindestens in den ersten beiden Betriebsjahren einen
Kontrollbericht zu erstellen.

16      Art. 5.20.6.2.3 des Vlarem II lautet:

„Für relevante gegen Schattenwurf empfindliche Objekte in Industriegebieten, mit Ausnahme von Wohngebäuden,
gilt ein Maximum von 30 Stunden effektiven Schattenwurfs pro Jahr, mit einem Maximum von 30 Minuten
effektiven Schattenwurfs pro Tag.
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Für relevante gegen Schattenwurf empfindliche Objekte in allen anderen Gebieten und für Wohngebäude in
Industriegebieten gilt ein Maximum von acht Stunden effektiven Schattenwurfs pro Jahr, mit einem Maximum von
30 Minuten effektiven Schattenwurfs pro Tag.“

17      Auf dem Gebiet der Sicherheit sieht Art. 5.20.6.3.1 des Vlarem II vor, dass alle Windkraftanlagen entsprechend den
Sicherheitsanforderungen der Norm IEC61400 oder einer gleichwertigen Norm errichtet und zertifiziert werden
müssen. Gemäß Art.  5.20.6.3.2 des Vlarem  II müssen alle Windkraftanlagen mit Sicherheitseinrichtungen
ausgestattet sein, die insbesondere aus einer Schutzeinrichtung gegen die Gefahren im Zusammenhang mit
Vereisung und Blitzschlag, einem Hilfsbremssystem und einem Onlinekontrollsystem, das Unregelmäßigkeiten
erkennt und sie an die Kontrolleinheit der Windkraftanlage übermittelt, bestehen.

18      In Bezug auf Lärm legt Art. 5.20.6.4.2 des Vlarem II Lärmgrenzwerte im Freien in der Nähe von Wohngebäuden
fest:

„Das spezifische Geräusch einer Windkraftanlage im Freien ist, sofern die Umweltgenehmigung nichts anderes
bestimmt, pro Bezugszeitraum und in der Nähe des nächstgelegenen nicht zur Anlage gehörenden Wohngebäudes
oder des nächstgelegenen Wohngebiets auf den in Anhang 5.20.6.1 genannten Richtwert oder auf das in Anhang 4B
Titel  I Nr.  F14, 3 des vorliegenden Erlasses: Lsp  ≤  MAX (Richtwert, LA  95) genannte Hintergrundgeräusch
begrenzt.

Soll das Hintergrundgeräusch herangezogen werden, um eine höhere Norm festzulegen, muss der Abstand zwischen
den Windkraftanlagen und den Wohngebäuden größer sein als das Dreifache des Rotordurchmessers.“

19      Anhang 5.20.6.1 des Vlarem II enthält folgende Angaben:

„Gebietsbestimmung gemäß der Genehmigung Richtwert für das spezifische
Geräusch im Freien in dB(A)
tagsüber abends nachts

1° Ländliche Gebiete und Ferienhausgebiete 44 39 39
2a° Gebiete oder Teile von Gebieten, mit Ausnahme von Wohngebieten oder
Teilen von Wohngebieten, die weniger als 500 m von Industriegebieten
entfernt sind

50 45 45

2b° Wohngebiete oder Teile von Wohngebieten, die weniger als 500 m von
Industriegebieten entfernt sind 48 43 43

3a° Gebiete oder Teile von Gebieten, mit Ausnahme von Wohngebieten oder
Teilen von Wohngebieten, die weniger als 500 m von Gebieten für
Handwerksbetriebe und für kleine und mittlere Unternehmen, von
Dienstleistungsgebieten oder von Abbaugebieten während des Abbaus
entfernt sind

48 43 43

3b° Wohngebiete oder Teile von Wohngebieten, die weniger als 500 m von
Gebieten für Handwerksbetriebe und für kleine und mittlere Unternehmen,
von Dienstleistungsgebieten oder von Abbaugebieten während des Abbaus
entfernt sind

44 39 39

4° Wohngebiete 44 39 39
5° Industriegebiete, Dienstleistungsgebiete, Gebiete für gemeinschaftliche
Anlagen und öffentliche Versorgungseinrichtungen sowie Abbaugebiete
während des Abbaus

60 55 55

5bis° Landwirtschaftliche Gebiete 48 43 43
6° Erholungsgebiete mit Ausnahme von Ferienhausgebieten 48 43 43
7° Alle anderen Gebiete mit Ausnahme von Puffergebieten, militärischen
Bereichen und Gebieten, die Gegenstand von in speziellen Erlassen
festgelegten Richtwerten sind

44 39 39

8° Pufferzonen 55 50 50
9° Gebiete oder Teile von Gebieten, die weniger als 500 m von Gebieten für
den Abbau von Kies während des Abbaus entfernt sind 48 43 43

10° Landwirtschaftliche Gebiete 48 43 43“
 Rundschreiben von 2006

20           Der Omzendbrief EME/2006/01-RO/2006/02 (Rundschreiben EME/2006/01‑RO/2006/02) („Abwägungsrahmen
und Voraussetzungen für die Errichtung von Windkraftanlagen“) vom 12.  Mai 2006 (Belgisch Staatsblad,
24.  Oktober 2006, S.  56705) in seiner auf den Ausgangsrechtsstreit anwendbaren Fassung (im Folgenden:
Rundschreiben von 2006) stellt ausweislich seiner Nr.  3 eine Aktualisierung eines Rundschreibens vom 17.  Juli
2000 dar.
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21         Das Rundschreiben von 2006 enthält nach seiner Nr. 3.1 eine Reihe von Gesichtspunkten, die bei der Wahl des
Standorts einer Windkraftanlage zu berücksichtigen sind. Die Nrn.  3.1.1 bis 3.1.14 enthalten verschiedene
Erwägungen in den Bereichen Zusammenlegung, Bodennutzung, Wohnen, Landwirtschaft, Industriegebiete,
Hafengebiete, Sport und Freizeit, Landschaft, Lärmbelastung, Schattenwurf und Lichtreflexe, Sicherheit, Natur,
Umweltverträglichkeitsstudie und Luftfahrt.

22      Konkret lautet Nr. 3.1.9 („Lärmbelastung“) des Rundschreibens wie folgt:

„Das Ausmaß potenzieller Belastungen durch Windkraftanlagen ist von verschiedenen Faktoren abhängig, wie etwa
der Quellstärke der Turbinen, der Errichtungsform, der Achshöhe und der Anzahl der Windkraftanlagen. Auch die
Art des Untergrundes (Wasser, Land), der Abstand zu den Anwohnern in der Umgebung und das Niveau des
Hintergrundgeräuschs spielen eine Rolle. Im Allgemeinen nimmt das Hintergrundgeräusch bei zunehmendem Wind
stärker zu als die Quellstärke der Turbine.

Gemäß Titel  II Art.  5.20 Abs.  2 des [Vlarem  II] findet keine Geräuschpegelnorm Anwendung. Die
Umweltgenehmigung kann jedoch nach Maßgabe der Umgebungssituation Lärmemissionsgrenzwerte festlegen.
Die an der Quelle zu treffenden erforderlichen Maßnahmen müssen dem aktuellen Stand der Technik entsprechen.
Zur Beurteilung des spezifischen Geräuschs der Windkraftanlagen können international anerkannte
Softwareprogramme verwendet werden. Die Ermittlung des Hintergrundgeräuschs muss von einem in den
Bereichen Lärm und Erschütterungen anerkannten Umweltsachverständigen durchgeführt werden.

Befinden sich das nächstgelegene nicht zur Anlage gehörende Wohngebäude oder das nächstgelegene Wohngebiet
in einem Abstand von mehr als 250 m zum Turm der Windkraftanlage, kann davon ausgegangen werden, dass die
durch die Windkraftanlage oder die Windfarm verursachte Beeinträchtigung auf ein akzeptables Niveau begrenzt
werden kann.

Beträgt der Abstand weniger oder gleich 250 m, ist wie folgt vorzugehen:

Das spezifische Geräusch wird in der Nähe des nächstgelegenen nicht zur Anlage gehörenden Wohngebäudes oder
des nächstgelegenen Wohngebiets ermittelt. Um zu beurteilen, ob eine Windkraftanlage oder eine Windfarm an
einem bestimmten Ort zulässig sind, ist das spezifische Geräusch in Abweichung von Titel  II Anhang  2.2.1 des
[Vlarem II] nach den folgenden Umweltqualitätsnormen für Lärm im Freien zu bewerten:

Richtwerte in dB(A) im Freien

Gebiet Umweltqualitätsnormen in
dB(A) im Freien
tagsüber abends nachts

1° Ländliche Gebiete und Ferienhausgebiete 49 44 39
2° Gebiete oder Teile von Gebieten, die weniger als 500 m von nicht in Nr. 3
genannten Industriegebieten oder von Gebieten für gemeinschaftliche Anlagen
und öffentlichen Versorgungseinrichtungen entfernt sind

54 49 49

3° Gebiete oder Teile von Gebieten, die weniger als 500 m von Gebieten für
Handwerksbetriebe und kleine und mittlere Unternehmen, von
Dienstleistungsgebieten oder von Abbaugebieten während des Abbaus entfernt
sind

54 49 44

4° Wohngebiete 49 44 39
5° Industriegebiete, Dienstleistungsgebiete, Gebiete für gemeinschaftliche
Anlagen und öffentliche Versorgungseinrichtungen und Abbaugebiete während
des Abbaus

64 59 59

6° Erholungsgebiete mit Ausnahme von Ferienhausgebieten 54 49 44
7° Alle anderen Gebiete mit Ausnahme von Pufferzonen, militärischen
Bereichen und Gebieten, die Gegenstand von in speziellen Erlassen
festgelegten Richtwerten sind

49 44 39

8° Pufferzonen 59 54 54
9° Gebiete oder Teile von Gebieten, die weniger als 500 m von Gebieten für
den Abbau von Kies während des Abbaus entfernt sind 59 54 49

Die Ermittlung des spezifischen Geräuschs muss bei einer Windgeschwindigkeit von 8 Metern/Sekunde und in der
ungünstigsten Windrichtung erfolgen, also wenn die Lärmauswirkung der Windkraftanlage(n) am betreffenden
Punkt am höchsten ist.

Entspricht das spezifische Geräusch den oben genannten Umweltqualitätsnormen oder liegt das spezifische
Geräusch in der Nähe des nächstgelegenen nicht zur Anlage gehörenden Wohngebäudes oder des nächstgelegenen

16.04.26, 12:53 Curia

5/16



Wohngebiets um 5  dB(A) unter dem Hintergrundgeräusch, kann davon ausgegangen werden, dass die durch die
Windkraftanlage oder die Windfarm verursachte Beeinträchtigung auf ein akzeptables Niveau beschränkt werden
kann.“

23      Nr. 3.1.10 („Schattenwurf – Lichtreflexe“) des Rundschreibens von 2006 lautet:

„Die sich bewegenden Rotorblätter der Windkraftanlagen können durch Schattenwurf und Lichtreflexe sowohl für
die in der Umgebung wohnenden und arbeitenden Personen als auch für den Gartenbau (Gewächshäuser)
Beeinträchtigungen verursachen.

Die Umrisse des Schattenwurfs können mit Hilfe international gebräuchlicher einschlägiger Softwareprogramme
berechnet werden. Bei der Beurteilung der Beeinträchtigung durch Schattenwurf gelten höchstens 30 Stunden
effektiven Schattenwurfs pro Jahr in einer bewohnten Wohnstätte als akzeptabel. Geht der Schattenwurfeffekt
darüber hinaus, ist zu prüfen, inwieweit Abhilfemaßnahmen ergriffen werden können (etwa angepasster
Sonnenschutz, Beschichtung der Fenster …). …

Etwaige Auswirkungen sind im Standortvermerk zu beschreiben.“

24            Was die Wahl des Standorts betrifft, wird im Rundschreiben von 2006 auch der Grundsatz des planerischen
Ansatzes (Nr.  3.2.1) angesprochen, mit dem die aus städtebaulicher Perspektive, aus Umwelt- und
Windgesichtspunkten optimalen Standorte eingegrenzt werden sollen; das Rundschreiben von 2006 gibt eine
Übersicht über die Gebiete, die für die Errichtung von Windkraftanlagen in Betracht kommen (Nr.  3.2.2).
Schließlich stellt das Rundschreiben die Rolle der Arbeitsgruppe zur Windenergie überblicksartig dar (Nr. 4).

 Ausgangsverfahren und Vorlagefragen

25      Am 30. November 2016 erteilte der regionale Städtebaubeamte für den Raum Flandern, Abteilung Ost-Flandern,
am Ende eines Verfahrens, das im Jahr 2011 begonnen hatte, der Electrabel SA unter einer Reihe von Auflagen eine
städtebauliche Genehmigung (im Folgenden: Genehmigung vom 30. November 2016) für die Errichtung und den
Betrieb von fünf Windkraftanlagen auf dem Gebiet der Gemeinden Aalter (Belgien) und Nevele (Belgien) (im
Folgenden: Windfarmprojekt). Nach dieser Genehmigung war insbesondere erforderlich, dass bestimmte, durch die
Regelungen in Abschnitt 5.20.6 des Vlarem II bzw. durch das Rundschreiben von 2006 (im Folgenden zusammen:
der Erlass und das Rundschreiben von 2006) festgelegte Voraussetzungen erfüllt werden.

26      A u. a. erhoben in ihrer Eigenschaft als Anrainer des für die Verwirklichung des Windfarmprojekts vorgesehenen
Grundstücks beim vorlegenden Gericht, dem Raad voor Vergunningsbetwistingen (Rat für
Genehmigungsstreitigkeiten, Belgien), Klage auf Aufhebung der Genehmigung vom 30.  November 2016. Zur
Stützung ihrer Klage bringen sie vor, dass der Erlass und das Rundschreiben von 2006, auf deren Grundlage die
Genehmigung erteilt worden sei, gegen Art.  2 Buchst.  a und Art.  3 Abs.  2 Buchst.  a der Richtlinie 2001/42
verstießen, da sie entgegen den Bestimmungen dieser Richtlinie in der Auslegung durch den Gerichtshof u. a. im
Urteil vom 27.  Oktober 2016, D’Oultremont u.  a. (C-290/15, EU:C:2016:816), nicht Gegenstand einer
Umweltprüfung gewesen seien. Aus diesem Urteil gehe hervor, dass ein nationaler Rechtsakt, der eine Reihe von
Bestimmungen hinsichtlich der Errichtung von Windkraftanlagen enthalte, die bei der Erteilung
verwaltungsrechtlicher Genehmigungen über die Errichtung und den Betrieb solcher Anlagen zu beachten seien,
unter den Begriff „Pläne und Programme“ im Sinne dieser Richtlinie falle und deshalb einer Umweltprüfung
unterzogen werden müsse.

27            Der regionale Städtebaubeamte für den Raum Flandern, Abteilung Ost-Flandern, ist demgegenüber im
Wesentlichen der Ansicht, der Erlass und das Rundschreiben von 2006 fielen nicht unter den Begriff „Pläne und
Programme“ im Sinne der Richtlinie 2001/42, da diese Rechtsakte keinen hinreichend vollständigen Rahmen
darstellten, um als kohärentes System für Projekte zur Errichtung von Windkraftanlagen angesehen zu werden.

28            Im Hinblick auf die durch das Urteil vom 27. Oktober 2016, D’Oultremont u.  a. (C-290/15, EU:C:2016:816),
erfolgten Klarstellungen hegt das vorlegende Gericht Zweifel, ob der Erlass und das Rundschreiben von 2006
Gegenstand einer Umweltprüfung hätten sein müssen. Daher stellt es sich die Frage, ob sowohl diese Rechtsakte als
auch die auf ihrer Grundlage erteilte Genehmigung vom 30. November 2016 mit der Richtlinie 2001/42 vereinbar
sind.

29      Darüber hinaus regt das vorlegende Gericht an, der Gerichtshof möge seine ständige Rechtsprechung überdenken,
die mit dem Urteil vom 22. März 2012, Inter-Environnement Bruxelles u. a. (C-567/10, EU:C:2012:159), begonnen
und seitdem in den Urteilen vom 7.  Juni 2018, Inter-Environnement Bruxelles u. a. (C-671/16, EU:C:2018:403),
vom 7. Juni 2018, Thybaut u. a. (C-160/17, EU:C:2018:401), vom 8. Mai 2019, „Verdi Ambiente e Società (VAS) –
Aps Onlus“ u.  a. (C-305/18, EU:C:2019:384), vom 12.  Juni 2019, CFE (C-43/18, EU:C:2019:483), sowie vom
12. Juni 2019, Terre wallonne (C-321/18, EU:C:2019:484), bestätigt worden sei. Nach dieser Rechtsprechung sei
die Wortfolge „die aufgrund von Rechts- oder Verwaltungsvorschriften erstellt werden müssen“ in Art. 2 Buchst. a
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der Richtlinie 2001/42 dahin auszulegen, dass im Sinne und zur Anwendung der Richtlinie 2001/42 die Pläne und
Programme „erstellt werden müssen“ und somit der Umweltprüfung gemäß den von dieser Bestimmung
festgelegten Bedingungen unterlägen, deren Erlass in nationalen Rechts- und Verwaltungsvorschriften „geregelt“
sei.

30            Das vorlegende Gericht vertritt jedoch unter Bezugnahme auf die Nrn.  18 und 19 der Schlussanträge der
Generalanwältin Kokott in der Rechtssache Inter-Environnement Bruxelles u.  a. (C-567/10, EU:C:2011:755) die
Auffassung, der Gerichtshof sollte einer Auslegung den Vorzug geben, die eher dem Willen des Unionsgesetzgebers
entspreche und die darin bestehe, die Tragweite von Art. 2 Buchst. a der Richtlinie 2001/42 auf die Rechtsakte zu
beschränken, die nach Rechts‑ oder Verwaltungsvorschriften verpflichtend erlassen werden müssten.

31            Unter diesen Umständen hat der Raad vor Vergunningsbetwistingen (Rat für Genehmigungsstreitigkeiten)
beschlossen, das Verfahren auszusetzen und dem Gerichtshof folgende Fragen zur Vorabentscheidung vorzulegen:

1.      Führen Art. 2 Buchst. a und Art. 3 Abs. 2 Buchst. a der Richtlinie 2001/42 dazu, dass Art. 99 des Erlasses der
Flämischen Regierung zur Änderung des Erlasses der Flämischen Regierung vom 6.  Februar 1991 zur
Festlegung der Flämischen Regelungen betreffend die Umweltgenehmigung und des Vlarem II in Bezug auf
die Anpassung dieser Erlasse an die Entwicklung der Technik, der Abschnitt 5.20.6 über Anlagen für die
Erzeugung von Strom mittels Windenergie in Vlarem  II einführt, und das Rundschreiben von 2006, die
jeweils unterschiedliche Bestimmungen über die Errichtung von Windkraftanlagen enthalten, u.  a. auch
Sicherheitsmaßnahmen und je nach Planungsgebiet definierte Schattenwurf- und Geräuschpegelnormen, als
„Pläne oder Programme“ im Sinne dieser Richtlinienvorschriften zu qualifizieren sind?

2.      Wenn sich herausstellen sollte, dass vor der Annahme des Erlasses und dem Erlass des Rundschreibens von
2006 eine Umweltprüfung hätte vorgenommen werden müssen, darf der Raad voor Vergunningsbetwistingen
(Rat für Genehmigungsstreitigkeiten) die Rechtsfolgen des dann rechtswidrigen Erlasses und des
Rundschreibens von 2006 vorläufig aufrechterhalten? Dazu müssen einige Teilfragen gestellt werden:

a)      Kann eine politische Maßnahme, wie das Rundschreiben von 2006, bei der die Ausarbeitungsbefugnis
auf den Ermessensspielraum und die politische Gestaltungsfreiheit der betreffenden Behörde
zurückgeht, weshalb keine Festlegung der für die Ausarbeitung von „Plänen oder Programmen“
zuständigen Behörde im eigentlichen Sinne vorliegt, und für die auch kein förmliches
Ausarbeitungsverfahren vorgesehen ist, als „Plan oder Programm“ im Sinne von Art. 2 Buchst.  a der
Richtlinie 2001/42 angesehen werden?

b)      Reicht es aus, dass eine politische Maßnahme oder eine allgemeine Regelung, wie der Erlass und das
Rundschreiben von 2006, den Ermessensspielraum der für die Genehmigungserteilung zuständigen
Behörde teilweise einschränkt, um als „Plan oder Programm“ im Sinne von Art.  2 Buchst.  a der
Richtlinie 2001/42 zu gelten, selbst wenn der Erlass und das Rundschreiben von 2006 kein Erfordernis
bzw. keine notwendige Voraussetzung für die Erteilung der Genehmigung darstellen oder keinen
Rahmen für künftige Genehmigungen setzen sollen, obwohl der Unionsgesetzgeber diesen Zweck als
Bestandteil des Begriffs „Pläne und Programme“ betrachtet?

c)          Kann eine politische Maßnahme, wie das Rundschreiben von 2006, deren Ausarbeitung aus Gründen
der Rechtssicherheit und daher vollständig freiwillig erfolgt, als „Plan oder Programm“ im Sinne von
Art.  2 Buchst.  a der Richtlinie 2001/42 angesehen werden, und widerspricht eine solche Auslegung
womöglich der Rechtsprechung des Gerichtshofs, nach der die teleologische Auslegung einer Richtlinie
nicht wesentlich von dem eindeutig zum Ausdruck gebrachten Willen des Unionsgesetzgebers
abweichen darf?

d)           Kann Abschnitt 5.20.6 des Vlarem II, der Regeln enthält, deren Erlass nicht vorgeschrieben war, als
„Plan oder Programm“ im Sinne von Art. 2 Buchst.  a der Richtlinie 2001/42 angesehen werden, und
widerspricht eine solche Auslegung womöglich der Rechtsprechung des Gerichtshofs, nach der die
teleologische Auslegung einer Richtlinie nicht wesentlich von dem eindeutig zum Ausdruck gebrachten
Willen des Unionsgesetzgebers abweichen darf?

e)            Können eine politische Maßnahme und ein normativer Regierungserlass, wie der Erlass und das
Rundschreiben von 2006, die beschränkten indikativen Charakter haben oder zumindest keinen Rahmen
setzen, aus dem ein Recht auf Durchführung eines Projekts hergeleitet werden kann, und die kein Recht
auf einen Rahmen einräumen, in dem Projekte erlaubt werden können, als „Plan oder Programm“ im
Sinne von Art. 2 Buchst. a und Art. 3 Abs. 2 Buchst. a der Richtlinie 2001/42 angesehen werden, „durch
[den bzw. das] der Rahmen für die künftige Genehmigung der in den Anhängen I und II der Richtlinie
85/337 aufgeführten Projekte gesetzt wird“, und widerspricht eine solche Auslegung womöglich der
Rechtsprechung des Gerichtshofs, nach der die teleologische Auslegung einer Richtlinie nicht

16.04.26, 12:53 Curia

7/16



wesentlich von dem eindeutig zum Ausdruck gebrachten Willen des Unionsgesetzgebers abweichen
darf?

f)      Können eine politische Maßnahme, wie das Rundschreiben von 2006, die rein indikativen Charakter hat,
und/oder ein normativer Regierungserlass, wie Abschnitt 5.20.6 des Vlarem II, der bloß Mindestgrenzen
für die Genehmigungserteilung festlegt und im Übrigen völlig autonom als allgemeine Regelung wirkt,

–        wobei beide nur eine beschränkte Anzahl an Kriterien und Modalitäten enthalten

–                und weder diese Maßnahme noch dieser Regierungserlass für irgendeines der Kriterien oder
irgendeine der Modalitäten allein bestimmend ist und wobei folglich argumentiert werden könnte,
dass anhand von objektiven Umständen ausgeschlossen werden kann, dass sie erhebliche
Umweltauswirkungen haben können,

als „Plan oder Programm“ im Sinne von Art. 2 Buchst. a und Art. 3 Abs. 1 und 2 der Richtlinie 2001/42
angesehen werden und daher als Rechtsakte, die durch die Festlegung der auf den betreffenden Bereich
anzuwendenden Regeln und Kontrollverfahren eine signifikante Gesamtheit an Kriterien und
Modalitäten für die Genehmigung und Durchführung eines oder mehrerer Projekte vorsehen, die
voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen haben?

g)            Kann ein Gericht, falls Frage  2 Buchst.  f verneint wird, dies selbst feststellen, nachdem der Erlass
ergangen ist oder die Pseudorechtsvorschriften (wie der Erlass und das Rundschreiben von 2006)
erlassen wurden?

h)      Kann ein Gericht, falls es nur mittelbar über eine inter partes geltende Einrede zuständig ist und falls
sich aus der Beantwortung der Vorlagefragen ergibt, dass der Erlass und das Rundschreiben von 2006
rechtswidrig sind, anordnen, dass die Wirkungen des rechtswidrigen Erlasses und/oder Rundschreibens
aufrechterhalten werden, wenn die rechtswidrigen Instrumente zu einem Umweltschutzziel, das auch
von einer Richtlinie im Sinne von Art. 288 AEUV verfolgt wird, beitragen und die Voraussetzungen des
Unionsrechts für eine solche Aufrechterhaltung (wie im Urteil vom 28. Juli 2016, Association France
Nature Environnement [C-379/15, EU:C:2016:603], aufgestellt) erfüllt sind?

i)            Kann ein Gericht, falls Frage  2 Buchst.  h verneint wird, anordnen, dass die Wirkungen des
angefochtenen Projekts aufrechterhalten werden, um so mittelbar die Voraussetzungen des Unionsrechts
für die Aufrechterhaltung der Rechtsfolgen des der Richtlinie 2001/42 widersprechenden Plans oder
Programms (wie im Urteil vom 28.  Juli 2016, Association France Nature Environnement [C-379/15,
EU:C:2016:603], aufgestellt) zu erfüllen?

 Zu den Vorlagefragen

 Fragen 1 und 2 Buchst. a bis d: Begriff „Pläne und Programme“ im Sinne von Art. 2 Buchst. a der Richtlinie
2001/42

32      Mit seinen Fragen 1 und 2 Buchst. a bis d, die zusammen zu prüfen sind, möchte das vorlegende Gericht wissen,
ob Art. 2 Buchst. a der Richtlinie 2001/42 dahin auszulegen ist, dass ein von der Regierung einer föderalen Einheit
eines Mitgliedstaats angenommener Erlass und ein von ihr erlassenes Rundschreiben, die jeweils unterschiedliche
Bestimmungen über die Errichtung und den Betrieb von Windkraftanlagen enthalten, unter den Begriff „Pläne und
Programme“ fallen.

33           Art. 2 Buchst. a der Richtlinie 2001/42 definiert die von ihm erfassten „Pläne und Programme“ anhand zweier
kumulativer Voraussetzungen, die in den beiden Gedankenstrichen dieser Bestimmung niedergelegt sind, nämlich
dass sie zum einen von einer Behörde auf nationaler, regionaler oder lokaler Ebene ausgearbeitet und/oder
angenommen wurden oder von einer Behörde für die Annahme durch das Parlament oder die Regierung mittels
eines Gesetzgebungsverfahrens ausgearbeitet wurden und zum anderen aufgrund von Rechts- oder
Verwaltungsvorschriften erstellt werden müssen.

34      Die erste dieser Voraussetzungen ist erfüllt, da den Angaben des vorlegenden Gerichts zu entnehmen ist, dass der
Erlass und das Rundschreiben von 2006 von der flämischen Regierung, einer regionalen Behörde, erlassen wurden.

35            Hinsichtlich der in Art.  2 Buchst.  a zweiter Gedankenstrich der Richtlinie 2001/42 genannten zweiten
Voraussetzung ergibt sich aus der ständigen Rechtsprechung des Gerichtshofs, dass im Sinne und zur Anwendung
der Richtlinie 2001/42 als Pläne und Programme, die „erstellt werden müssen“, jene Pläne und Programme
anzusehen sind, deren Erlass in nationalen Rechts- und Verwaltungsvorschriften geregelt ist, die die insoweit
zuständigen Behörden und das Ausarbeitungsverfahren festlegen (Urteile vom 22. März 2012, Inter-Environnement
Bruxelles u.  a., C-567/10, EU:C:2012:159, Rn.  31, vom 7.  Juni 2018, Thybaut u.  a., C-160/17, EU:C:2018:401,
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Rn. 43, sowie vom 12. Juni 2019, Terre wallonne, C-321/18, EU:C:2019:484, Rn. 34). Daher hat der Gerichtshof
entschieden, dass zur Wahrung der praktischen Wirksamkeit dieser Bestimmung angesichts ihres Ziels eine
Maßnahme als Maßnahme, die „erstellt werden muss“, anzusehen ist, wenn die Befugnis zu ihrem Erlass ihre
Rechtsgrundlage in einer besonderen Bestimmung findet, auch wenn die Ausarbeitung der Maßnahme eigentlich
nicht verpflichtend ist (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 7.  Juni 2018, Inter-Environnement Bruxelles u.  a., C-
671/16, EU:C:2018:403, Rn. 38 bis 40).

36      Vorab ist festzustellen, dass das vorlegende Gericht mit seinen Fragen ebenso wie die Regierung des Vereinigten
Königreichs in ihren schriftlichen Erklärungen den Gerichtshof ersuchen, diese Rechtsprechung zu überdenken.

37            Insoweit ist darauf hinzuweisen, dass bei der Auslegung einer Bestimmung des Unionsrechts nicht nur deren
Wortlaut, sondern auch der Zusammenhang, in den sie sich einfügt, und die Ziele zu berücksichtigen sind, die mit
der Regelung, zu der sie gehört, verfolgt werden. Die Entstehungsgeschichte einer Bestimmung des Unionsrechts
kann ebenfalls relevante Anhaltspunkte für ihre Auslegung liefern (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 9.  Oktober
2019, BGL BNP Paribas, C-548/18, EU:C:2019:848, Rn. 25 und die dort angeführte Rechtsprechung).

38      Was zunächst den Wortlaut von Art. 2 Buchst. a der Richtlinie 2001/42 betrifft, ist darauf hinzuweisen, dass, wie
der Generalanwalt in Nr.  60 seiner Schlussanträge ausgeführt hat, ein Vergleich der Sprachfassungen von Art.  2
Buchst.  a zweiter Gedankenstrich der Richtlinie 2001/42 Bedeutungsunterschiede zwischen den Fassungen
aufzeigt. Während der in der französischen Fassung verwendete Begriff „exigés“ ebenso wie insbesondere die
Begriffe in der spanischen („exigidos“), der deutschen („erstellt werden müssen“), der englischen („required“), der
niederländischen („zijn voorgeschreven“), der portugiesischen („exigido“) und der rumänischen („impuse“)
Sprachfassung nämlich auf eine Art Erfordernis oder Verpflichtung verweisen, verwendet die italienische
Sprachfassung den weniger zwingenden Begriff „previsti“ („vorgesehen“).

39      Allerdings sind alle Fassungen der Handlungen in den Amtssprachen der Union maßgebend, so dass grundsätzlich
allen Sprachfassungen einer Unionshandlung der gleiche Wert beizumessen ist (vgl. in diesem Sinne Urteile vom
17. November 2011, Homawoo, C-412/10, EU:C:2011:747, Rn. 28 und die dort angeführte Rechtsprechung, sowie
vom 20.  Februar 2018, Belgien/Kommission, C-16/16  P, EU:C:2018:79, Rn.  49 und die dort angeführte
Rechtsprechung).

40        Folglich führt die Prüfung des Wortlauts von Art. 2 Buchst. a zweiter Gedankenstrich der Richtlinie 2001/42 zu
keinem eindeutigen Ergebnis, da sich durch sie nicht feststellen lässt, ob die „Pläne und Programme“ im Sinne
dieser Bestimmung nur solche sind, die von den nationalen Behörden kraft Rechts- oder Verwaltungsvorschriften
erlassen werden müssen.

41      Was sodann die Entstehungsgeschichte von Art. 2 Buchst. a zweiter Gedankenstrich der Richtlinie 2001/42 angeht,
so wurde diese Bestimmung, die weder im ursprünglichen Richtlinienvorschlag der Europäischen Kommission
noch in dessen geänderter Fassung enthalten war, durch den Gemeinsamen Standpunkt (EG) Nr.  25/2000 vom
30.  März 2000, vom Rat festgelegt gemäß dem Verfahren des Artikels  251 des Vertrags zur Gründung der
Europäischen Gemeinschaft im Hinblick auf den Erlass einer Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates
über die Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und Programme (ABl.  2000, C  137, S.  11)
hinzugefügt. Wie der Generalanwalt in den Nrn.  62 und 63 seiner Schlussanträge ausgeführt hat, wollte der
Unionsgesetzgeber durch diese Ergänzung die Pflicht zur Durchführung einer Umweltprüfung nur auf bestimmte
Pläne und Programme begrenzen, ohne aber wohl die Absicht gehabt zu haben, sie ausschließlich auf Pläne und
Programme zu beschränken, deren Annahme vorgeschrieben ist.

42      Hinsichtlich des Zusammenhangs, in den sich diese Bestimmung einfügt, ist, wie der Generalanwalt in den Nrn. 66
und 67 seiner Schlussanträge ausgeführt hat, erstens zu betonen, dass ein binäres Konzept, das eine Unterscheidung
danach vornimmt, ob die Annahme eines Plans oder eines Programms verpflichtend oder freiwillig ist, nicht
geeignet wäre, die unterschiedlichen Gegebenheiten und die heterogene Praxis der nationalen Behörden hinreichend
genau und daher zufriedenstellend zu erfassen. Die Annahme von Plänen und Programmen, die auf eine Vielzahl
von Fallgestaltungen zurückgehen kann, ist nämlich häufig weder generell vorgeschrieben noch zur Gänze dem
Ermessen der zuständigen Behörden überlassen.

43      Zweitens schließt Art. 2 Buchst. a der Richtlinie 2001/42 nicht nur die Ausarbeitung oder Annahme von „Plänen
und Programmen“, sondern auch ihre Änderungen ein (vgl. in diesem Sinne Urteile vom 22.  März 2012, Inter-
Environnement Bruxelles u. a., C-567/10, EU:C:2012:159, Rn. 36, sowie vom 10. September 2015, Dimos Kropias
Attikis, C-473/14, EU:C:2015:582, Rn. 44). Wie der Generalanwalt in Nr. 68 seiner Schlussanträge ausgeführt hat,
liegt jedoch der letztgenannte Fall, in dem auch die Änderung des betreffenden Plans oder Programms erhebliche
Umweltauswirkungen im Sinne von Art. 3 Abs. 1 der Richtlinie 2001/42 haben kann, am häufigsten dann vor, wenn
eine Behörde von sich aus entscheidet, eine solche Änderung vorzunehmen, ohne dazu verpflichtet zu sein.

44       Die vorausgehenden Erwägungen stehen im Einklang mit dem Ziel der Richtlinie 2001/42, die sich ihrerseits in
den in Art.  37 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union vorgesehenen Rahmen einfügt, wonach ein
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hohes Umweltschutzniveau und die Verbesserung der Umweltqualität in die Politik der Union einbezogen und nach
dem Grundsatz der nachhaltigen Entwicklung sichergestellt werden müssen.

45           Ausweislich des Art. 1 der Richtlinie 2001/42 besteht deren Ziel nämlich darin, im Hinblick auf die Förderung
einer nachhaltigen Entwicklung ein hohes Umweltschutzniveau sicherzustellen und dazu beizutragen, dass
Umwelterwägungen bei der Ausarbeitung und Annahme von Plänen und Programmen einbezogen werden.

46            Das Hauptziel der Richtlinie 2001/42 besteht nach ihrem Art.  1 darin, dass Pläne und Programme, die
voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen haben, bei ihrer Ausarbeitung und vor ihrer Annahme einer
Umweltprüfung unterzogen werden (Urteile vom 22. September 2011, Valčiukienė u. a., C-295/10, EU:C:2011:608,
Rn.  37, sowie vom 7.  Juni 2018, Thybaut u.  a., C-160/17, EU:C:2018:401, Rn.  61 und die dort angeführte
Rechtsprechung).

47      Ferner wurde die Richtlinie 2001/42 auf der Grundlage von Art. 175 Abs. 1 EG erlassen, der das Tätigwerden der
Gemeinschaft in der Umweltpolitik zur Erreichung der in Art. 174 EG genannten Ziele betrifft. Gemäß Art.  191
AEUV, der Art.  174 EG entspricht, Abs.  2 zielt die Umweltpolitik der Union unter Berücksichtigung der
unterschiedlichen Gegebenheiten in den einzelnen Regionen der Union auf ein „hohes Schutzniveau“ ab. Art. 191
Abs. 1 AEUV erlaubt den Erlass von Maßnahmen, die insbesondere bestimmte Aspekte der Umwelt betreffen, wie
die Erhaltung und den Schutz der Umwelt sowie die Verbesserung ihrer Qualität, den Schutz der menschlichen
Gesundheit sowie die umsichtige und rationelle Verwendung der natürlichen Ressourcen. Im gleichen Sinne heißt
es in Art. 3 Abs. 3 EUV, dass die Union insbesondere auf „ein hohes Maß an Umweltschutz und Verbesserung der
Umweltqualität“ hinwirkt (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 21. Dezember 2016, Associazione Italia Nostra Onlus,
C-444/15, EU:C:2016:978, Rn. 41 bis 43 und die dort angeführte Rechtsprechung).

48            Würde Art.  2 Buchst.  a der Richtlinie 2001/42 dahin ausgelegt, dass nur die Pläne oder Programme, deren
Annahme verpflichtend ist, von der in dieser Richtlinie festgelegten Pflicht zu einer Umweltprüfung erfasst wären,
bestünde jedoch die Gefahr, dass diese Ziele konterkariert würden. Zum einen ist nämlich, wie in Rn.  42 des
vorliegenden Urteils ausgeführt worden ist, die Annahme solcher Pläne oder Programme häufig nicht generell
vorgeschrieben. Zum anderen hätte ein Mitgliedstaat bei dieser Auslegung die Möglichkeit, die Pflicht zur
Umweltprüfung leicht dadurch zu umgehen, dass er bewusst keine Pflicht der zuständigen Behörden zur Annahme
solcher Pläne oder Programme vorsieht.

49            Darüber hinaus steht die weite Auslegung des Begriffs „Pläne und Programme“ im Einklang mit den
internationalen Verpflichtungen der Union, wie sie sich insbesondere aus Art. 2 Abs. 7 des Übereinkommens von
Espoo ergeben.

50            Folglich hat der Gerichtshof, während bei einer engen Auslegung, die die zweite Voraussetzung von Art.  2
Buchst. a der Richtlinie 2001/42 allein auf „Pläne und Programme“ beschränkte, deren Annahme verpflichtend ist,
die Gefahr bestünde, die Tragweite dieser Voraussetzung zu marginalisieren, der Notwendigkeit den Vorzug
gegeben, die praktische Wirksamkeit dieser Voraussetzung sicherzustellen, indem eine weitere Konzeption des
Begriffs „erstellt werden müssen“ zugrunde gelegt wird (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 22.  März 2012, Inter-
Environnement Bruxelles u. a., C-567/10, EU:C:2012:159, Rn. 30).

51            Mithin gibt es keinen Anhaltspunkt, der eine Änderung der entsprechenden Rechtsprechung des Gerichtshofs
rechtfertigen kann.

52      Hieraus ergibt sich, dass Art. 2 Buchst. a zweiter Gedankenstrich der Richtlinie 2001/42 dahin auszulegen ist, dass
im Sinne und zur Anwendung dieser Richtlinie als Pläne und Programme, die „erstellt werden müssen“, jene Pläne
und Programme anzusehen sind, deren Erlass in nationalen Rechts- und Verwaltungsvorschriften geregelt ist, die
die insoweit zuständigen Behörden und das Ausarbeitungsverfahren festlegen.

53      Hinsichtlich der Frage, ob der Erlass und das Rundschreiben von 2006 diese Voraussetzung erfüllen, ergibt sich aus
dem Vorabentscheidungsersuchen, dass der Vlarem II ein Erlass ist, der von der Exekutive einer föderalen Einheit
Belgiens, nämlich der flämischen Regierung, in Durchführung von höherrangigen Vorschriften der Legislative
derselben föderalen Einheit, nämlich des flämischen Parlaments, erlassen wurde. Aus den Erläuterungen des
vorlegenden Gerichts zum Dekret des Flämischen Rates über die Umweltgenehmigung und zum Dekret des
Flämischen Rates zur Festlegung der allgemeinen Bestimmungen im Bereich der Umweltpolitik geht jedoch hervor,
dass diese Dekrete den Erlass des Vlarem II durch die flämische Regierung insbesondere dadurch regelten, dass sie
der flämischen Regierung die Befugnis zum Erlass dieses Rechtsakts übertrugen und vorgaben, dass die darin
vorgesehenen sektoriellen Voraussetzungen dazu dienen sollten, inakzeptable Beeinträchtigungen und Gefahren der
betreffenden Anlagen und Tätigkeiten für die Umwelt zu verhindern und zu begrenzen.

54           Zum Rundschreiben von 2006 ist dem Vorabentscheidungsersuchen zu entnehmen, dass das Rundschreiben im
vorliegenden Fall von der flämischen Regierung stammt und vom Ministerpräsidenten und zwei in diesem Bereich
zuständigen Ministern unterzeichnet wurde.
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55      Hierzu führt das vorlegende Gericht aus, dass das Rundschreiben von 2006, das wie der Vlarem II dazu beitrage,
die Ziele und zu erfüllenden Vorschriften der Richtlinie 2009/28/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 23. April 2009 zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen und zur Änderung und
anschließenden Aufhebung der Richtlinien 2001/77/EG und 2003/30/EG (ABl.  2009, L  140, S.  16) zu
verwirklichen bzw. umzusetzen, seine Rechtsgrundlage in der Verwaltungs- und Beurteilungskompetenz finde, über
die die Behörden gemäß den einschlägigen nationalen Vorschriften verfügten, um sogenannte
„Umweltgenehmigungen“ im Sinne dieser Vorschriften zu erteilen.

56            So gehe das Rundschreiben von 2006 auf die Entscheidung der Ministerialbehörden der genannten föderalen
Einheit zurück, ihr eigenes Ermessen dadurch zu begrenzen, dass sie sich zur Befolgung der auf diese Weise selbst
festgelegten Regeln verpflichtet hätten. Es zeigt sich mithin, dass sich der Erlass des Rundschreibens von 2006,
vorbehaltlich der Prüfung, die im vorliegenden Fall das vorlegende Gericht hinsichtlich der genauen Rechtsnatur
eines solchen Rundschreibens in der Rechtsordnung dieses Mitgliedstaats durchzuführen haben wird, in den
Rahmen der Befugnisse einfügt, die diesen Ministerialbehörden nach belgischem Recht zustehen.

57            In diesem Zusammenhang ist daran zu erinnern, dass der Begriff „Pläne und Programme“ nicht nur ihre
Ausarbeitung, sondern auch ihre Änderung einschließt (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 12.  Juni 2019, CFE, C-
43/18, EU:C:2019:483, Rn. 71 und die dort angeführte Rechtsprechung).

58           Der Gerichtshof hat insbesondere bereits entschieden, dass, obwohl ein Rechtsakt keine positiven Vorschriften
enthält und auch nicht enthalten kann, die durch ihn eröffnete Möglichkeit zur einfacheren Bewilligung von
Abweichungen von geltenden Bestimmungen die Rechtslage ändert und zur Folge hat, dass ein solcher Rechtsakt in
den Anwendungsbereich von Art. 2 Buchst. a der Richtlinie 2001/42 fällt (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 7. Juni
2018, Thybaut u. a., C-160/17, EU:C:2018:401, Rn. 58).

59      Wie der Generalanwalt in den Nrn. 108 und 109 seiner Schlussanträge ausgeführt hat und wie sich aus der dem
Gerichtshof vorliegenden Akte ergibt, hat es jedoch den Anschein, dass Nr. 3 des Rundschreibens von 2006 den
Einschluss von Gebieten gestattet, die ursprünglich nicht für die Erzeugung von Windenergie in Betracht gezogen
worden waren. Außerdem scheint der Anhang dieses Rundschreibens weniger strenge Werte im Vergleich zu den
Werten zu enthalten, die im Anhang zu Abschnitt 5.20.6.1 des Vlarem  II auf dem Gebiet der Umweltqualität
hinsichtlich Lärm und Schattenwurf in Wohngebieten vorgesehen sind, was jedoch vom vorlegenden Gericht zu
prüfen sein wird.

60      Daher ändert, wie sinngemäß der Generalanwalt in Nr. 80 seiner Schlussanträge ausgeführt hat und vorbehaltlich
der Prüfung durch das vorlegende Gericht, das Rundschreiben von 2006 die Bestimmungen des Vlarem II, indem es
sie weiterentwickelt oder aufhebt, so dass davon ausgegangen werden kann, dass es die in Rn. 52 des vorliegenden
Urteils genannte Voraussetzung erfüllt.

61      Es ist ferner darauf hinzuweisen, dass der allgemeine Charakter des Erlasses und des Rundschreibens von 2006 der
Einstufung dieser Rechtsakte als „Pläne und Programme“ im Sinne von Art.  2 Buchst.  a der Richtlinie 2001/42
nicht entgegensteht. Nach dem Wortlaut dieser Bestimmung kann nämlich der Begriff „Pläne und Programme“
zwar Rechtsetzungsakte umfassen, die im Gesetzgebungs- oder Verordnungsweg erlassen wurden, jedoch enthält
diese Richtlinie gerade keine besonderen Bestimmungen über Politiken oder allgemeine Regelungen, die eine
Abgrenzung gegenüber Plänen und Programmen im Sinne der Richtlinie erforderten. Der Umstand, dass ein
nationaler Rechtsakt ein gewisses Abstraktionsniveau aufweist und das Ziel einer Umgestaltung eines
geografischen Gebiets verfolgt, zeugt von seiner programmatischen bzw. planerischen Dimension und hindert seine
Einbeziehung in den Begriff „Pläne und Programme“ nicht (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 7. Juni 2018, Inter-
Environnement Bruxelles u. a., C-671/16, EU:C:2018:403, Rn. 60 und die dort angeführte Rechtsprechung).

62         Folglich erfüllen der Vlarem II und, vorbehaltlich der vom vorlegenden Gericht durchzuführenden Prüfung, das
Rundschreiben von 2006 auch die zweite Voraussetzung des Art. 2 Buchst. a zweiter Gedankenstrich der Richtlinie
2001/42.

63      Nach alledem ist auf die Fragen 1 und 2 Buchst. a bis d zu antworten, dass Art. 2 Buchst. a der Richtlinie 2001/42
dahin auszulegen ist, dass ein von der Regierung einer föderalen Einheit eines Mitgliedstaats angenommener Erlass
und ein von ihr erlassenes Rundschreiben, die jeweils unterschiedliche Bestimmungen über die Errichtung und den
Betrieb von Windkraftanlagen enthalten, unter den Begriff „Pläne und Programme“ fallen.

 Frage 2 Buchst. e bis g: Begriff „Pläne und Programme“, die einer Umweltprüfung im Sinne von Art. 3 Abs. 2
Buchst. a der Richtlinie 2001/42 unterworfen sind

64         Mit seiner zweiten Frage Buchst. e bis g möchte das vorlegende Gericht wissen, ob Art. 3 Abs. 2 Buchst. a der
Richtlinie 2001/42 dahin auszulegen ist, dass ein Erlass und ein Rundschreiben, die jeweils unterschiedliche
Bestimmungen über die Errichtung und den Betrieb von Windkraftanlagen enthalten, darunter Maßnahmen in
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Bezug auf Schattenwurf, Sicherheit und Geräuschpegelnormen, Pläne und Programme darstellen, die nach dieser
Bestimmung einer Umweltprüfung unterzogen werden müssen.

65           Art.  3 der Richtlinie 2001/42 knüpft die Pflicht, einen bestimmten Plan oder ein bestimmtes Programm einer
Umweltprüfung zu unterziehen, an die Voraussetzung, dass der Plan bzw. das Programm, der bzw. das unter diese
Bestimmung fällt, voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen hat (Urteil vom 7.  Juni 2018, Inter-
Environnement Bruxelles u. a., C-671/16, EU:C:2018:403, Rn. 30). Konkret werden gemäß Art. 3 Abs. 2 Buchst. a
dieser Richtlinie Pläne und Programme einer systematischen Umweltprüfung unterzogen, die in bestimmten
Bereichen ausgearbeitet werden und durch die der Rahmen für die künftige Genehmigung der in den Anhängen I
und II der Richtlinie 2011/92 aufgeführten Projekte gesetzt wird (Urteil vom 8.  Mai 2019, „Verdi Ambiente e
Società [VAS] – Aps Onlus“ u. a., C-305/18, EU:C:2019:384, Rn. 47).

66      Als Erstes ist im vorliegenden Fall unstreitig, dass der Erlass und das Rundschreiben von 2006 den in Art. 3 Abs. 2
Buchst.  a der Richtlinie 2001/42 erwähnten Energiesektor betreffen und dass diese nationalen Rechtsake
Windfarmprojekte betreffen, die zu den in Anhang  II Nr.  3 Ziff.  i der Richtlinie 2011/92 angeführten Projekten
gehören.

67      Als Zweites ist hinsichtlich der Frage, ob durch diese Rechtsakte der Rahmen für die künftige Genehmigung von
Projekten gesetzt wird, darauf hinzuweisen, dass sich der Begriff „Pläne und Programme“ auf jeden Rechtsakt
bezieht, der dadurch, dass er die in dem betreffenden Bereich anwendbaren Regeln und Verfahren zur Kontrolle
festlegt, eine signifikante Gesamtheit von Kriterien und Modalitäten für die Genehmigung und Durchführung eines
oder mehrerer Projekte aufstellt, die voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen haben (Urteile vom
27. Oktober 2016, D’Oultremont u. a., C-290/15, EU:C:2016:816, Rn. 49, vom 7. Juni 2018, Inter-Environnement
Bruxelles u.  a., C-671/16, EU:C:2018:403, Rn.  53, sowie vom 12.  Juni 2019, CFE, C-43/18, EU:C:2019:483,
Rn. 61).

68            Diese Auslegung soll die Umweltprüfung von Vorgaben sicherstellen, die voraussichtlich erhebliche
Umweltauswirkungen verursachen (vgl. in diesem Sinne Urteile vom 28.  Februar 2012, Inter-Environnement
Wallonie und Terre wallonne, C-41/11, EU:C:2012:103, Rn.  42, sowie vom 7.  Juni 2018, Inter-Environnement
Bruxelles u. a., C-671/16, EU:C:2018:403, Rn. 54).

69      Im vorliegenden Fall stellen der Erlass und das Rundschreiben von 2006 Bedingungen für die Errichtung und den
Betrieb von Windkraftanlagen in der Region Flandern auf, die insbesondere den Schattenwurf, die
Sicherheitsvorschriften und die Lärmemissionen betreffen.

70         Auch wenn der Erlass und das Rundschreiben von 2006 keine vollständige Gesamtheit an Vorschriften über die
Errichtung und den Betrieb von Windkraftanlagen darzustellen scheinen, hat der Gerichtshof bereits klargestellt,
dass der Begriff „signifikante Gesamtheit von Kriterien und Modalitäten“ qualitativ und nicht quantitativ zu
verstehen ist. Es sollen nämlich mögliche Strategien zur Umgehung der in der Richtlinie 2001/42 genannten
Verpflichtungen, die die Maßnahmen zerstückeln könnten und so die praktische Wirksamkeit dieser Richtlinie
verringern, vermieden werden (vgl. in diesem Sinne Urteile vom 7. Juni 2018, Inter-Environnement Bruxelles u. a.,
C-671/16, EU:C:2018:403, Rn. 55, und vom 12. Juni 2019, CFE, C-43/18, EU:C:2019:483, Rn. 64).

71        Wie der Generalanwalt in Nr. 94 seiner Schlussanträge ausgeführt hat, zeigen das Gewicht und das Ausmaß der
von diesem Erlass und diesem Rundschreiben festgelegten Vorgaben, dass diese Rechtsakte zwar keinen
erschöpfenden, wohl aber einen hinreichend signifikanten Rahmen für die Bestimmung der Voraussetzungen für die
Erteilung einer Genehmigung zur Errichtung von Windfarmen – Projekten, die unbestreitbar Umweltauswirkungen
haben – im betreffenden geografischen Gebiet darstellen.

72            In diesem Zusammenhang ist zudem darauf hinzuweisen, dass der Gerichtshof in Rn.  50 des Urteils vom
27.  Oktober 2016, D’Oultremont u.  a. (C-290/15, EU:C:2016:816), entschieden hat, dass ein Rechtsakt, der
Vorschriften ähnlich denen des Erlasses und des Rundschreibens von 2006 über die Errichtung und den Betrieb von
Windkraftanlagen enthielt, ein hinreichend signifikantes Gewicht und Ausmaß hatte, um die in dem betreffenden
Bereich geltenden Voraussetzungen zu regeln, und dass die mit diesen Normen getroffenen Entscheidungen
insbesondere umweltpolitischer Art dazu beitragen sollen, die Voraussetzungen festzulegen, unter denen die
konkreten Projekte der Errichtung und des Betriebs von Windkraftanlagen künftig genehmigt werden können.

73      In Anbetracht dieser Umstände ist davon auszugehen, dass der Erlass und, vorbehaltlich der Prüfungen, auf die in
den Rn. 60 und 62 des vorliegenden Urteils verwiesen worden ist, das Rundschreiben von 2006 unter den Begriff
„Pläne und Programme“ fallen, die gemäß Art.  3 Abs.  2 der Richtlinie 2001/42 einer Prüfung der
Umweltauswirkungen unterzogen werden müssen.

74            Diese Auslegung kann durch die besondere Rechtsnatur des Rundscheibens von 2006 nicht in Frage gestellt
werden.
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75      Die in Art. 3 Abs. 2 Buchst. a der Richtlinie 2001/42 enthaltene Wortfolge „durch die der Rahmen für die künftige
Genehmigung [von] Projekte[n] gesetzt wird“ verweist nämlich nicht auf nationale Rechtsvorschriften und stellt
daher einen autonomen Begriff des Unionsrechts dar, der im Unionsgebiet einheitlich auszulegen ist.

76            Auch wenn keine Gewissheit besteht, dass ein Rechtsakt wie das Rundschreiben von 2006 verbindliche
Rechtswirkungen für Dritte entfalten kann, kann dieses Rundschreiben, vorbehaltlich einer Prüfung seiner genauen
rechtlichen Tragweite durch das vorlegende Gericht, jedoch nicht Bestimmungen mit bloßem Richtwertcharakter
gleichgestellt werden, die die in der vorstehenden Randnummer genannte Voraussetzung nicht erfüllen (vgl. in
diesem Sinne Urteil vom 12. Juni 2019, Terre wallonne, C-321/18, EU:C:2019:484, Rn. 44).

77      Abgesehen davon, dass der Titel des Rundschreibens von 2006 „Abwägungsrahmen und Voraussetzungen für die
Errichtung von Windkraftanlagen“ lautet, geht aus den Angaben des vorlegenden Gerichts hervor, dass die
Genehmigung vom 30.  November 2016 klarstellt, dass diese zu jedem Zeitpunkt die Voraussetzungen dieses
Rundschreibens erfüllen muss, was nahelegt, dass das Rundschreiben zumindest für die im Bereich der
Genehmigungserteilung zuständigen Behörden verbindlich ist.

78      Im Übrigen scheint, wie der Generalanwalt in Nr. 95 seiner Schlussanträge ausgeführt hat, die belgische Regierung
selbst den verbindlichen Charakter des Erlasses und des Rundschreibens von 2006 insgesamt für diese Behörden
einzuräumen, wenn sie vorträgt, dass es, sollten die nach diesen Rechtsakten vorgesehenen Umweltbedingungen
eventuell nicht mit dem Unionsrecht in Einklang stehen, dazu führen würde, dass die zuvor erteilten
Genehmigungen ungültig würden, so dass die Wirkungen des vom vorlegenden Gericht zu erlassenden Urteils
zeitlich zu begrenzen wären.

79          Nach alledem ist auf die zweite Frage Buchst. e bis g zu antworten, dass Art. 3 Abs. 2 Buchst. a der Richtlinie
2001/42 dahin auszulegen ist, dass ein Erlass und ein Rundschreiben, die jeweils unterschiedliche Bestimmungen
über die Errichtung und den Betrieb von Windkraftanlagen enthalten, darunter Maßnahmen in Bezug auf
Schattenwurf, Sicherheit und Geräuschpegelnormen, Pläne und Programme darstellen, die nach dieser Bestimmung
einer Umweltprüfung unterzogen werden müssen.

  Frage  2 Buchst.  h und  i: Möglichkeit des vorlegenden Gerichts, die Wirkungen des Erlasses, des
Rundschreibens von 2006 und der Genehmigung vom 30. November 2016 aufrechtzuerhalten

80            Mit seiner zweiten Frage Buchst.  h und  i möchte das vorlegende Gericht wissen, ob und unter welchen
Voraussetzungen es, wenn sich herausstellt, dass vor der Annahme des Erlasses und des Rundschreibens, auf die
eine vor ihm angefochtene Genehmigung für die Errichtung und den Betrieb von Windkraftanlagen gestützt ist, eine
Umweltprüfung im Sinne der Richtlinie 2001/42 hätte vorgenommen werden müssen, so dass die beiden Rechtsakte
und die Genehmigung nicht mit dem Unionsrecht in Einklang stehen, die Wirkungen dieser beiden Rechtsakte und
dieser Genehmigung aufrechterhalten kann.

81      Zunächst einmal besteht nach ihrem Art. 1 das Ziel der Richtlinie 2001/42 darin, dass Pläne und Programme, die
voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen haben, bei ihrer Ausarbeitung und vor ihrer Annahme einer
Umweltprüfung unterzogen werden.

82           Da die Richtlinie 2001/42 keine Bestimmungen hinsichtlich der Konsequenzen enthält, die aus einem Verstoß
gegen die von ihr aufgestellten Verfahrensvorschriften zu ziehen wären, ist es Sache der Mitgliedstaaten, im
Rahmen ihrer Zuständigkeiten alle erforderlichen allgemeinen oder besonderen Maßnahmen zu treffen, damit
sämtliche „Pläne“ und „Programme“, die „erhebliche Umweltauswirkungen“ im Sinne dieser Richtlinie haben
können, Gegenstand einer Umweltprüfung gemäß den von der Richtlinie vorgesehenen Verfahrensmodalitäten und
Kriterien sind (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 28. Juli 2016, Association France Nature Environnement, C-379/15,
EU:C:2016:603, Rn. 30 und die dort angeführte Rechtsprechung).

83          Die Mitgliedstaaten sind nach dem in Art. 4 Abs. 3 EUV vorgesehenen Grundsatz der loyalen Zusammenarbeit
verpflichtet, die rechtswidrigen Folgen eines solchen Verstoßes gegen das Unionsrecht zu beheben. Hieraus ergibt
sich, dass die zuständigen nationalen Behörden einschließlich der nationalen Gerichte, die mit Klagen gegen einen
innerstaatlichen Rechtsakt befasst sind, der unter Verstoß gegen das Unionsrecht erlassen wurde, im Rahmen ihrer
Zuständigkeiten alle erforderlichen Maßnahmen treffen müssen, um dem Unterbleiben einer Umweltprüfung
abzuhelfen. Bei einem unter Verstoß gegen die Pflicht zur Durchführung einer Umweltprüfung erlassenen „Plan“
oder „Programm“ könnte dies etwa darin bestehen, Maßnahmen zur Aussetzung oder Aufhebung des Plans oder
Programms zu ergreifen (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 28. Juli 2016, Association France Nature Environnement,
C-379/15, EU:C:2016:603, Rn.  31 und 32) sowie eine bereits erteilte Genehmigung zurückzunehmen oder
auszusetzen, damit die Prüfung durchgeführt werden kann (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 12. November 2019,
Kommission/Irland [Windfarm Derrybrien], C-261/18, EU:C:2019:955, Rn.  75 und die dort angeführte
Rechtsprechung).
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84      Zudem kann nur der Gerichtshof in Ausnahmefällen und aus zwingenden Erwägungen der Rechtssicherheit eine
vorübergehende Aussetzung der Verdrängungswirkung herbeiführen, die eine unionsrechtliche Vorschrift gegenüber
mit ihr unvereinbarem nationalem Recht ausübt. Wären nämlich nationale Gerichte befugt, auch nur vorübergehend
nationalen Bestimmungen Vorrang vor dem Unionsrecht einzuräumen, gegen das sie verstoßen, würde die
einheitliche Anwendung des Unionsrechts beeinträchtigt (Urteil vom 29. Juli 2019, Inter-Environnement Wallonie
und Bond Beter Leefmilieu Vlaanderen, C-411/17, EU:C:2019:622, Rn.  177 und die dort angeführte
Rechtsprechung).

85            Zur Argumentation der Kommission in ihren schriftlichen Erklärungen, wonach die ausnahmsweise
Aufrechterhaltung der Wirkungen der mit dem Unionsrecht unvereinbaren nationalen Maßnahmen nur im Rahmen
einer direkten Klage gegen die potenziell unzulänglichen Maßnahmen möglich sei, nicht aber im Rahmen einer
Einrede, wenn sich die vor dem nationalen Gericht erhobene Klage gegen in Durchführung dieser Maßnahmen
erlassene Rechtsakte richte, ist darauf hinzuweisen, dass der Gerichtshof, wie der Generalanwalt in den Nrn. 126
bis 128 seiner Schlussanträge ausgeführt hat, in seiner Rechtsprechung keine derartige Unterscheidung
vorgenommen hat und dass diese Aufrechterhaltung durch den Gerichtshof im Rahmen beider Klagen möglich ist.

86          Im vorliegenden Fall ergibt sich aus dem Vorabentscheidungsersuchen, dass es zwar das Decreet betreffende de
organisatie en de rechtspleging van sommige Vlaamse bestuursrechtscolleges (Dekret über die Organisation und
das Verfahren bestimmter flämischer Verwaltungsgerichte) vom 4. April 2014 (Belgisch Staatsblad, 1.  Oktober
2014, S. 77620) dem vorlegenden Gericht nicht gestattet, die Wirkungen des Erlasses und des Rundschreibens von
2006 vorübergehend aufrechtzuerhalten, ihm jedoch die belgische Verfassung in ihrer Auslegung durch die
nationale Rechtsprechung das Recht einräumen würde, diese nationalen Regelungen unangewendet zu lassen, wenn
sie gegen höherrangige Vorschriften verstoßen. Art.  36 Abs.  1 und 2 des Dekrets über die Organisation und das
Verfahren bestimmter flämischer Verwaltungsgerichte würde dem vorlegenden Gericht gestatten, die Wirkungen
der Genehmigung vom 30. November 2016 vorübergehend aufrechtzuerhalten, auch wenn sie in Anwendung von
unionsrechtswidrigen nationalen Rechtsakten erteilt wurde.

87           Insoweit ist darauf hinzuweisen, dass ausweislich der dem Gerichtshof vorliegenden Akte das Windfarmprojekt
offenbar noch nicht abgeschlossen ist, ja mit seiner Durchführung noch nicht einmal begonnen wurde.

88      Sollte es zutreffen, dass die Durchführung des Windfarmprojekts noch nicht begonnen hat, wäre es aber jedenfalls
wohl nicht erforderlich, die Wirkungen der Genehmigung vom 30. November 2016 während der Dauer der durch
den Erlass und das Rundschreiben von 2006 vorgeschriebenen Umweltprüfung aufrechtzuerhalten (vgl. in diesem
Sinne Urteile vom 26.  Juli 2017, Comune di Corridonia u.  a., C-196/16 und C-197/16, EU:C:2017:589, Rn.  43,
sowie vom 28. Februar 2018, Comune di Castelbellino, C-117/17, EU:C:2018:129, Rn. 30). Daher wäre es Sache
des vorlegenden Gerichts, die Genehmigung aufzuheben, die auf der Grundlage des „Plans“ oder „Programms“
erteilt wurde, der bzw. das seinerseits unter Verstoß gegen die Pflicht zur Vornahme einer Umweltprüfung
angenommen worden war (vgl. entsprechend Urteil vom 28. Februar 2012, Inter-Environnement Wallonie und Terre
wallonne, C-41/11, EU:C:2012:103, Rn. 46).

89            Eine solche Aufhebung müsste nach den in Rn.  83 des vorliegenden Urteils dargelegten Grundsätzen auch
erfolgen, sollte sich herausstellen, dass mit der Durchführung des Windfarmprojekts begonnen wurde oder diese gar
beendet ist.

90          Abgesehen davon ist erstens entschieden worden, dass unter Berücksichtigung des Vorliegens einer zwingenden
Erwägung im Zusammenhang mit dem Umweltschutz ein nationales Gericht ausnahmsweise berechtigt sein kann,
eine nationale Rechtsvorschrift wie die in Rn.  86 des vorliegenden Urteils genannte anzuwenden, die es ihm
gestattet, bestimmte Wirkungen eines nationalen Rechtsakts aufrechtzuerhalten, bei dem das Verfahren zu seinem
Erlass gegen die Richtlinie 2001/42 verstoßen hat, wenn die Gefahr besteht, dass die Aufhebung dieses Rechtsakts
ein rechtliches Vakuum schaffen würde, das mit der Pflicht des betreffenden Mitgliedstaats unvereinbar wäre, die
Maßnahmen zur Umsetzung eines anderen Unionsrechtsakts zum Schutz der Umwelt, wie der Richtlinie
91/676/EWG des Rates vom 12. Dezember 1991 zum Schutz der Gewässer vor Verunreinigung durch Nitrat aus
landwirtschaftlichen Quellen (ABl. 1991, L 375, S. 1), zu erlassen (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 28. Februar
2012, Inter-Environnement Wallonie und Terre wallonne, C-41/11, EU:C:2012:103, Rn. 56 und 63).

91      Insoweit führt das vorlegende Gericht aus, dass der Erlass und das Rundschreiben von 2006 zur Umsetzung der
Ziele der Richtlinie 2009/28 betreffend die Stromerzeugung aus erneuerbaren Energiequellen beitrügen. Auch wenn
diese Art der Stromerzeugung von Umweltschutzerwägungen geleitet wird und ein übergeordnetes Ziel der Union
im Energiebereich darstellt, kann jedoch nicht schon jedes Hindernis in deren Entwicklung auf dem Hoheitsgebiet
eines Mitgliedstaats, wie dasjenige, das sich aus der Aufhebung einer städtebaulichen Genehmigung ergeben kann,
die einem Stromerzeuger und ‑lieferanten für die Errichtung einer begrenzten Anzahl von Windkraftanlagen erteilt
wurde, ausreichen, um die Umsetzung der Richtlinie in diesem Mitgliedstaat allgemein zu gefährden.

92      Zweitens hat der Gerichtshof in Rn. 179 des Urteils vom 29. Juli 2019, Inter-Environnement Wallonie und Bond
Beter Leefmilieu Vlaanderen (C-411/17, EU:C:2019:622), befunden, dass auch die Stromversorgungssicherheit des
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betreffenden Mitgliedstaats eine zwingende Erwägung darstellt. Gleichzeitig hat er jedoch klargestellt, dass die
Stromversorgungssicherheit betreffende Erwägungen die Aufrechterhaltung der Wirkungen nationaler Maßnahmen,
die unter Verstoß gegen die sich aus dem Unionsrecht ergebenden Pflichten erlassen wurden, nur dann rechtfertigen
können, wenn im Fall einer Aufhebung oder Aussetzung der Wirkungen dieser Maßnahmen die tatsächliche und
schwerwiegende Gefahr einer Unterbrechung der Stromversorgung des betreffenden Mitgliedstaats bestünde, der
nicht mit anderen Mitteln und Alternativen, insbesondere im Rahmen des Binnenmarkts, entgegengetreten werden
kann.

93      Allerdings ist, wie die Kommission in der mündlichen Verhandlung vor dem Gerichtshof vorgebracht hat und wie
der Generalanwalt in Nr.  132 seiner Schlussanträge ausgeführt hat, nicht sicher, dass sich die Einstellung des
Betriebs einer begrenzten Anzahl von Windkraftanlagen signifikant auf die Stromversorgung des gesamten
betreffenden Mitgliedstaats auswirken kann.

94      Jedenfalls darf eine etwaige Aufrechterhaltung der Wirkungen dieser Rechtsakte nur für den Zeitraum gelten, der
absolut notwendig ist, um die festgestellte Rechtswidrigkeit zu beseitigen (vgl. in diesem Sinne Urteile vom
28. Februar 2012, Inter-Environnement Wallonie und Terre wallonne, C-41/11, EU:C:2012:103, Rn. 62, sowie vom
29.  Juli 2019, Inter-Environnement Wallonie und Bond Beter Leefmilieu Vlaanderen, C-411/17, EU:C:2019:622,
Rn. 181).

95            Nach alledem ist auf die zweite Frage Buchst.  h und  i zu antworten, dass ein nationales Gericht, wenn sich
herausstellt, dass vor der Annahme des Erlasses und des Rundschreibens, auf die eine vor ihm angefochtene
Genehmigung für die Errichtung und den Betrieb von Windkraftanlagen gestützt ist, eine Umweltprüfung im Sinne
der Richtlinie 2001/42 hätte vorgenommen werden müssen, so dass die beiden Rechtsakte und die Genehmigung
nicht mit dem Unionsrecht in Einklang stehen, die Wirkungen dieser Rechtsakte und dieser Genehmigung nur dann
aufrechterhalten kann, wenn ihm dies im Rahmen des bei ihm anhängigen Rechtsstreits durch das innerstaatliche
Recht gestattet ist und wenn sich die Aufhebung der Genehmigung signifikant auf die Stromversorgung des
gesamten betreffenden Mitgliedstaats auswirken könnte, und zwar nur während des Zeitraums, der absolut
notwendig ist, um dieser Rechtswidrigkeit abzuhelfen. Dies wird gegebenenfalls das vorlegende Gericht im
Ausgangsrechtsstreit zu beurteilen haben.

 Kosten

96         Für die Parteien des Ausgangsverfahrens ist das Verfahren ein Zwischenstreit in dem beim vorlegenden Gericht
anhängigen Rechtsstreit; die Kostenentscheidung ist daher Sache dieses Gerichts. Die Auslagen anderer Beteiligter
für die Abgabe von Erklärungen vor dem Gerichtshof sind nicht erstattungsfähig.

Aus diesen Gründen hat der Gerichtshof (Große Kammer) für Recht erkannt:

1.      Art. 2 Buchst. a der Richtlinie 2001/42/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Juni
2001 über die Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und Programme ist dahin
auszulegen, dass ein von der Regierung einer föderalen Einheit eines Mitgliedstaats angenommener
Erlass und ein von ihr erlassenes Rundschreiben, die jeweils unterschiedliche Bestimmungen über die
Errichtung und den Betrieb von Windkraftanlagen enthalten, unter den Begriff „Pläne und
Programme“ fallen.

2.            Art.  3 Abs.  2 Buchst.  a der Richtlinie 2001/42 ist dahin auszulegen, dass ein Erlass und ein
Rundschreiben, die jeweils unterschiedliche Bestimmungen über die Errichtung und den Betrieb von
Windkraftanlagen enthalten, darunter Maßnahmen in Bezug auf Schattenwurf, Sicherheit und
Geräuschpegelnormen, Pläne und Programme darstellen, die nach dieser Bestimmung einer
Umweltprüfung unterzogen werden müssen.

3.            Ein nationales Gericht kann, wenn sich herausstellt, dass vor der Annahme des Erlasses und des
Rundschreibens, auf die eine vor ihm angefochtene Genehmigung für die Errichtung und den Betrieb
von Windkraftanlagen gestützt ist, eine Umweltprüfung im Sinne der Richtlinie 2001/42 hätte
vorgenommen werden müssen, so dass die beiden Rechtsakte und die Genehmigung nicht mit dem
Unionsrecht in Einklang stehen, die Wirkungen dieser Rechtsakte und dieser Genehmigung nur dann
aufrechterhalten, wenn ihm dies im Rahmen des bei ihm anhängigen Rechtsstreits durch das
innerstaatliche Recht gestattet ist und wenn sich die Aufhebung der Genehmigung signifikant auf die
Stromversorgung des gesamten betreffenden Mitgliedstaats auswirken könnte, und zwar nur während
des Zeitraums, der absolut notwendig ist, um dieser Rechtswidrigkeit abzuhelfen. Dies wird
gegebenenfalls das vorlegende Gericht im Ausgangsrechtsstreit zu beurteilen haben.

Unterschriften
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*      Verfahrenssprache: Niederländisch.
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Stellungnahme des Ortsplaners:  

In der niederösterreichischen Raumordnung ist die rechtliche Lage klar getrennt: 
Der Bebauungsplan regelt lediglich die konkrete Ausgestaltung (z. B. Bauklasse, Fluchtlinien, 
Bebauungsdichte). Da die übergeordnete Flächenwidmung bereits im Raumordnungsprogramm einer 
SUP unterzogen wurde, ist der Bebauungsplan in NÖ grundsätzlich von der gesetzlichen SUP-
Pflicht befreit. 
Örtliches Raumordnungsprogramm (Flächenwidmungsplan & Entwicklungskonzept): Hier besteht bei der 
Neuaufstellung oder bei wesentlichen Änderungen eine generelle SUP-Pflicht bzw. die Verpflichtung zu 
einem Prüfverfahren (Screening). 
 
 
Auch wenn der Plan selbst keine UVP benötigt, kann ein darin zulässiges Bauvorhaben UVP-pflichtig 
werden. 
Die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) ist ein gesetzlich vorgeschriebenes Verfahren, das vor der 
Genehmigung von Großprojekten wie Autobahnen, Kraftwerken oder Mülldeponien durchgeführt werden 
muss. Ziel ist es, die möglichen Umweltauswirkungen eines Vorhabens vorab (also vor Baubeginn) zu 
untersuchen, einzuschätzen und möglichst zu vermeiden bzw. zu minimieren.   
 
Ob eine UVP durchgeführt werden muss oder nicht, regelt prinzipiell Anhang 1 im 
Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz (UVP-G). Darin sind 89 Vorhabenstypen bzw. Schwellenwerte 
aufgeführt. Nur ab einer bestimmten Größe braucht ein Projekt eine UVP. Auch bei Unterschreitung der 
Schwellenwerte kann ausnahmsweise eine UVP nötig sein, wenn potenziell erhebliche 
Umweltauswirkungen zu erwarten sind.  
 
In Österreich sind diese eher hoch, was dazu führt, dass jährlich nur für die etwa zwanzig größten 
Bauprojekte eine UVP durchgeführt wird. Dabei handelt es sich bundesweit um die komplexesten 
Umweltverfahren. Viele Projekte sind jedoch unter den Schwellenwerten und damit nicht UVP-pflichtig. 
Beispielsweise ist bei einem Einkaufszentrum erst ab einer Größe von 10 Hektar oder 1000 Parkplätzen 
eine UVP nötig. 
 
Das UVP-Verfahren bei der NÖ Landesregierung ersetzt das normale kommunale Bauverfahren 
(Konzentriertes Verfahren). 
 
 
Aufgrund der zahlreichen Vorgaben des Natur- und Artenschutzes hat sich die Gemeinde entschlossen, 
ein Biodiversitätskonzept vom 22.07.2026 vom Büro Land in Sicht von Dipl.Ing. Thomas Proksch, 
Ingenieurkonsulent für Landschaftsplanung und Landschaftspflege erstellen zu lassen (vgl. Beilage 12). 
 
Das Büro Land in Sicht kommt zu dem Schluss, dass unter Berücksichtigung der dargelegten 
Begleitmaßnahmen, insbesondere von CEF-Maßnahmen zur Erhaltung eines örtlichen Neuntöterreviers, 
werden auf Grundlage des durchgeführten Naturschutzfachlichen Screenings und einer darauf 
basierenden vorhabensbezogenen Auswirkungsanalyse durch die Umsetzung des 
Siedlungsbauvorhabens „Wiesenpark Breitenfurt“ in der Gemeinde Breitenfurt bei Wien keine 
Verbotstatbestände gemäß den einschlägigen Bestimmungen des NÖ Naturschutzgesetzes idgF 
begründet und ist auch die Naturverträglichkeit des ggst. Vorhabens im Zusammenhang mit der Lage des 
Projektgebiets im FFH-Gebiet „Wienerwald – Thermenregion“ (AT1211A00) gegeben. 
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Hinzuweisen ist zudem darauf, dass die Umsetzung der in einem Biodiversitätskonzept dargelegten 
ergänzenden Maßnahmen eine Aufwertung der Artenvielfalt und Lebensraumbedeutung des 
Projektgebiets gegenüber dem Status quo erwarten lässt. 
 
 
 
Es wird dem Gemeinderat der Marktgemeinde Breitenfurt aus fachlicher Sicht empfohlen der 
Stellungnahme nicht zu entsprechen. 

 
 
Entscheidung des Gemeinderates:  
 
 
 

 



An  den Bürgermeister  und  den  Gemeinderat  von  Breitenfurt

Hirschentanzstraße  3

2384  Breitenfurt

MARKTGEMEINDE

BREITENFURT BEI \!:EN, ii.ö.
POSTLEIT.AHL 2384

Stellunqnahme  zum  derzeit  auflieqenden  Änderunqsentwurf  des  Bebauungsplanes

Sehr  geehrte  Damen  und Herren  !

Ein Bebauungsplan  hat  die  grundsätzliche  Aufgabe,  die  langfristige  Entwicklung  einer  Siedlung

oder  eines  Gewerbegebiets  zu strukturieren  bzw.  in eine  gesamthafte  Ordnung  zu bringen.

Im Fall  von  Breitenfurt  stellt  sich  sohin  die Frage,  wie  der  Ort  in 20, 30, 40 Jahren  aussehen  soll.

Wenn  in einer  solchen  Langfristplanung  neue  Wohnflächen  enthalten  sind,  setzt  das  voraus,  dass

es einen  objektiv  nachvollziehbaren  Bedarf  für  eine  Verbauung  gibt.  Und  zwar  nicht  für  einen

ungeregelten  Massenzuzug,  sondern  für  ein organisches  Wachstum.  Im konkreten  Fall  einer

Verbauung  der,,Breiteneder  Wiese"  haben  die  politischen  Entscheidungsträger  solche  Berech-

nungen/Planungen  bis dato  nicht  vorgelegt,  sodass  im Grunde  jegliche  Bautätigkeit,  die über  den

durchschnittlichen  Wert  vergangener  Jahre  hinausgeht,  von  vorneherein  nicht  möglich  ist.

Was  immer  in den  nächsten  20 Jahren  auf  dem  o.g.  Grundstück  gebaut  werden  soll,  hat  sich

diesen  Gegebenheiten  zwingend  zu unterwerfen  und  insofern  beeinspruchen  wir  hiermit  den

nun  vorliegenden  Bebauungsplan..

Zusätzlich  zu diesem  ersten,  entscheidenden  Vorbehalt  gibt  es eine  Reihe  weiterer  Argumente

gegen  ein Wohnbau-Großprojekt  am o.a.  Standort  wie  von  der  Eigentümerin  angestrebt  und  von

den  politisch  Verantwortlichen  befürwortet:

*  Die  durch  die  für Bauten  vorgesehene  versiegelte  Fläche  zuzüglich  der  Größe  der

notwendigen  Tiefgaragen  (bezüglich  der  unterirdischen  Wasserströme)  gefährden  die

Aufnahmemöglichkeit  der  Hangwasser  sowie  Wassermengen  bei Starkregen  enorm.

*  Die  maximale  Bauhöhe  entspricht  nicht  im Entferntesten  dem  Durchschnitt  der  im

Ortsgebiet  befindlichen  Verbauung  (maximal  7m)  und  widerspricht  sohin  dem  ländlichen

Charakter  des  Ortsbilds.

*  Ebenso  entspricht  auch  die  Bebauungsdichte  im aufliegenden  Bebauungsplan  nicht  dem

Durchschnitt  der  bestehenden  Bausubstanz.  Diesbezüglich  max.  zulässig  wäre  O,3.

*  Die  Hauptstraße  in Breitenfurt  und  die  B13  als  einzige  Anbindung  nach  Liesing  sind  zu

Stoßzeiten  bereits  überlastet.  Das  einzige  öffentliche  Verkehrsmittel  -  die  Busse  -  stehen

ebenso  im Stau,  der  sich  durch  die  Vielzahl  an neuen  Wohnungen  in Kalksburg  und

Rodaun  noch  verschlimmern  wird.  Es existiert  auch  keine  Ausweichmöglichkeit  zwischen

Breitenfurt  und  Wien-Willergasse.

*  Die  Durchwegung  des  Areals  ist planlich  nicht  ausreichend  gesichert,  ebenso  findet  der

unter  Denkmalschutz  stehende  Baum  auf  der  Wiese  keine  Berücksichtigung.

Ein Zuzug  in der  Größenordnung  einer  möglichen  Verbauung  würde  grosse  Teile  der  örtlichen

Infrastruktur  übefordern  (Schulen,  Abwasser,  etc).  Ohne  diesbezügl.  Abwägungen  sind  die



Folgen der Verbauung eines derart großen Areals im Bereich der Hochwasserzone  nicht

einzuschätzen  und  daher  hochriskant.

Im Sinne vorausschauender  Konfliktminimierung,  Schadensbegrenzung  und der  Berücksichtigung

des öffentlichen Interesses (siehe Ergebnisse  der Volksbefragungen)  raten  wir  dringend  davon  ab,

ohne die geforderten Prüfungen und Abklärungen  und ohne  Einbindung  der  Bevölkerung  in die

Planung  dieses  Projekt  umzusetzen.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit  und für die Berücksichtigung  unserer  Anliegen  als

Bürger"innen  von  Breitenfurt

Mit  freundlichen  Grüßen:

Name Adresse
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Stellungnahme des Ortsplaners:  

Einerseits wurde die Bevölkerungsprognose für das Jahr 2036 (vgl. Beilage 14) ermittelt. Da alle 
Gemeinden rund um Wien wachsen, kann davon ausgegangen werden, dass sich das Wachstum 
aufgrund der steigenden Grundstückspreise und der immer restriktiver werden Neuausweisung von 
Wohnbauland, der Änderungen im Bebauungsplan, der vorhandenen Infrastruktur und des moderaten 
Entwicklungsziels der Marktgemeinde Breitenfurt bei 9.500 bis 10.000 Einwohnern (mit 
Nebenwohnsitzern) einpendeln wird. 
 
Weiters wurde eine Wohnbedarfsermittlung (Rechnerische Ermittlung der Wohnbaulandreserve für 
das Jahr 2036) (vgl. Beilage 15) durchgeführt. Diese Berechnung bezieht sich auf das gesamte 
Gemeindegebiet. Der Wohnbaulandbedarf im Prognosezeitraum beträgt 5,41 ha für 481,72 Wohnungen. 
Diese 481,72 Wohnungen beziehen sich auf das gesamte Gemeindegebiet und beziehen sich nicht 
ausschließlich auf den aufgelegten Bebauungsplan. 
 
 
Hinsichtlich des Regenwassermanagement kommen auch für diesen Bereich die derzeit geltenden 
Bebauungsvorschriften (§ 8) zur Anwendung. 
Bei den Baufeldern B und C wurden die Baufluchtlinien geringfügig geändert, um zu gewährleisten, dass 
die notwendige 40%ige Versickerungsfläche immer außerhalb der Fläche für die mögliche Bebauung (= 
Fläche innerhalb der Baufluchtlinien) liegt. Die notwendigen freizuhaltenden Flächen sind pro Baufeld 
ebenfalls in der Tabelle (vgl. Abb. 15a bzw. Beilage 1) angegeben. 

 
Abb. 15a Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 digitale Ermittlung der Flächen und eigene 
Berechnung 

 
 
Für die Marktgemeinde Breitenfurt liegt ein ministeriell genehmigter Gefahrenzonenplan (Zahl: 2026-
0.044.549 vom 14.01.2026) vor, der im Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 des aufgelegten 
Bebauungsplan eingetragen ist. Es wurden die roten, gelben, braunen Gefahrenzonen, sowie die blauen 
Vorbehaltsbereiche im Flächenwidmungs- und Bebauungsplan eingetragen. 
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Rote Gefahrenzone: Bereiche, die so stark gefährdet sind, dass eine ständige Besiedlung nicht oder nur 
mit extrem hohem Aufwand möglich ist. Eine Bebauung ist hier in der Regel sehr stark eingeschränkt 
oder komplett ausgeschlossen. 
Gelbe Gefahrenzone: Flächen, die durch Naturgefahren bedroht sind und deren ständige Nutzung für 
Siedlungs- und Verkehrszwecke beeinträchtigt ist. Eine Bebauung ist nur unter strengen Auflagen 
möglich. 
Zusätzlich werden im GZP folgende Bereiche ausgewiesen: 
Blaue Vorbehaltsbereiche: Flächen, die für technische oder biologische Schutzmaßnahmen 
freizuhalten sind. 
Braune Hinweisbereiche: Zonen, die auf andere Naturgefahren (wie Steinschlag, Rutschungen oder 
Erosion) hinweisen. 
 
In der aktuellen städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH 
Hawlik und Gerginski (vgl. Beilage 2) gehen diese ebenfalls auf die Gefahrenzonensituation ein. 

 Da die gelbe Zone im geschlossenen Ortsgebiet liegt und der Flächenwidmungsplan bereits 
besteht ist es zulässig im Bebauungsplan Flächen für eine Bebauung innerhalb der gelben Zone 
festzusetzen 

Die Gefahr des Hochwassers in der gelben Zone wird wie folgt berücksichtigt: 
 Entweder es wird das Fußbodenniveau des Erdgeschoßes (und alle Öffnungen in den Keller) 

über einer von der "Wildbach" individuell anzugebenden Höhe über dem umgebenden Gelände 
errichtet oder es wird ein individuelles Verfahren geführt. 

 Die Einfahrten von 2 Tiefgaragen liegen außerhalb der gelben Zone (Baufeld C und F). Die 
Einfahrt zur Garage von Baufeld A liegt in der gelben Zone. Diese wird hinsichtlich der Höhenlage 
so geplant, dass das Niveau der Einfahrt über dem zu erwartenden HQ 100 zu liegen kommt. Zur 
Vermeidung von eindringendem Wasser eines HQ300 ist die Einfahrt rundum mit einer STB-
Brüstung versehen und kann durch Dammbalken temporär geschlossen werden. 

 
 
Diese Überlegungen entstanden auch durch die raumordnungsfachliche Stellungnahme vom Büro 
RaumRegionMensch ZT GmbH vom April 2026 (vgl. Beilage 3), wo festgestellt wird, dass der 
gegenständliche Bereich im geschlossenen Ortsgebiet situiert ist und daher auch die im Norden 
bestehende Hochwassergefährdung einer ständigen Benützung für Siedlungs- und Verkehrszwecke nicht 
entgegensteht. 
 
Von der Wildbach- und Lawinenverbauung wurde ebenfalls eine Stellungnahme von DI Christian 
Stundner vom 28. Juli 2026 mit der Geschäftszahl: WLK ID 215 25 759 abgegeben (vgl. Beilage 4): 
Aus wildbachfachlicher Sicht wird der Marktgemeinde Breitenfurt empfohlen, folgende Bestimmungen in 
den Bebauungsplan aufzunehmen, die im Verordnungstext folgendermaßen formuliert sind: 

 Innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone dürfen keine Neubauten oder Gehwege 
errichtet werden. 

 Eine Entlangführung von Verkehrswegen ist innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone 
nicht möglich. Etwaige Querungen der Bachstatt mittels Brücken sind auf das unbedingt 
notwendige Mindestmaß zu reduzieren. Für Brückenbauwerke ist eine wasserrechtliche 
Bewilligung notwendig. 

 Eine Entlangführung von kritischer Infrastruktur (Strom, Abwasser, Trinkwasser, etc.) ist 
innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone nicht möglich. Etwaige Querungen der 
Bachstatt sind auf das unbedingt notwendige Mindestmaß zu reduzieren. Die 
Mindestüberdeckung der Einbauten muss mind. 1,5 m betragen (d.h.: Kabel- oder 
Rohrführung mind. 1,5 m unter dem jeweiligen Sohlniveau).  
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 Die zu bebauuenden Flächen (incl. Nebengebäude und Gärten) müssen innerhalb der 

Gelben Wildbachgefahrenzone im Vorfeld gegebenenfalls nach Maßgabe eines 
wasserrechtlich bewilligten Projekts hochwasserfrei gestellt werden. Das zu 
unterstellende Bemessungsereignis ist ein HQ₁₀₀ incl. IF inklusive einer 30 cm hohen 
Sicherheitsreserve (Freibord). 

 Alle innerhalb der Gelben Wildbachgefahrenzone liegenden KFZ Abstellplätze,müssen 
im Vorfeld gegebenenfalls nach Maßgabe eines wasserrechtlich bewilligten Projekts 
hochwasserfrei gestellt werden. Das zu unterstellende Bemessungsereignis ist ein 
HQ₁₀₀ incl. IF. 

 Die Hochwasserfreistellung hat derart zu erfolgen, daß gegebenenfalls nach Maßgabe 
eines wasserrechtlich bewilligten Projekts das öffentliche Interesse (Verweis § 105 
Wasserrechtsgesetz) nicht beeinträchtigt und bestehende Rechte nicht verletzt werden. 

 Durch die Hochwasserfreistellung darf es gegebenenfalls nach Maßgabe eines 
wasserrechtlich bewilligten Projekts zu keiner Wasserspiegelerhöhungen auf 
Fremdgrundstücke kommen (Hinweis: auf Eigengrund 506/1 wird sich der 
Wasserspiegel im Differenzenplan verändern). 

 Die Planung der Hochwasserfreistellung hat durch ein befugtes und fachkundiges Büro 
für Wasserbau oder Wildbachverbauung zu erfolgen. Die geplanten Maßnahmen sind 
mit der Wasserrechtsbehörde schriftlich abzustimmen, ggf. ist eine wasserrechtliche 
Bewilligung notwendig. 

 Hangwässer / pluviale Wässer sind bei der Planung der Hochwasserfreistellung zu 
berücksichtigen. 

 Die Zufahrt / der Zugang zu den innerhalb der Gelben Wildbachgefahrenzone liegenden 
Baulichkeiten muss auch im Bemessungsfall dauerhaft möglich sein (Hinweis: auch hier 
ist zu beachten, dass es zu keiner Beeinträchtigung des öffentliche Interesse und 
bestehende Rechte kommt). 

 Innerhalb der Wildbachgefahrenzonen (rot und gelb) ist die die Errichtung 
geschlossener Zäune, Sockelmauern, abflusshemmender Hecken, etc. nicht möglich. 
Allfällige Zäune sind so herzustellen, dass sie kein Hindernis für den 
Hochwasserabfluss darstellen. 

 Alle neu hinzukommenden Dach- und Oberflächenwässer sind entweder auf 
Eigengrund zu retentieren. Im Falle einer Einleitung in den Vorfluter ist eine 
wasserrechtliche Bewilligung notwendig. 

 Innerhalb der Wildbachgefahrenzonen dürfen keine Spielplätze errichtet werden. 
 Auch während der Baupase ist der gefahrlose Hochwasserabfluss im Hinblick auf 

gelagerte Baumaterialien, Gerüste, Baustelleneinrichtung, etc. sicherzustellen. 
 

 
 
Bezüglich der Überdeckung von Tiefgaragen wird folgende Bestimmungen in den Bebauungsplan 
aufgenommen, die im Verordnungstext folgendermaßen formuliert ist: 
§ 17, Abs. (3) Tiefgaragen, die eine Überdeckung mit Erdreich von mindestens 60 cm aufweisen, zählen 
nicht zur versiegelten Fläche. 
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Erläuterung: Die Überdeckung mit Erdreich von mindestens 60 cm ergibt sich aus der Überlegung, dass 
man damit bei der doppelten gesetzlichen Mindesthöhe laut § 31, Abs. 9 NÖ ROG 2014 ist. 
Die Gesetzesbestimmung lautet: 

(9) Zur Ortsbildgestaltung oder um unzumutbare Belästigungen zu vermeiden, dürfen bestimmte 
Teile oder ein bestimmtes Ausmaß von Grundflächen zu Freiflächen erklärt werden. Auf diesen 
Freiflächen dürfen keine Vorhaben nach § 14 und § 15 NÖ BO 2014, LGBl. Nr. 1/2015 in der 
geltenden Fassung, errichtet werden. Ausgenommen sind Vorhaben, die zur Gänze mindestens 
50 cm unter dem Gelände nach Fertigstellung und mindestens 50 cm unter dem Bezugsniveau 
liegen und die für eine intensive Begrünung mit einem Bodenaufbau von mindestens 30 cm 
geeignet sind. 

 
 
Wie schon im Motivenbericht erwähnt, ist das Grundstück derzeit von der Liesingtalstraße erschlossen. 
Es werden keine Verkehrsflächen eingetragen, jedoch Möglichkeiten geschaffen, die einzelnen Baufelder 
(darunter sind jene Flächen zu verstehen, die die gleiche Widmungsart, jedoch unterschiedliche 
Bebauungsdichte, -weise oder -höhe aufweisen), zu erreichen. Dies gilt auch für den Bereich des PVZ. 
Die dafür vorgesehenen Bereiche erhalten daher nur eine Bebauungsdichte von 5 Prozent, die offene 
Bebauungsweise und eine maximale Gebäudehöhe von 3 m, die nicht überschritten werden darf. Damit 
können in diesen Bereichen Nebengebäude errichtet werden (z.B.: überdachte Müllsammelplätze, etc.). 
Damit ist auch eine Übereinstimmung mit dem örtlichen Raumordnungsprogramm gegeben. 

 
Abb. 3a  derzeitig rechtskräftige Flächenwidmung ohne Maßstab mit den aktuellen Daten von der 
Wildbach- und Lawinenverbauung 
 
In der aktuellen städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH 
Hawlik und Gerginski (vgl. Beilage 2) ist eine umfassende Durchwegung geplant und diese wird auch 
vertraglich sichergestellt. 
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Zur Freihaltung der entsprechenden Korridore (vgl. Abb. 8a) wird von der Architekten ZT GmbH Hawlik 
und Gerginski vorgeschlagen, zwei Bereiche zusätzlich durch Baufluchtlinien zu kennzeichnen, sodass 
dort keine oberirdische Bebauung möglich ist. Diese befinden sich ungefähr in Verlängerung der 
Fiakergasse (durch Baufeld C) und etwa in Verlängerung der Bonifaziusgasse im Grenzbereich der 
Baufelder E+F. 

 
Abb. 8a  Skizze zur Freihaltung der entsprechenden Korridore 
 
Im Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 des aufgelegten Bebauungsplan wird die Gebäudehöhe 
aufgrund der städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH Hawlik 
und Gerginski (vgl. Beilage 2) geändert. 
Die nun vorgenommenen Anpassungen gehen stärker auf die Umgebung ein. Die Umgebung weist in 
weiten Teilen eine Bebauung auf, die einer Bauklasse II entspricht. Im Nordosten ist eine Gebäudehöhe 
festgelegt, die der Bauklasse IV entspricht. Die nun vorgeschlagene überwiegende Bauklasse III vermittelt 
zwischen diesen beiden Rand-Parametern und schafft eine Bebauung, die für eine Ortskern-Entwicklung 
sinnvoll ist. 
Bei allen Baufeldern wurde die maximale Gebäudehöhe auf folgende Bauklassen geändert: 

• Baufeld A von 15 m auf Bauklasse II,III 
• Baufeld B von 12 m auf Bauklasse I,II 
• Baufeld C bis F von 12 m auf Bauklasse III 
• Baufeld G von 9 m auf Bauklasse III 

 
Von der Architekten ZT GmbH Hawlik und Gerginski wurden zusätzliche Perspektiven erstellt, um die neu 
geplante Höhenentwicklung im Zusammenhang entlang der Liesingtalstraße, sowie das Verhältnis zur 
Edlinger-Siedlung besser zu zeigen. 
 

 
Abb. 13 b Perspektive entlang der Liesingtalstraße  
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Abb. 13 c Perspektive entlang der Liesingtalstraße 
 

 
Abb. 13 d Perspektive zur Edlinger-Siedlung 
 
Hinsichtlich der Einfügung in das Landschaftsbild wurde von der Architekten ZT GmbH Hawlik und 
Gerginski eine Dokumentation von Blickpunkten außerhalb des Siedlungsgebietes als 
Stellungnahme vom 15. 06. 2026 übermittelt (vgl. Beilage 5). 
 
Die geplante Bebauung in der Bauklasse III ist durchwegs niedriger als der Baumbestand der 
umliegenden Grüngürtel und Forst-Flächen. Diese Grünzüge weisen Höhen von 12-15m auf. Die geplante 
Bebauung bewegt sich darunter. Diese Wirkung lässt sich an den bestehenden Gebäuden der "Edlinger-
Siedlung" ablesen: die nördlichen Baukörper weisen sieben Geschoße auf und sind aus der Entfernung 
teilwiese sichtbar. Die südlichen Baukörper weisen 4 Geschoße auf und sind weitestgehend von 
Vegetation verdeckt. Die geplanten Baukörper der Bauklasse III werden 4 Geschoße mit begrüntem 
Flachdach aufweisen und daher noch weniger Wirkung in der Ferne haben. 
 
Zusätzlich wurde von der Gemeinde ein zusätzliches Ortsbildgutachten bei Herrn Arch. DI Hannes 
Toifel in Auftrag gegeben (vgl. Beilage 6), das zu dem Schluss kommt, dass die vorgesehene 
Entwicklung als eine zeitgemäße, behutsame Weiterentwicklung im Sinne eines qualitätsvollen 
Weiterbauens im ortstypisch gewachsenen Siedlungscharakter zu bewerten ist. Die in der Studie 
dargestellte neue Bebauung bildet die Grundlage für eine klare und geordnete städtebauliche Struktur. 
Dabei bleiben die landschafts- und ortsbildprägenden Merkmale sowie der gewachsene 
Siedlungscharakter in ihrer wesentlichen Ausprägung erhalten. 
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Naturdenkmal: 
Im Süden des Grundstückes 506/1 wurde eine breitkronige Solitär-Eiche mit Bescheid der 
Bezirkshauptmannschaft Mödling vom 22. Oktober 2003 (9-N-0241) zum Naturdenkmal erklärt. Hierzu ist 
auf die Bestimmungen des § 12 NÖ NSchG 2000 zu verweisen, wonach am Naturdenkmal keine Eingriffe 
oder Veränderungen vorgenommen werden dürfen. Das Verbot bezieht sich „auch auf Maßnahmen, die 
außerhalb von der Unterschutzstellung betroffenen Bereiches gesetzt werden, soweit von diesen 
erhebliche Auswirkungen auf das Naturdenkmal ausgehen“. 
 
Daher wird im Bebauungsplanentwurf eine Freifläche (F2) um die Eiche vorgesehen. Mit ober- und 
unterirdischer Bebauung wird die Kronentraufe plus 2m Abstand freigehalten. Der Durchmesser beträgt 
25 m und dies ergibt eine Fläche von ca. 491 m2. 
 
Die Freifläche (F2) ist im Verordnungstext im §17 folgendermaßen formuliert:  

(1) Die im Süden des Grundstückes 506/1 festgelegte Freifläche (F2) dient dem Schutz der 
breitkronige Solitär-Eiche, die mit Bescheid der Bezirkshauptmannschaft Mödling vom 22. 
Oktober 2003 (9-N-0241) zum Naturdenkmal erklärt wurde. Somit wird die Kronentraufe plus 
einen 2m Abstand von ober- und unterirdischer Bebauung freigehalten. 

 
 
Hinsichtlich der Verkehrsentwicklung bei Realisierung des Projektes wurde eine Verkehrsuntersuchung 
von der Ziviltechniker GmbH Rosinak und Partner vom 22. 08. 2024, GZ 24469 (vgl. Beilage 7) 
erstellt. Darin wird die Zufahrt von der Hauptstraße (Bauphase 1) und der Liesingtalstraße (Bauphase 2) 
untersucht. 
Danach wurde von der Ziviltechniker GmbH Rosinak und Partner sowohl eine 
Verkehrsuntersuchung vom 08. 06. 2026, GZ 24469 (vgl. Beilage 8) ausgearbeitet, welches die 
Zufahrt ausschließlich über die Liesingtalstraße (Bauphase 1) behandelt. 
Ebenso liegt ein Mobilitätskonzept vom 20. 05. 2026, GZ 24469 (vgl. Beilage 9) von der Ziviltechniker 
GmbH Rosinak und Partner vor. Dieses Mobilitätskonzept stellt sicher, dass das Projekt anhand folgender 
infrastruktureller Gegebenheiten im Planungsumfeld sowie aufgrund der geplanten 
Mobilitätsmanagement-Maßnahmen, im Hinblick auf eine klimafreundliche Mobilität positiv beurteilt 
werden kann. 
 
Von Dipl.-HTL-Ing. Michael Kniha wurde am 29.06.2026 die vorliegende Verkehrsuntersuchung (Stand 
08.06.2026) von Rosinak & Partner ZT GmbH auf verkehrstechnische Plausibilität überprüft (vgl. 
Beilage 10). Er kommt zu dem Schluss, dass die prognostizierten zusätzlich generierten 
Verkehrsfrequenzen des motorisierten Individualverkehrs (MIV) und die daraus abgeleiteten klein- und 
großräumigen Auswirkungen auf die Verkehrssituation entsprechend dem Stand der Wissenschaft 
plausibel sind. 
 
Am 08.07.2026 wurde von Dipl.-HTL-Ing. Michael Kniha eine ergänzende Stellungnahme (vgl. 
Beilage 11) zur Verkehrsuntersuchung (Stand 22.08.2024) von Rosinak & Partner ZT GmbH für den 
geplanten Vollausbau abgegeben. Diese besagt, dass das künftig generierte zusätzliche 
Verkehrsaufkommen für den geplanten Vollausbau grundsätzlich leistungsfähig abgewickelt werden kann 
und nur bei einzelnen Kreuzungen geringe Überlastungserscheinungen möglich sind und allenfalls dafür 
Umgestaltungs- bzw. verkehrstechnische Adaptierungsmaßnahmen erforderlich sind. 
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Bezüglich der Infrastruktur ist zu sagen, dass die zukünftigen Infrastrukturabgaben in einem 
Raumordnungsvertrag abgeschlossen zwischen der Marktgemeinde Breitenfurt und der BIP-
Immobilienverwaltung Ges.m.b.H. geregelt werden. 
 
 
Aufgrund der zahlreichen Vorgaben des Natur- und Artenschutzes hat sich die Gemeinde entschlossen, 
ein Biodiversitätskonzept vom 22.07.2026 vom Büro Land in Sicht von Dipl.Ing. Thomas Proksch, 
Ingenieurkonsulent für Landschaftsplanung und Landschaftspflege erstellen zu lassen (vgl. Beilage 12). 
 
Das Büro Land in Sicht kommt zu dem Schluss, dass unter Berücksichtigung der dargelegten 
Begleitmaßnahmen, insbesondere von CEF-Maßnahmen zur Erhaltung eines örtlichen Neuntöterreviers, 
werden auf Grundlage des durchgeführten Naturschutzfachlichen Screenings und einer darauf 
basierenden vorhabensbezogenen Auswirkungsanalyse durch die Umsetzung des 
Siedlungsbauvorhabens „Wiesenpark Breitenfurt“ in der Gemeinde Breitenfurt bei Wien keine 
Verbotstatbestände gemäß den einschlägigen Bestimmungen des NÖ Naturschutzgesetzes idgF 
begründet und ist auch die Naturverträglichkeit des ggst. Vorhabens im Zusammenhang mit der Lage des 
Projektgebiets im FFH-Gebiet „Wienerwald – Thermenregion“ (AT1211A00) gegeben. 
 
Hinzuweisen ist zudem darauf, dass die Umsetzung der in einem Biodiversitätskonzept dargelegten 
ergänzenden Maßnahmen eine Aufwertung der Artenvielfalt und Lebensraumbedeutung des 
Projektgebiets gegenüber dem Status quo erwarten lässt. 
 
 
 
Es wird dem Gemeinderat der Marktgemeinde Breitenfurt aus fachlicher Sicht empfohlen der 
Stellungnahme nicht zu entsprechen. 

 
 
Entscheidung des Gemeinderates:  
 
 
 

 



An die
Marktgemeinde Breitenfurt
z.H. BM Wolfgang Schredl
Hirschentanzstraße 3
A-2384 Breitenfurt Breitenfurt, 16.04.2026

Betreff : Stellungnahme zum Entwurf bzw. Änderung 2026‐1 des Bebauungsplanes 
KG Breitenfurt mit der Nr.: 49/3, 56/4, 57/1 u. 64/2

Sehr geehrter Herr Bürgermeister, sehr geehrte Damen und Herren des Gemeinderates,

als Bürgerin von Breitenfurt möchte ich Stellung nehmen zum vorliegenden Entwurf für die Än-
derung 2026-1 des Bebauungsplanes. Ich ersuche um Berücksichtigung meiner Einwände und 
Anregungen und um entsprechende Anpassung/Änderung des Entwurfes.

1. Gefahrenzonenplan:
Gemäß vorliegendem Entwurf ist der Gefahrenzonenplan (NÖ-Atlas) derzeit in Überarbeitung. 
Ich empfehle dringend, mit der Festlegung eines Bebauungsplanes zu warten, bis die aktuali-
sierte Version des Gefahrenzonenplanes vorliegt, alles andere ist fahrlässig. Was, wenn bspw. 
die rote Zone im neuen GZ-Plan viel größer festgelegt wird (was sehr wahrscheinlich ist) und 
dadurch Baufelder sogar in der roten Gefahrenzone zu liegen kommen? Dann ist es unverant-
wortlich, dort Bauten zu erlauben.
Falls es - aus welchen Gründen auch immer - nicht möglich ist, auf die aktualisierte Version zu 
warten, sollte zumindest im Bebauungsplan festgelegt werden, dass die Vorgaben an den neu-
en Gefahrenzonenplan angepasst werden, sobald dieser vorliegt. 
Bereits nach dem derzeit gültigen Gefahrenzonenplan liegen mehrere Parzellen/Baufelder in 
der gelben Gefahrenzone (z.B. Baufeld A und F), was für Neubauten meiner Meinung nach fahr-
lässig ist. Es bedeutet, wissentlich das Bauen in Zonen zu erlauben, die in den nächsten Jahren 
mit sehr großer Wahrscheinlich von Überschwemmungen betroffen sein werden. Und schluss-
endlich zahlt die Allgemeinheit, also wir Bürger:innen, für die anfallenden Schäden und Kosten. 
Deshalb soll der Bauplan so angepasst werden, dass Bauwerke weder in der roten noch in der 
gelben Gefahrenzone erlaubt sind.

2. Ortsbild und Gebäudehöhe:
§56 NÖ BO besagt, dass „Bauwerke so zu gestalten sind, dass sie dem gegebenen Orts- und 
Landschaftsbild gerecht werden. Bauwerke dürfen (...) von der bestehenden Bebauung inner-
halb des Bezugsbereichs nicht offenkundig abweichen oder diese im Falle einer feststellbaren 
Abweichung nicht wesentlich beeinträchtigen“. Nun gibt es aber in ganz Breitenfurt keine 15m 
hohen Häuser, im gegenständlichen Bereich ist der Großteil der Gebäude 5 bis maximal 8m 
hoch, mit Ausnahme der „Edlinger Siedlung“. Diese hat Höhen von 14m, wird jedoch von der Be-
völkerung mehrheitlich als unpassend für den Charakter und das Ortsbild von Breitenfurt eracht-
et. Nun sollen gemäß Bebauungsplan Höhen bis 15m erlaubt werden, was ich als gänzlich un-
passend für den Charakter und das Ortsbild von Breitenfurt erachte. Dies wären Regelungen, 
die dem ländlichen Charakter von Breitenfurt gänzlich zuwiderlaufen. 
Weiters werden die an der Liesingtalstraße liegenden, niedrigen Häuser (5-7m) eindeutig von 
12-15m hohen Gebäuden wesentlich beeinträchtigt, was §56 klar widerspricht.
Darum bitte ich, die erlaubten Gebäudehöhen an unserer Ortsbild anzupassen.



3. Tiefgaragen und Stellplätze:
Im vorliegenden Entwurf gibt es keine Regelungen für unterirdische Bauten. Es ist daher nicht 
auszuschließen, dass Tiefgaragen unter Flächen gebaut werden, die eigentlich als „Grünflächen“ 
ausgewiesen sind. Dadurch geht aber die Versickerungsfähigkeit dieser Flächen verloren. Dies 
ist  v.a. im Hinblick auf die Speicherfunktion der Wiese, die diese gerade bei Hochwasser hat, 
wichtig zu beachten! Auch ist es wichtig zu regeln, wieviele Stockwerke unterirdisch gebaut 
werden dürfen, da dies ebenfalls den Wasserhaushalt beeinflussen kann.
Bei KFZ-Stellplätzen, Parkplätzen und anderen Freiflächen wäre es wichtig vorzuschreiben, 
dass sie nicht versiegelt werden dürfen sondern mit versickerungsfähigem Belag ausgestattet 
sein müssen, wie bspw. Granit-Kleinsteinpflaster mit offener Verfugung (am ökologisch sinn-
vollsten) oder Beton-Sickerpflaster. Denn versiegelter Boden schützt nicht mehr vor Über-
schwemmungen und erhitzt sich im Sommer stark, was zu Hitze-Inseln und damit zu gesund-
heitlichen Problemen, v.a. bei älteren Menschen, führen kann. Der im Bauplan erwähnte „innen-
liegende Grünstreifen“ ist im Hinblick auf die erwähnten Probleme zu wenig!

4. Schutz des Naturdenkmals:
Die große Eiche, die sich im Baufeld D befindet, ist als Naturdenkmal geschützt (MD-092). Es 
müssen Vorkehrungen getroffen werden, dass dieses Denkmal unbeschadet bestehen bleibt, 
vor allem während der Bauphasen aber auch danach. Das Denkmal wird jedoch im Entwurf mit 
keinem Wort erwähnt. 
Denn während der Bauphase können Materiallagerung, Bodenverdichtung oder Grabungsarbei-
ten im Wurzelbereich zum Absterben oder zur dauerhaften Schädigung des Baumes führen. 
Deshalb muss sichergestellt werden, dass alle erforderlichen Maßnahmen zum Schutz getroffen 
werden (siehe z.B. „Baumschutz auf Baustellen“ der Wiener Umweltanwaltschaft). Diese Maß-
nahmen müssen als Auflagen im Bebauungsplan definiert werden, außerdem muss sicherge-
stellt werden, dass dies auch engmaschig kontrolliert wird. Denn: Ist der Baum einmal beschä-
digt, ist es zu spät!

5. Strategie und Vorgehensweise, Gutachten und Bedarf:
Meiner Meinungen nach befördert der vorliegende Entwurf für den Bebauungsplan ein Großpro-
jekt mit überproportionalem Zuzug und damit einhergehenden negativen finanziellen, sozialen 
und ökologischen Auswirkungen. Ich empfehle, den Bebauungsplan so zu definieren, dass für 
unsere Gemeinde eine nachhaltige, verträgliche und organisch wachsende Entwicklung mit 
moderatem Zuzug sichergestellt werden kann. 
Unabhängige Gutachten für den zukünftigen Bedarf an Wohnungen in Breitenfurt und zu hy-
drologischen Auswirkungen der Bebauung sind meines Wissens nicht vorhanden (die bis jetzt 
bekannten Gutachten stammen von der Bauwerberin selbst), sollten aber die Grundlage für den 
Bebauungsplan darstellen. Diese sind daher noch nachzuholen. Die Gemeinde sollte im Rahmen 
des Bebauungsplanes eine in allen Aspekten nachhaltige Entwicklung unseres Ortes festlegen. 
Ein ungesicherte Annahme über den Bedarf kann auch dazu führen, dass viele der neuen Woh-
nungen dann leer stehen, es ist sogar möglich, dass Bauruinen entstehen, wenn ein Großprojekt 
dieser Ausmaße nicht auf realistischen Grundlagen kalkuliert wird. Es muss sichergestellt wer-
den, dass nur Wohnungen gebaut werden, die dann auch verwendet/verkauft werden. Bspw. 
mit der Vorgabe, dass ein bestimmter Prozentsatz der Wohnungen schon vor Baubeginn ver-
kauft sein muss.
Und noch ein Punkt zur Anzahl der Wohnungen: Die höchstmögliche Anzahl wird im Plan nicht 
definiert, sondern nur aufgrund der durchschnittlichen Wohnungsgröße kalkuliert. Es sollte aber 
eine maximal mögliche Anzahl an Wohnungen definiert werden, da ansonsten, falls doch klei-



nere Wohnungen gebaut werden, viel mehr Wohnungen entstehen können. Die angenommene 
durchschnittliche Größe von 85m² ist meines Erachtens auch viel zu groß angenommen. 

Als abschließenden Punkt möchte ich noch hervorheben, dass bei einem Vorhaben von dieser 
Größenordnung auch die Bevölkerung in einem partizipativen Prozess miteinbezogen werden 
sollte. Herr BM Schredl hat ja Ende letzten Jahres öffentlich versprochen, einen partizipativen 
Prozess mit Einbindung der Bevölkerung zu starten, ich bitte diesen Prozess nun, längst überfäl-
lig, zu starten!

Ich bitte um faire Evaluierung und Berücksichtigung meiner Anregungen und Einwände und den 
Bebauungsplan dementsprechend anzupassen. 
Den Gemeinderat ersuche ich, den Bebauungsplan in der vorliegenden Form nicht zu 
beschließen.

Mit freundliche Grüßen,
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Stellungnahme des Ortsplaners:  

Für die Marktgemeinde Breitenfurt liegt ein ministeriell genehmigter Gefahrenzonenplan (Zahl: 2026-
0.044.549 vom 14.01.2026) vor, der im Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 des aufgelegten 
Bebauungsplan eingetragen ist. Es wurden die roten, gelben, braunen Gefahrenzonen, sowie die blauen 
Vorbehaltsbereiche im Flächenwidmungs- und Bebauungsplan eingetragen. 
 
Rote Gefahrenzone: Bereiche, die so stark gefährdet sind, dass eine ständige Besiedlung nicht oder nur 
mit extrem hohem Aufwand möglich ist. Eine Bebauung ist hier in der Regel sehr stark eingeschränkt 
oder komplett ausgeschlossen. 
Gelbe Gefahrenzone: Flächen, die durch Naturgefahren bedroht sind und deren ständige Nutzung für 
Siedlungs- und Verkehrszwecke beeinträchtigt ist. Eine Bebauung ist nur unter strengen Auflagen 
möglich. 
Zusätzlich werden im GZP folgende Bereiche ausgewiesen: 
Blaue Vorbehaltsbereiche: Flächen, die für technische oder biologische Schutzmaßnahmen 
freizuhalten sind. 
Braune Hinweisbereiche: Zonen, die auf andere Naturgefahren (wie Steinschlag, Rutschungen oder 
Erosion) hinweisen. 
 
In der aktuellen städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH 
Hawlik und Gerginski (vgl. Beilage 2) gehen diese ebenfalls auf die Gefahrenzonensituation ein. 

 Da die gelbe Zone im geschlossenen Ortsgebiet liegt und der Flächenwidmungsplan bereits 
besteht ist es zulässig im Bebauungsplan Flächen für eine Bebauung innerhalb der gelben Zone 
festzusetzen 

Die Gefahr des Hochwassers in der gelben Zone wird wie folgt berücksichtigt: 
 Entweder es wird das Fußbodenniveau des Erdgeschoßes (und alle Öffnungen in den Keller) 

über einer von der "Wildbach" individuell anzugebenden Höhe über dem umgebenden Gelände 
errichtet oder es wird ein individuelles Verfahren geführt. 

 Die Einfahrten von 2 Tiefgaragen liegen außerhalb der gelben Zone (Baufeld C und F). Die 
Einfahrt zur Garage von Baufeld A liegt in der gelben Zone. Diese wird hinsichtlich der Höhenlage 
so geplant, dass das Niveau der Einfahrt über dem zu erwartenden HQ 100 zu liegen kommt. Zur 
Vermeidung von eindringendem Wasser eines HQ300 ist die Einfahrt rundum mit einer STB-
Brüstung versehen und kann durch Dammbalken temporär geschlossen werden. 

 
Diese Überlegungen entstanden auch durch die raumordnungsfachliche Stellungnahme vom Büro 
RaumRegionMensch ZT GmbH vom April 2026 (vgl. Beilage 3), wo festgestellt wird, dass der 
gegenständliche Bereich im geschlossenen Ortsgebiet situiert ist und daher auch die im Norden 
bestehende Hochwassergefährdung einer ständigen Benützung für Siedlungs- und Verkehrszwecke nicht 
entgegensteht. 
 
Von der Wildbach- und Lawinenverbauung wurde ebenfalls eine Stellungnahme von DI Christian 
Stundner vom 28. Juli 2026 mit der Geschäftszahl: WLK ID 215 25 759 abgegeben (vgl. Beilage 4): 
Aus wildbachfachlicher Sicht wird der Marktgemeinde Breitenfurt empfohlen, folgende Bestimmungen in 
den Bebauungsplan aufzunehmen, die im Verordnungstext folgendermaßen formuliert sind: 

 Innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone dürfen keine Neubauten oder Gehwege 
errichtet werden. 

 Eine Entlangführung von Verkehrswegen ist innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone 
nicht möglich. Etwaige Querungen der Bachstatt mittels Brücken sind auf das unbedingt 
notwendige Mindestmaß zu reduzieren. Für Brückenbauwerke ist eine wasserrechtliche 
Bewilligung notwendig.  
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 Eine Entlangführung von kritischer Infrastruktur (Strom, Abwasser, Trinkwasser, etc.) ist 

innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone nicht möglich. Etwaige Querungen der 
Bachstatt sind auf das unbedingt notwendige Mindestmaß zu reduzieren. Die 
Mindestüberdeckung der Einbauten muss mind. 1,5 m betragen (d.h.: Kabel- oder 
Rohrführung mind. 1,5 m unter dem jeweiligen Sohlniveau). 

 Die zu bebauuenden Flächen (incl. Nebengebäude und Gärten) müssen innerhalb der 
Gelben Wildbachgefahrenzone im Vorfeld gegebenenfalls nach Maßgabe eines 
wasserrechtlich bewilligten Projekts hochwasserfrei gestellt werden. Das zu 
unterstellende Bemessungsereignis ist ein HQ₁₀₀ incl. IF inklusive einer 30 cm hohen 
Sicherheitsreserve (Freibord). 

 Alle innerhalb der Gelben Wildbachgefahrenzone liegenden KFZ Abstellplätze,müssen 
im Vorfeld gegebenenfalls nach Maßgabe eines wasserrechtlich bewilligten Projekts 
hochwasserfrei gestellt werden. Das zu unterstellende Bemessungsereignis ist ein 
HQ₁₀₀ incl. IF. 

 Die Hochwasserfreistellung hat derart zu erfolgen, daß gegebenenfalls nach Maßgabe 
eines wasserrechtlich bewilligten Projekts das öffentliche Interesse (Verweis § 105 
Wasserrechtsgesetz) nicht beeinträchtigt und bestehende Rechte nicht verletzt werden. 

 Durch die Hochwasserfreistellung darf es gegebenenfalls nach Maßgabe eines 
wasserrechtlich bewilligten Projekts zu keiner Wasserspiegelerhöhungen auf 
Fremdgrundstücke kommen (Hinweis: auf Eigengrund 506/1 wird sich der 
Wasserspiegel im Differenzenplan verändern). 

 Die Planung der Hochwasserfreistellung hat durch ein befugtes und fachkundiges Büro 
für Wasserbau oder Wildbachverbauung zu erfolgen. Die geplanten Maßnahmen sind 
mit der Wasserrechtsbehörde schriftlich abzustimmen, ggf. ist eine wasserrechtliche 
Bewilligung notwendig. 

 Hangwässer / pluviale Wässer sind bei der Planung der Hochwasserfreistellung zu 
berücksichtigen. 

 Die Zufahrt / der Zugang zu den innerhalb der Gelben Wildbachgefahrenzone liegenden 
Baulichkeiten muss auch im Bemessungsfall dauerhaft möglich sein (Hinweis: auch hier 
ist zu beachten, dass es zu keiner Beeinträchtigung des öffentliche Interesse und 
bestehende Rechte kommt). 

 Innerhalb der Wildbachgefahrenzonen (rot und gelb) ist die die Errichtung 
geschlossener Zäune, Sockelmauern, abflusshemmender Hecken, etc. nicht möglich. 
Allfällige Zäune sind so herzustellen, dass sie kein Hindernis für den 
Hochwasserabfluss darstellen. 

 Alle neu hinzukommenden Dach- und Oberflächenwässer sind entweder auf 
Eigengrund zu retentieren. Im Falle einer Einleitung in den Vorfluter ist eine 
wasserrechtliche Bewilligung notwendig. 

 Innerhalb der Wildbachgefahrenzonen dürfen keine Spielplätze errichtet werden. 
 Auch während der Baupase ist der gefahrlose Hochwasserabfluss im Hinblick auf 

gelagerte Baumaterialien, Gerüste, Baustelleneinrichtung, etc. sicherzustellen. 
 

 
Bezüglich der Überdeckung von Tiefgaragen wird folgende Bestimmungen in den Bebauungsplan 
aufgenommen, die im Verordnungstext folgendermaßen formuliert ist: 
§ 17, Abs. (3) Tiefgaragen, die eine Überdeckung mit Erdreich von mindestens 60 cm aufweisen, zählen 
nicht zur versiegelten Fläche. 
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Erläuterung: Die Überdeckung mit Erdreich von mindestens 60 cm ergibt sich aus der Überlegung, dass 
man damit bei der doppelten gesetzlichen Mindesthöhe laut § 31, Abs. 9 NÖ ROG 2014 ist. 
Die Gesetzesbestimmung lautet: 

(9) Zur Ortsbildgestaltung oder um unzumutbare Belästigungen zu vermeiden, dürfen bestimmte 
Teile oder ein bestimmtes Ausmaß von Grundflächen zu Freiflächen erklärt werden. Auf diesen 
Freiflächen dürfen keine Vorhaben nach § 14 und § 15 NÖ BO 2014, LGBl. Nr. 1/2015 in der 
geltenden Fassung, errichtet werden. Ausgenommen sind Vorhaben, die zur Gänze mindestens 
50 cm unter dem Gelände nach Fertigstellung und mindestens 50 cm unter dem Bezugsniveau 
liegen und die für eine intensive Begrünung mit einem Bodenaufbau von mindestens 30 cm 
geeignet sind. 

 
 
Im Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 des aufgelegten Bebauungsplan wird die Gebäudehöhe 
aufgrund der städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH Hawlik 
und Gerginski (vgl. Beilage 2) geändert. 
Die nun vorgenommenen Anpassungen gehen stärker auf die Umgebung ein. Die Umgebung weist in 
weiten Teilen eine Bebauung auf, die einer Bauklasse II entspricht. Im Nordosten ist eine Gebäudehöhe 
festgelegt, die der Bauklasse IV entspricht. Die nun vorgeschlagene überwiegende Bauklasse III vermittelt 
zwischen diesen beiden Rand-Parametern und schafft eine Bebauung, die für eine Ortskern-Entwicklung 
sinnvoll ist. 
Bei allen Baufeldern wurde die maximale Gebäudehöhe auf folgende Bauklassen geändert: 

• Baufeld A von 15 m auf Bauklasse II,III 
• Baufeld B von 12 m auf Bauklasse I,II 
• Baufeld C bis F von 12 m auf Bauklasse III 
• Baufeld G von 9 m auf Bauklasse III 

 
Von der Architekten ZT GmbH Hawlik und Gerginski wurden zusätzliche Perspektiven erstellt, um die neu 
geplante Höhenentwicklung im Zusammenhang entlang der Liesingtalstraße, sowie das Verhältnis zur 
Edlinger-Siedlung besser zu zeigen. 
 

 
Abb. 13 b Perspektive entlang der Liesingtalstraße  
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Abb. 13 c Perspektive entlang der Liesingtalstraße 
 

 
Abb. 13 d Perspektive zur Edlinger-Siedlung 
 
Hinsichtlich der Einfügung in das Landschaftsbild wurde von der Architekten ZT GmbH Hawlik und 
Gerginski eine Dokumentation von Blickpunkten außerhalb des Siedlungsgebietes als 
Stellungnahme vom 15. 06. 2026 übermittelt (vgl. Beilage 5). 
 
Die geplante Bebauung in der Bauklasse III ist durchwegs niedriger als der Baumbestand der 
umliegenden Grüngürtel und Forst-Flächen. Diese Grünzüge weisen Höhen von 12-15m auf. Die geplante 
Bebauung bewegt sich darunter. Diese Wirkung lässt sich an den bestehenden Gebäuden der "Edlinger-
Siedlung" ablesen: die nördlichen Baukörper weisen sieben Geschoße auf und sind aus der Entfernung 
teilwiese sichtbar. Die südlichen Baukörper weisen 4 Geschoße auf und sind weitestgehend von 
Vegetation verdeckt. Die geplanten Baukörper der Bauklasse III werden 4 Geschoße mit begrüntem 
Flachdach aufweisen und daher noch weniger Wirkung in der Ferne haben. 
 
Zusätzlich wurde von der Gemeinde ein zusätzliches Ortsbildgutachten bei Herrn Arch. DI Hannes 
Toifel in Auftrag gegeben (vgl. Beilage 6), das zu dem Schluss kommt, dass die vorgesehene 
Entwicklung als eine zeitgemäße, behutsame Weiterentwicklung im Sinne eines qualitätsvollen 
Weiterbauens im ortstypisch gewachsenen Siedlungscharakter zu bewerten ist. Die in der Studie 
dargestellte neue Bebauung bildet die Grundlage für eine klare und geordnete städtebauliche Struktur. 
Dabei bleiben die landschafts- und ortsbildprägenden Merkmale sowie der gewachsene 
Siedlungscharakter in ihrer wesentlichen Ausprägung erhalten. 
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Hinsichtlich des Regenwassermanagement kommen auch für diesen Bereich die derzeit geltenden 
Bebauungsvorschriften (§ 8) zur Anwendung. 
Bei den Baufeldern B und C wurden die Baufluchtlinien geringfügig geändert, um zu gewährleisten, dass 
die notwendige 40%ige Versickerungsfläche immer außerhalb der Fläche für die mögliche Bebauung (= 
Fläche innerhalb der Baufluchtlinien) liegt. Die notwendigen freizuhaltenden Flächen sind pro Baufeld 
ebenfalls in der Tabelle (vgl. Abb. 15a bzw. Beilage 1) angegeben. 

 
Abb. 15a Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 digitale Ermittlung der Flächen und eigene 
Berechnung 

 
In den derzeit geltenden Bebauungsvorschriften (§ 8) ist auch folgendes verordnet: 
Die freizuhaltende Fläche ist am Grundstück in Form einer Wiese und/oder mit Bäumen und/oder 
Sträuchern mit standortgeeigneten Gehölzen (u.a. auch Obstbäume) bereits vorhanden oder kann frei 
wählbar am Grundstück ausgestaltet werden. 
Als unversiegelt gelten Flächen, die eine Wasseraufnahme des Bodens nicht einschränken. 
Diese ist im Einreichplan einzutragen. 
 
 
Naturdenkmal: 
Im Süden des Grundstückes 506/1 wurde eine breitkronige Solitär-Eiche mit Bescheid der 
Bezirkshauptmannschaft Mödling vom 22. Oktober 2003 (9-N-0241) zum Naturdenkmal erklärt. Hierzu ist 
auf die Bestimmungen des § 12 NÖ NSchG 2000 zu verweisen, wonach am Naturdenkmal keine Eingriffe 
oder Veränderungen vorgenommen werden dürfen. Das Verbot bezieht sich „auch auf Maßnahmen, die 
außerhalb von der Unterschutzstellung betroffenen Bereiches gesetzt werden, soweit von diesen 
erhebliche Auswirkungen auf das Naturdenkmal ausgehen“. 
 
Daher wird im Bebauungsplanentwurf eine Freifläche (F2) um die Eiche vorgesehen. Mit ober- und 
unterirdischer Bebauung wird die Kronentraufe plus 2m Abstand freigehalten. Der Durchmesser beträgt 
25 m und dies ergibt eine Fläche von ca. 491 m2. 
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Die Freifläche (F2) ist im Verordnungstext im §17 folgendermaßen formuliert:  

(1) Die im Süden des Grundstückes 506/1 festgelegte Freifläche (F2) dient dem Schutz der 
breitkronige Solitär-Eiche, die mit Bescheid der Bezirkshauptmannschaft Mödling vom 22. 
Oktober 2003 (9-N-0241) zum Naturdenkmal erklärt wurde. Somit wird die Kronentraufe plus 
einen 2m Abstand von ober- und unterirdischer Bebauung freigehalten. 

 
 
Aufgrund der zahlreichen Vorgaben des Natur- und Artenschutzes hat sich die Gemeinde entschlossen, 
ein Biodiversitätskonzept vom 22.07.2026 vom Büro Land in Sicht von Dipl.Ing. Thomas Proksch, 
Ingenieurkonsulent für Landschaftsplanung und Landschaftspflege erstellen zu lassen (vgl. Beilage 12). 
 
Das Büro Land in Sicht kommt zu dem Schluss, dass unter Berücksichtigung der dargelegten 
Begleitmaßnahmen, insbesondere von CEF-Maßnahmen zur Erhaltung eines örtlichen Neuntöterreviers, 
werden auf Grundlage des durchgeführten Naturschutzfachlichen Screenings und einer darauf 
basierenden vorhabensbezogenen Auswirkungsanalyse durch die Umsetzung des 
Siedlungsbauvorhabens „Wiesenpark Breitenfurt“ in der Gemeinde Breitenfurt bei Wien keine 
Verbotstatbestände gemäß den einschlägigen Bestimmungen des NÖ Naturschutzgesetzes idgF 
begründet und ist auch die Naturverträglichkeit des ggst. Vorhabens im Zusammenhang mit der Lage des 
Projektgebiets im FFH-Gebiet „Wienerwald – Thermenregion“ (AT1211A00) gegeben. 
 
Hinzuweisen ist zudem darauf, dass die Umsetzung der in einem Biodiversitätskonzept dargelegten 
ergänzenden Maßnahmen eine Aufwertung der Artenvielfalt und Lebensraumbedeutung des 
Projektgebiets gegenüber dem Status quo erwarten lässt. 
 
 
Bezüglich der Infrastruktur ist zu sagen, dass die zukünftigen Infrastrukturabgaben in einem 
Raumordnungsvertrag abgeschlossen zwischen der Marktgemeinde Breitenfurt und der BIP-
Immobilienverwaltung Ges.m.b.H. geregelt werden. 
 
 
Einerseits wurde die Bevölkerungsprognose für das Jahr 2036 (vgl. Beilage 14) ermittelt. Da alle 
Gemeinden rund um Wien wachsen, kann davon ausgegangen werden, dass sich das Wachstum 
aufgrund der steigenden Grundstückspreise und der immer restriktiver werden Neuausweisung von 
Wohnbauland, der Änderungen im Bebauungsplan, der vorhandenen Infrastruktur und des moderaten 
Entwicklungsziels der Marktgemeinde Breitenfurt bei 9.500 bis 10.000 Einwohnern (mit 
Nebenwohnsitzern) einpendeln wird. 
 
Weiters wurde eine Wohnbedarfsermittlung (Rechnerische Ermittlung der Wohnbaulandreserve für 
das Jahr 2036) (vgl. Beilage 15) durchgeführt. Diese Berechnung bezieht sich auf das gesamte 
Gemeindegebiet. Der Wohnbaulandbedarf im Prognosezeitraum beträgt 5,41 ha für 481,72 Wohnungen. 
Diese 481,72 Wohnungen beziehen sich auf das gesamte Gemeindegebiet und beziehen sich nicht 
ausschließlich auf den aufgelegten Bebauungsplan. 
 
  



Technisches Büro für Raumplanung und Raumordnung DI Friedmann und Aujesky 

 

 
Jeder Entwurf eines Bebauungsplans (Änderung bzw. teilweise Neuerlassung eines Bebauungsplanes) 
wird vor dem Beschluss durch den Gemeinderat exakt 6 Wochen lang im Gemeindeamt zur allgemeinen 
Einsicht öffentlich aufgelegt. Dies ist im § 33 des NÖ Raumordnungsgesetzes 2014 (NÖ ROG 2014) 
gesetzlich verankert. Jede Person (unabhängig von Wohnsitz oder Eigentum) darf den Entwurf einsehen 
und während der 6-wöchigen Auflagefrist eine schriftliche Stellungnahme abgeben. Eine 
Bürgerbeteiligung ist gesetzlich nicht vorgeschrieben und kann daher nur freiwillig von der Gemeinde 
selbst initiiert werden. 
 
 
 
Es wird dem Gemeinderat der Marktgemeinde Breitenfurt aus fachlicher Sicht empfohlen der 
Stellungnahme nicht zu entsprechen. 

 
 
Entscheidung des Gemeinderates:  
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Breitenfurt,  am 15.04.2026

: Stellungnahme  zum  Änderungsentwurf  des Bebauungsplanes  für  die Aufschließungszone  A4

It. Kundmachung  des Bgm. der  Marktgemeinde  Breitenfurt,  vom  C)6.03.2026

AZ: BBPUnd-2026-1

Zum gegenständlichen  Änderungsentwurf  des Bebauungsplanes  für  die Aufsctiließungszone  A4

möchte  ich innerhalb  offener  Frist  (Ende  17.04.2026,  12.00  Uhr)  wie  folgt  Stellung  nehmen:

l.) 1.1 Hochwasser/Gefährdungsbereiche

Unter  Zugrundelegung  des unter  www.noe.@v.at  (at1as.noe.gv.at Umwelt  und

Wasser/Hochwasserschutz/Hochwassergefährdete  Flächen)  einsehbaren  Gefahrenzonenplanes  u.a.

zur Aufschließungszone  A 4, (vgl. auch  Homepage  Gmd. Breitenfurt,  Auflage  Bebauungsplan,

Dokument  2026-03-06-Änderung  Bebauungsplan.  pdf  PDF-Datei  7 MB) befindet  sich das in Aussicht

genommenen  Baufeld  A zur  Gänze  in der  @elben Gefahrenzone  bzw. das dort  zu errichtende  Gebäude

WH  1,  sehr  nahe  der  Grenze  zur  roten  Gefahrenzone  (vgl.  wiesenparkbreitenfurt.at,

Bauprojektvorschlag  2025,  Beilage  Hochwasserschutz  3 Regenwassermanagement).

Das Baufeld  C befindet  sich zu einem  Viertel  und das geplante  WH 4 darin  zur Hälfte  in der  gelben

Gefahrenzone  (vgl.  w.o.)

Das Baufed  F befindet  sich mit  etwas  weniger  als seiner  Hälfte  in der  gelben  Gefahrenzone.  Das darauf

geplante  WH 13  befindet  sich dabei  zur  Gänze,  das WH 12 ca. zur Hälfte  in der  gelben  Gefahrenzone

(vgl. w.o.)

Die genannten  Baufelder  befinden  sich demnach  in einer  Zone,  die gefährdet  ist, bei lOO-jährlichen

Hochwässern  überflutet  zu werden.

1.2. Hangwässer/FIießwege

Mit  Ausnahme  der  Baufelder  A, D und  E werden  die übrigen  Baufelder  je von  einem,  das Baufeld  F von

zwei Hangwässer/FIießwegen gekreuzt (vgl. wiesenparkbreitenfurt.at,  Bauprojektvorschlag  2025,

Beilage  Hochwasserschutz  1 EntwäsSerung  - Starkregen  - Bestand:  unkontrollierte  Wasserläufe).

2.) Bekanntermaßen  ist der  Klimawandel  ein von  der  österreichischen  Politik  anerkanntes  Phänomen

(gefahrenzonenplan.at/kapitel/wann-treten-hochwasserereignisse-auf  ,,Die Bemessunqswerte  (für

HQ100)  können  sich natürlich  auch  ändern.  Veränderungen  u.a. durch  den Klimawandej")  bzw. (BM  für

Landwirtschaft,  Regionen  und  Tourismus:  RMP2ü21  Umsetzung  der  EU-Hochwasserrichtlinie

(2007/60/EG) -  2. Nationaler  Hochwasserrisikomanagementplan,  Pkt. 3.2.4  Klimawandel)

Bestätigt  wurden  die klimatischen  Veränderungen  auch durch  Dauer  und Intensität  deS letzten

Hochwasser-  und  Dauerregenereignisses  des  Jahres  2024  in Breitenfurt.
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Der  Klimawandel  als  dynamisches  Phänomen  hat sich in  den  letzten  Jahrzehnten  entwickelt,

Temperarturerhöhungen  im Jahresmittel  und deren  Folgen  (schneearme  Winter  heiße  trockene

Sommer bzw. örtlich stabile re@ionale  StarkreHenereiHnisse)  sind spürbar. Von der Wissenschaft
mehrheitlich  anerkannt,  steht  diese  Entwicklung  in Abhängigkeit  des global  weiter  ansteigenden  C02

Ausstoßes.  Es ist daher  mit an  Sicherheit  grenzender  Wahrscheinlichkeit  von  einer  weiteren

Erwärmungs-Dynamik  mit all  ihren  Folgen  auszugehen  (trockene  Böden,  heißere  Luft  nimmt

zunehmend  mehr  Verdunstungsflüssigkeait  auf,  die  örtlich  stabi1  abgeregnet  wird,  hochwasserführende

Wasserwege  und Überflutungen  bzw. unter  Wasser  stehende  Wiesenflächen).  ,,Hochwasser  durch

Oberflächenabfluss ist somit ein Thema, dem im Zusammenhang mit Klimawandel verstärkt
Aufmerksamkeit  geschenkt wird"  (RMP2021 S 49).

Es erscheint  daher  für  die Verordnung  des Bebauungsplanes  (die Kenntnis)  von  grundsätzlicher

Bedeutung, mit welchem Grad der GefährdunH  im Sinne des § 15 Abs 3 und 4 Z 2 NÖ ROG 2014, d.h.
mit welchen Regenmengen  (1/m2) im Verhältnis zur graduellen  Temperaturerhöhung  im Jahresmittel
man  für  die  an Wien  westlich  anschließende  Region  (in die der  Breitenfurt  und  die gegenständliche

Aufschließungszone  liegen)  künftig  rechnen  wird  müssen.  Im Zuge  des  fortschreitenden  Klimawandels

steigt  die Feuchtigkeitsaufnahmefähigkeit  der  Luft  pro  graduellem  Temperaturanstieg  und  erhöhte

dadurch die Intensität stationärer Starkregenereignisse (steigende 1/m2) bzw. deren [)auer was
insgesamt  künftige  Hochwasserereignisse  auch  im Bereich  der Aufschließungszone  verstärkt.  Die

Prognose  könnte  aus den  bislang  bereits  eingetretenen  Veränderungen  abgeleitet  werden.

Eine  dadurch  erforderliche  Verschiebung  der  schon  gegenwärtig  in  der  Aufschließungszone

befindlichen  Grenze  der  roten  Gefahrenzone  südwärts  zu  Lasten  der anschließenden  gelben

Gefahrenzone  liegt  im Bereich  des Möglichen.  Dies würde  jedenfalls  die  grundsätzliche  Bebaubarkeit

des Baufeldes  A wesentlich  bzw.  das aktuell  dort  in Aussicht  genommene  Gebäude  WH 1 zur  Gänze

betreffen.  Eine  allfällige  Betroffenheit  der  Baufetder  C und  F können  im Rahmen  dieser  Stellungnahme

nicht  eingeschätzt  werden,  ist  aber  nicht  auszuschließen.

Allfällige  Gutachtensergebnisse  könnten  auch  zur  Bewertung  der  bisherigen  hydrologischen

Einschätzungen  herangezogen  werden.

In Anbetracht  der  in der  Aufschließungszone  bereits  bestehenden  Risikozonen  handelt  es sich aber

jedenfalls  um  eine  im Sinne  der Fragestellung  tatsächliche  konkrete  und nicht  bloß abstrakte

Gefährdungslage.

3.) Im Rahmen  der  vom  Gesetzgeber  auch  im Bereich  der  (örtlichen)  Raumplanung  vorgegebenen

Grundlagenforschung  (z.B. § 29, 33, 51 NÖ RG 2014) i  die Gemeinden (gem. E) 13 Abs. 4 NÖ RG
2014)  bei der  Erstellung  oder  Abänderung  eines  örtlichen  Raumordnungsprogrammes  fachlich

geeignete  Personen  heranzuziehen.  Die aktuelle  Bausperre  kann  in diesem  Sinne  zum  Zweck  einer

konkreten  Gefahrenerforschung  genützt  werden.  Mit  einer  Entscheidung  des VfGH  zur Frage  der

aktuellen  Aufschließungsbedingungen  ist frühestens  in der  Frühjahrsession  2027  zu rechnen,  welche

Einschätzung  aber  einer  einschlägigen  Überprüfung  bedürfte.

Im Sinne  des § 51 NÖ ROG kann  die Gemeinde  (auch)  an die Landesregierung  um Unterstützung  bei

der  Grundlagenforschung  herantreten.
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ll.) Die Aufschließungsfläche  A4 (bzw. gefährdete Teile davon)  könnte  von allenfalls  gebotenen

Maßnahmen gem. Et 25 Abs. 2 NÖ ROG 2014 betroffen  sein, wenn die Beseitigung  dieserGefährdungen
nicht  innerhalb  einer Frist von 5 Jahren sichergestellt  werden kann und/oder  wenn gem. E) 15 Abs 4 Z
2 NÖ ROG 2014  die Fläche (wie vermut1ich gegenständlich)  innerhalb  eines  geschlossenen  Ortsgebiets

liegt und der Grad der Gefährdung so hoch ist, dass die ständige Benützung für  Siedlungs- und

Verkehrszwecke nicht  oder nur mit  unverhältnismäßig  hohem Aufutand  möglich ist.

Insofern  wird  angeregt  im Rahmen  notwendiger  Grundlagenforschung,  auf  Basis der Ergebnisse  des

oben unter  Pkt. 3 angeregten  Gutachtens,  die in Aussicht  stehenden,  die Gemeinde  betreffenden

Kosten  für  die Beseitigung  der  allenfalls  erhöhten  Hochwasser-  bzw. Fließwassergefährdung  und  deren

zeitliche  Umsetzung  im Detail  zu erheben  bzw. deren  budgetäre  Bedeckung  in einem  schlüssigen  und

belastbaren  Rechenwerk  darzustetlen.  Dies,  auch  um  beurteilen  zu können,  ob sich der  für  die ständige

Benützung  der  gegenständlichen  Aufschließungsfläche  für  Siedlungs-  und  Verkehrszwecke

erforderliche  Aufwand  allenfalls  (budgetbezogen)  als unverhältnismäßig  hoch  erweist  oder  nicht.

Seien dies  empfohlene  Maßnahme  des baulichen  Hochwasserschutzes  (vgl. das bekannte  GA Dipl.-lng.

Dr. Christoph  Hauer  vom  27.09.2025)  und/oder  Maßnahmen  zur  Versickerung  des Oberflächenwassers

versiegelter  Bauflächen.

Dem Vernehmen  nach sollen  in einem  gem.  E3 17 Abs. 4, 3. Absatz  NÖ ROG mit der Bauwerberin

abzuschließenden  Raumordnungsvertrag  von  der  Gemeinde  die  Erhaltungs-/künftige

Reinigungskosten  (periodische  Spülung  der  vom  Bauwerber  errichteten  Versickerungsschächte,  um die

Versickerungsfunktion  hemmende  Verschlammungen  zu beseitigen)  übernommen  werden.  Das könnte

eine  in ihrer  Höhe  bislang  nicht bekannte  Dauerbelastung  des  schon  derzeit  angespannten

Gemeindebudgets  begründen.

lIl.)  Ziel der  ausgeführten  Anregung  zu Einholung  eines  klimatologischen  Gutachtens  ist das Ansinnen,

die objektiven  Entscheidungsgrundlagen  sachbezogen  zu verbreitern.  Dies dient  dazu,  um im Falle

aufgrund  des Klimawandels  zu befürchtenden  Hochwasserschäden  an errichteten  Gebäuden  auf  der

Aufschließungsfläche  oder  auch  im  Bereich  der  Liesing  angesiedelter  Gebäude  im  eigenen

Gemeindegebiet  oder  in der  dem  Gewässerlauf  der  Liesing  nachfolgenden  Gemetnde  Wten,  allfälligen

Haftungsfragen  aufgrund  von  der  Gemeinde  Breitenfurt  umfassend  erfolgter  Grundlagenforschung  und

auf  deren  Ergebnissen  getroffenen  Entscheidungen  begründet  entgegentreten  zu können.
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Stellungnahme des Ortsplaners:  

Hinsichtlich des Regenwassermanagement kommen auch für diesen Bereich die derzeit geltenden 
Bebauungsvorschriften (§ 8) zur Anwendung. 
Bei den Baufeldern B und C wurden die Baufluchtlinien geringfügig geändert, um zu gewährleisten, dass 
die notwendige 40%ige Versickerungsfläche immer außerhalb der Fläche für die mögliche Bebauung (= 
Fläche innerhalb der Baufluchtlinien) liegt. Die notwendigen freizuhaltenden Flächen sind pro Baufeld 
ebenfalls in der Tabelle (vgl. Abb. 15a bzw. Beilage 1) angegeben. 

 
Abb. 15a Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 digitale Ermittlung der Flächen und eigene 
Berechnung 

 
 
Für die Marktgemeinde Breitenfurt liegt ein ministeriell genehmigter Gefahrenzonenplan (Zahl: 2026-
0.044.549 vom 14.01.2026) vor, der im Beschlussexemplar vom 29. 07. 2026 des aufgelegten 
Bebauungsplan eingetragen ist. Es wurden die roten, gelben, braunen Gefahrenzonen, sowie die blauen 
Vorbehaltsbereiche im Flächenwidmungs- und Bebauungsplan eingetragen. 
 
Rote Gefahrenzone: Bereiche, die so stark gefährdet sind, dass eine ständige Besiedlung nicht oder nur 
mit extrem hohem Aufwand möglich ist. Eine Bebauung ist hier in der Regel sehr stark eingeschränkt 
oder komplett ausgeschlossen. 
Gelbe Gefahrenzone: Flächen, die durch Naturgefahren bedroht sind und deren ständige Nutzung für 
Siedlungs- und Verkehrszwecke beeinträchtigt ist. Eine Bebauung ist nur unter strengen Auflagen 
möglich. 
Zusätzlich werden im GZP folgende Bereiche ausgewiesen: 
Blaue Vorbehaltsbereiche: Flächen, die für technische oder biologische Schutzmaßnahmen 
freizuhalten sind. 
Braune Hinweisbereiche: Zonen, die auf andere Naturgefahren (wie Steinschlag, Rutschungen oder 
Erosion) hinweisen. 
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In der aktuellen städtebaulichen Studie über den „Wiesenpark“ von der Architekten ZT GmbH 
Hawlik und Gerginski (vgl. Beilage 2) gehen diese ebenfalls auf die Gefahrenzonensituation ein. 

 Da die gelbe Zone im geschlossenen Ortsgebiet liegt und der Flächenwidmungsplan bereits 
besteht ist es zulässig im Bebauungsplan Flächen für eine Bebauung innerhalb der gelben Zone 
festzusetzen 

Die Gefahr des Hochwassers in der gelben Zone wird wie folgt berücksichtigt: 
 Entweder es wird das Fußbodenniveau des Erdgeschoßes (und alle Öffnungen in den Keller) 

über einer von der "Wildbach" individuell anzugebenden Höhe über dem umgebenden Gelände 
errichtet oder es wird ein individuelles Verfahren geführt. 

 Die Einfahrten von 2 Tiefgaragen liegen außerhalb der gelben Zone (Baufeld C und F). Die 
Einfahrt zur Garage von Baufeld A liegt in der gelben Zone. Diese wird hinsichtlich der Höhenlage 
so geplant, dass das Niveau der Einfahrt über dem zu erwartenden HQ 100 zu liegen kommt. Zur 
Vermeidung von eindringendem Wasser eines HQ300 ist die Einfahrt rundum mit einer STB-
Brüstung versehen und kann durch Dammbalken temporär geschlossen werden. 

 
Diese Überlegungen entstanden auch durch die raumordnungsfachliche Stellungnahme vom Büro 
RaumRegionMensch ZT GmbH vom April 2026 (vgl. Beilage 3), wo festgestellt wird, dass der 
gegenständliche Bereich im geschlossenen Ortsgebiet situiert ist und daher auch die im Norden 
bestehende Hochwassergefährdung einer ständigen Benützung für Siedlungs- und Verkehrszwecke nicht 
entgegensteht. 
 
Von der Wildbach- und Lawinenverbauung wurde ebenfalls eine Stellungnahme von DI Christian 
Stundner vom 28. Juli 2026 mit der Geschäftszahl: WLK ID 215 25 759 abgegeben (vgl. Beilage 4): 
Aus wildbachfachlicher Sicht wird der Marktgemeinde Breitenfurt empfohlen, folgende Bestimmungen in 
den Bebauungsplan aufzunehmen, die im Verordnungstext folgendermaßen formuliert sind: 

 Innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone dürfen keine Neubauten oder Gehwege 
errichtet werden. 

 Eine Entlangführung von Verkehrswegen ist innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone 
nicht möglich. Etwaige Querungen der Bachstatt mittels Brücken sind auf das unbedingt 
notwendige Mindestmaß zu reduzieren. Für Brückenbauwerke ist eine wasserrechtliche 
Bewilligung notwendig. 

 Eine Entlangführung von kritischer Infrastruktur (Strom, Abwasser, Trinkwasser, etc.) ist 
innerhalb der roten Wildbachgefahrenzone nicht möglich. Etwaige Querungen der 
Bachstatt sind auf das unbedingt notwendige Mindestmaß zu reduzieren. Die 
Mindestüberdeckung der Einbauten muss mind. 1,5 m betragen (d.h.: Kabel- oder 
Rohrführung mind. 1,5 m unter dem jeweiligen Sohlniveau). 

 Die zu bebauuenden Flächen (incl. Nebengebäude und Gärten) müssen innerhalb der 
Gelben Wildbachgefahrenzone im Vorfeld gegebenenfalls nach Maßgabe eines 
wasserrechtlich bewilligten Projekts hochwasserfrei gestellt werden. Das zu 
unterstellende Bemessungsereignis ist ein HQ₁₀₀ incl. IF inklusive einer 30 cm hohen 
Sicherheitsreserve (Freibord). 

 Alle innerhalb der Gelben Wildbachgefahrenzone liegenden KFZ Abstellplätze,müssen 
im Vorfeld gegebenenfalls nach Maßgabe eines wasserrechtlich bewilligten Projekts 
hochwasserfrei gestellt werden. Das zu unterstellende Bemessungsereignis ist ein 
HQ₁₀₀ incl. IF. 

 Die Hochwasserfreistellung hat derart zu erfolgen, daß gegebenenfalls nach Maßgabe 
eines wasserrechtlich bewilligten Projekts das öffentliche Interesse (Verweis § 105 
Wasserrechtsgesetz) nicht beeinträchtigt und bestehende Rechte nicht verletzt werden. 
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 Durch die Hochwasserfreistellung darf es gegebenenfalls nach Maßgabe eines 

wasserrechtlich bewilligten Projekts zu keiner Wasserspiegelerhöhungen auf 
Fremdgrundstücke kommen (Hinweis: auf Eigengrund 506/1 wird sich der 
Wasserspiegel im Differenzenplan verändern). 

 Die Planung der Hochwasserfreistellung hat durch ein befugtes und fachkundiges Büro 
für Wasserbau oder Wildbachverbauung zu erfolgen. Die geplanten Maßnahmen sind 
mit der Wasserrechtsbehörde schriftlich abzustimmen, ggf. ist eine wasserrechtliche 
Bewilligung notwendig. 

 Hangwässer / pluviale Wässer sind bei der Planung der Hochwasserfreistellung zu 
berücksichtigen. 

 Die Zufahrt / der Zugang zu den innerhalb der Gelben Wildbachgefahrenzone liegenden 
Baulichkeiten muss auch im Bemessungsfall dauerhaft möglich sein (Hinweis: auch hier 
ist zu beachten, dass es zu keiner Beeinträchtigung des öffentliche Interesse und 
bestehende Rechte kommt). 

 Innerhalb der Wildbachgefahrenzonen (rot und gelb) ist die die Errichtung 
geschlossener Zäune, Sockelmauern, abflusshemmender Hecken, etc. nicht möglich. 
Allfällige Zäune sind so herzustellen, dass sie kein Hindernis für den 
Hochwasserabfluss darstellen. 

 Alle neu hinzukommenden Dach- und Oberflächenwässer sind entweder auf 
Eigengrund zu retentieren. Im Falle einer Einleitung in den Vorfluter ist eine 
wasserrechtliche Bewilligung notwendig. 

 Innerhalb der Wildbachgefahrenzonen dürfen keine Spielplätze errichtet werden. 
 Auch während der Baupase ist der gefahrlose Hochwasserabfluss im Hinblick auf 

gelagerte Baumaterialien, Gerüste, Baustelleneinrichtung, etc. sicherzustellen. 
 

 
Bezüglich der Überdeckung von Tiefgaragen wird folgende Bestimmungen in den Bebauungsplan 
aufgenommen, die im Verordnungstext folgendermaßen formuliert ist: 
§ 17, Abs. (3) Tiefgaragen, die eine Überdeckung mit Erdreich von mindestens 60 cm aufweisen, zählen 
nicht zur versiegelten Fläche. 
 
Erläuterung: Die Überdeckung mit Erdreich von mindestens 60 cm ergibt sich aus der Überlegung, dass 
man damit bei der doppelten gesetzlichen Mindesthöhe laut § 31, Abs. 9 NÖ ROG 2014 ist. 
Die Gesetzesbestimmung lautet: 

(9) Zur Ortsbildgestaltung oder um unzumutbare Belästigungen zu vermeiden, dürfen bestimmte 
Teile oder ein bestimmtes Ausmaß von Grundflächen zu Freiflächen erklärt werden. Auf diesen 
Freiflächen dürfen keine Vorhaben nach § 14 und § 15 NÖ BO 2014, LGBl. Nr. 1/2015 in der 
geltenden Fassung, errichtet werden. Ausgenommen sind Vorhaben, die zur Gänze mindestens 
50 cm unter dem Gelände nach Fertigstellung und mindestens 50 cm unter dem Bezugsniveau 
liegen und die für eine intensive Begrünung mit einem Bodenaufbau von mindestens 30 cm 
geeignet sind. 

 
 
Aufgrund der zahlreichen Vorgaben des Natur- und Artenschutzes hat sich die Gemeinde entschlossen, 
ein Biodiversitätskonzept vom 22.07.2026 vom Büro Land in Sicht von Dipl.Ing. Thomas Proksch, 
Ingenieurkonsulent für Landschaftsplanung und Landschaftspflege erstellen zu lassen (vgl. Beilage 12). 
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Das Büro Land in Sicht kommt zu dem Schluss, dass unter Berücksichtigung der dargelegten 
Begleitmaßnahmen, insbesondere von CEF-Maßnahmen zur Erhaltung eines örtlichen Neuntöterreviers, 
werden auf Grundlage des durchgeführten Naturschutzfachlichen Screenings und einer darauf 
basierenden vorhabensbezogenen Auswirkungsanalyse durch die Umsetzung des 
Siedlungsbauvorhabens „Wiesenpark Breitenfurt“ in der Gemeinde Breitenfurt bei Wien keine 
Verbotstatbestände gemäß den einschlägigen Bestimmungen des NÖ Naturschutzgesetzes idgF 
begründet und ist auch die Naturverträglichkeit des ggst. Vorhabens im Zusammenhang mit der Lage des 
Projektgebiets im FFH-Gebiet „Wienerwald – Thermenregion“ (AT1211A00) gegeben. 
 
Hinzuweisen ist zudem darauf, dass die Umsetzung der in einem Biodiversitätskonzept dargelegten 
ergänzenden Maßnahmen eine Aufwertung der Artenvielfalt und Lebensraumbedeutung des 
Projektgebiets gegenüber dem Status quo erwarten lässt. 
 
 
 
Es wird dem Gemeinderat der Marktgemeinde Breitenfurt aus fachlicher Sicht empfohlen der 
Stellungnahme nicht zu entsprechen. 

 
 
Entscheidung des Gemeinderates:  
 
 
 

 



An den

Stellungnahme  zum  derzeit  aufliegenden

.2026

Sehr  geehrte  Damen  und  Herren!

Eine  Verbauung  des hier  angesprochenen  Areals  liegt  weder  im Interesse  der Mehrheit  der

ortsansässigen  Bevölkerung  noch  der  unmittelbar  betroffenen  Menschen.  Das  bedeutet,  dass  der
für  solche  Veränderungen  nötige  Wunsch  der  eigenen  Bevölkerung  nicht  gegeben  ist!  Der
Bebauungsplan  wurde  OHNE  eingehende,  sorgfältige  Prüfung  durch  unabhängige  Experten
(im  Auftrag  der  Gemeinde)  erstellt.

Die  Volksbefragung  zum  ,,Generationenp1an"  vom  20. Jänner  2019  ergab  mit 57,4Prozent  ein
deutliches  NEIN  zu einer  vertraglichen  Sicherstellung  der  Verbauung  der  Breiteneder-Gründe.

Die  neuerliche  Volksbefragung  vom  8.  Dezember  2024  über  die mögliche  Verbauung  der

Breiteneder-Gründe  hat  wieder  ein eindeutiges  Ergebnis  ergeben:

Bei einer  Wahlbeteiligung  von  71,4  Prozent  haben  62,4  Prozent  die Frage  'l mit Nein  und  56,8

Prozent  die Frage  2 mit  NEIN  beantwortet.

Ein Ziel  der  örtlichen  Raumplanung  ist  die  Anhebung  der  Lebensqualität.  Dieses  Ziel  wird  im nun

vorliegenden  Plan  deutlich  verfehlt!

*  a-Wie zuletzt  das Hochwasser  im Herbst  2024  zeigte,  werden  die Liegenschaften  im Umfeld

der Breiteneder-Gründe  bei Starkregenereignissen  überflutet,  Grund-  und  Hangwasser

richten  bereits  jetzt,  wo  dieses  Areal  noch  Wasser  aufnehmen  kann,  Schäden  an.

*  Die Hauptstraße  in Breitenfurt  und in weiterer  Folge  die B13 sind  zu Stoßzeiten  bereits

überlastet,  wir  alle  kennen  die  morgendlichen  Stauberichte  im Radio.

*  Die mit dem starken  Verkehrsaufkommen  zusammenhängenden  Faktoren  wie Lärm  und

Schadstoff-Emissionen  belasten  die Bevölkerung  bereits  jetzt  massiv.

*  Die  im Motivbericht  als  wesentlich  bezeichnete  Durchwegung  ist planlich  nicht  ausreichend

gesichert.

*  Die  Auseinandersetzung  mit  Ortsbiid  und  Einfügung  in die bestehende  Bebauungsstruktur  ist

unzureichend.

*  Unzutreffende  Annahmen  zur  Haushaltsgröße  als fehlerhaffe  Planungsgrundlage

*  Die  Herkunff  der  maßgeblichen  Planungsziele  ist unklar.

*  Nachvollziehbare  Abwägung  der,,verworfenen"  Varianten  fehlen.

*  Die  Erklärung,  warum  höhere  Gebäude  gerade  für  andere  Nutzungen  notwendig  sein  sollen,

fehlt.

*  Transparenz  der  Entscheidungskette  fehlt.

*  Es besteht  die  Gefahr  einer  projektgetriebenen  statt  ortsbezogenen  Planung.

*  Der  zu erwartende  Zuzug  wirkt  sich  u.a.  auf  Kindergärten,  Schule,  Abwassermanagement

etc.  aus und widerspricht  somit  einem  sparsamen  Umgang  mit immer  geringeren  und

begrenzten  öffentlichen  Mitteln.

Konkrete  Studien  oder  Gutachten  mit  validierten  Ergebnissen  zu all diesen  Punkten  wurden  von

der  Gemeindeführung  bisher  nicht  eingeholt  und  fehlen  daher.  Ohne  solche  Abwägungen  sind  die



Folgen  der Verbauung  eines derart  großen  Areals  im Bereich  der Hochwasserzone  nicht

einzuschätzen  und daher  hochriskant.

Im Sinne  vorausschauender  Konfliktminimierung,  Schadensbegrenzung  und der  Berücksichtigung

des  öffentlichen  Interesses  (siehe  Ergebnisse  der  VolksbeTragungen)  raten  wir  dringend  davon  ab,

ohne  die geforderten  Prüfungen  und Abklärungen  und ohne  Einbindung  der Bevölkerung  in die

Planung  dieses  Projekt  umzusetzen.

Vielen  Dank für  Ihre  Aufmerksamkeit  und für die  Berücksichtigung  unserer  Anliegen  als

Bürger"innen  von Breitenfurt

MitfreundlichenGrüßen: von  dev  Demokrctiiae

Name Adresse Unterschrift

]3i-e:L-)enf  t_ir  t
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Stellungnahme des Ortsplaners:  

Die gegenständliche Stellungnahme ist gleichlautend, wie die Stellungnahme 3.37 von Lehner, 2384 
Breitenfurt. 
Daher ist auch die Beantwortung gleichlautend. 
 
 
 
Es wird dem Gemeinderat der Marktgemeinde Breitenfurt aus fachlicher Sicht empfohlen der 
Stellungnahme nicht zu entsprechen. 

 
 
Entscheidung des Gemeinderates:  

 
 





